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Editorial 

Matthias Fuchs, FID move / Sächsische Landesbibliothek – Staats- und Universitätsbibliothek 

 

 

Die Verkehrswende zielt auf die nachhaltigere 

Ausgestaltung des gesamten Verkehrssystems. 

Unbenommen ein notwendiger Schritt, zu dem die 

verkehrswissenschaftliche Forschung in zahlreichen 

Projekten immer wieder wichtige Impulse setzt und 

gemeinsam mit Akteur:innen aus der Gesellschaft 

und der Industrie versucht, einen positive 

Veränderungen herbeizuführen. Und auch wenn die 

damit verbundenen Potenziale klar 

herausgearbeitet werden, so stehen einer konkreten 

Umsetzung bzw. einer zügigen Transformation oft 

verschiedene Herausforderungen und Widerstände 

entgegen. Das wirft die Frage auf, welche Status 

oder Fortschritte die Verkehrswende 

möglicherweise hemmen oder sogar als Begrenzung 

wirken könnten. 

Unserer Autorinnen und Autoren nähern sich dieser 

Frage auf unterschiedlichste Art und Weise und 

zeigen wissenschaftlich fundiert und mit starkem 

Praxisbezug Ansätze, die demgegenüber zum 

Gelingen der Verkehrswende beitragen. Dazu 

gehört, wie in unserem ersten Beitrag, auch die 

kritische Auseinandersetzung mit der Rolle des MIV, 

insbesondere des Autos, in der Mobilitätskultur in 

Planung, Verwaltung und Gesellschaft am Beispiel 

des Berliner Graefekiez. Der zweite Artikel diskutiert 

dann den Einfluss der Sprache und Bilder als wichtige 

Instrumente für die Verkehrswende und zeigt, wie 

Beteiligungsprozesse und die transdisziplinäre 

Wissenskommunikation unseren Alltag beeinflussen 

können. Kraftvolle Worte findet dann auch der dritte 

Beitrag, indem er die Neo-Mobilität als Leitbild für 

die Umstrukturierung des aktuellen Modal Split und 

damit als Schlüsselfaktor für die Verkehrswende 

präsentiert. Der vierte Beitrag stellt im Anschluss die 

Grenzen dieses transformativen Prozesses in Bezug 

auf die Förderung der Nahmobilität am Beispiel des 

Berliner Bezirks Pankow in Zusammenhang, die sich 

in der öffentlichen Verwaltung ergeben. Der fünfte 

Artikel macht auf die, nach der Pandemie, nun 

wieder deutlich steigende Anzahl an 

Pendelverkehren aufmerksam und stellt die Frage, 

warum diese Entwicklung qua eigentlich besseren 

Wissens an vielen Stellen zu beobachten ist. 

Ebendiese Frage, aber mit ganz anderem Fokus und 

methodischen Ansatz stellt dann auch der letzte 

Artikel. Hier werden die moralischen und ethischen 

Implikationen des Blinkens oder besser gesagt, des 

Nicht-Blinkens im Straßenverkehr Gegenstand der 

Auseinandersetzung, die letztendlich auch Ausdruck 

eines sich ändernden Bewusstseins für die 

Wechselwirkungen der eigenen Entscheidungen mit 

der Umwelt im Verkehrswesen sind.  

Die Beiträge dieser vielseitigen Ausgabe zeigen, dass 

die oft-gewünschte Verkehrswende bzw. der damit 

verbundene, transformative Prozess kein 

Selbstläufer ist. Beharrungskräfte und Widerstände 

wirken ihr entgegen. Wie überwindbar diese sind 

und welche Ansätze es dafür braucht, dafür liefert 

diese Ausgabe anregende Beispiele. In diesem Sinne 

wünsche ich Ihnen eine spannende Lektüre. 
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Abstract 
 

 

Ziel einer Verkehrswende ist es, mehr Platz für Fahrrad- und Fußverkehr sowie für mehr Grün zu gewinnen. Der 

Berliner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg ist im Projekt Graefekiez dafür ein Beispiel. Rund 2.000 Stellflächen sollen 

umgewidmet werden. Bei der Umsetzung zeigen sich neben den Grenzen der verkehrsrechtlichen Anordnung die 

weiterhin große Bedeutung des Autos, das noch tiefe Spuren in der mentalen Verfasstheit der dort Lebenden 

hinterlassen hat 
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1. Das Auto als zentrales Problem der Verkehrs-

wende 

Die Probleme des städtischen Verkehrs können nur 

gelöst werden, wenn es gelingt, den fließenden und 

ruhenden Autoverkehr einzudämmen. Ob es um 

mehr Platz für Fahrradwege geht, um einen attrakti-

veren ÖPNV durch Vorrangschaltungen und Busspu-

ren oder um Straßenquerungen für Fußverkehre und 

um sichere Schulwege oder mehr Grün in den Innen-

stadträumen: Alles wird nur gelingen, wenn die Zahl 

der Autos deutlich reduziert werden kann.  

 

Dies gilt schon deshalb als eine große Herausforde-

rung, weil seit vielen Jahrzehnten der Fokus der deut-

schen Verkehrspolitik auf der Vermehrung der Zahl 

der zugelassenen Fahrzeuge sowie den damit gefah-

renen Kilometer lag und immer noch liegt. Eine Reihe 

von steuerlichen Privilegien wie die Entfernungspau-

schale, die Dieselsubventionierung sowie die Dienst-

wagenregelung zielen einzig und allein darauf, die 

Fahrten mit Autos attraktiver zu machen (Canzler, 

Knie, Ruhrort, Scherf 2018). Ein wichtiges Instrument 

dieser vielen Fördermaßnahmen ist die Freigabe öf-

fentlicher Flächen für das private Abstellen von Pkw. 

Die Attraktivität dieses Verkehrsmittels beruht daher 

im Wesentlichen darauf, selbst in einer Großstadt 

wie Berlin das eigene Auto praktisch überall abstellen 

zu können, ohne dafür angemessen bezahlen zu müs-

sen. Diese aus einer spezifischen historischen Situa-

tion heraus getroffene politische Entscheidung ist als 

herrschende Praxis gesellschaftlich sehr gut adaptiert 

worden und besitzt jedenfalls in Deutschland so et-

was wie den Status eines Naturrechts (Knie 2023). 

 

In der Regel stehen diese privaten Fahrzeuge aber 

23 Stunden auf versiegelten öffentlichen Flächen still. 

Für die Idee einer klimaresilienten Stadt sind sie da-

mit ein Problem, denn Regenwasser kann nicht versi-

ckern und die öffentlich bereitgestellten Flächen für 

private Abstellanlagen tragen zur weiteren Aufhei-

zung des Stadtklimas bei (Umweltbundesamt 2023). 

Der stehende Fahrzeugpark ist besonders für Kinder 

und gehandicapte Menschen eine Gefährdung, weil 

Sichtachsen und Zugänge eingeschränkt und behin-

dert werden. Es fehlt zudem an Platz für den Wirt-

schaftsverkehr. Fahrzeuge zur Versorgung finden kei-

nen Platz, weil Anwohnende den Parkraum blockie-

ren. Alle Argumente sprechen daher gegen öffentli-

che Parkplätze in Innenstadtlagen. Allerdings ist ein 

flächendeckender Rückbau von Stellflächen in 

Deutschland noch unüblich, die Gewöhnung an die-

ses Privileg ist immer noch sehr stark.  

 

Um aber dennoch eine flächendeckende Umwid-

mung anzugehen, muss in einem ersten Schritt ein 

*Korrespondierende(r) Autor(in): 
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Quartier gefunden werden, wo zumindest der objek-

tive Bedarf an einem privaten Auto sehr gering ist 

und Versuche einer Reduzierung beginnen können. 

Gesucht werden daher Quartiere, die sehr gut mit 

dem öffentlichen Verkehr erschlossen sind, die über 

Einkaufs- und Freizeitangebote in fußläufiger Entfer-

nung verfügen, kurzum, in denen baulich und infra-

strukturell bereits die Voraussetzungen für eine 15-

Minuten-Stadt gegeben sind. Die Hypothese ist, dass 

die Aussicht auf Umgestaltung des öffentlichen 

Raums hier eine hohe Akzeptanz erfährt, weil Alter-

nativen verfügbar sind und das Fehlen von Parkflä-

chen nicht primär als Verlust, sondern als Gewinn von 

Optionen erfahren wird. Im weiteren Verlauf könnte 

dann die Zahl der Fahrzeuge deutlich gesenkt und die 

Zahl der gefahrenen Kilometer reduziert werden.  

 

Berlin bietet sich für einen solchen Ansatz schon 

deshalb an, weil hier im Vergleich zu anderen Groß-

städten mit rund 380 Autos auf 1.000 Einwohnende 

deutlich weniger Fahrzeuge zugelassen sind als in an-

deren deutschen Städten. Diese Zahl geht in den In-

nenstadtbezirken sogar deutlich zurück.  

 

Das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-

schung (WZB) hat für den Bezirk Friedrichshain-

Kreuzberg in einer repräsentativen Umfrage 2021 

festgestellt, dass mehr als zwei Drittel der dort Woh-

nenden solche Maßnahmen zur Verbesserung der 

Aufenthaltsqualität von Quartieren begrüßen wür-

den, auch wenn dies mit dem Verlust von Parkplätzen 

verbunden ist (Ruhrort et al 2021).  

 

Ergebnisse von wissenschaftlichen Analysen haben 

aber nur dann eine Chance auf Resonanz, wenn sie 

auf ein politisches Klima stoßen, indem solche Um-

bauarbeiten konkret vor Ort versucht werden. Seit 

der Verabschiedung des Mobilitätsgesetzes des Ber-

liner Senats im Jahr 2018 sind die Berliner Innen-

stadtbezirke auf der Suche nach neuen Wegen, den 

Platz für alle neu aufzuteilen. Besonders aktiv ist da-

bei der Bezirk Friedrichhain-Kreuzberg. 

 

 

Abbildung 1: zugeparkte Lade- und Lieferzone, Foto: 
WZB 

2. Der Verkehrsversuch im Berliner Graefekiez 

Das Bezirksparlament hat daher im Sommer 2022 

beschlossen, im Graefekiez, einem innerstädtischen 

Altbauquartier, rund 2.000 Stellplätze für private Pkw 

für andere Nutzungen umzuwandeln. Als Begrün-

dung wurde angegeben, die Schulwegsicherheit zu 

erhöhen und den Weg zu einer klimaresilienteren 

Stadt zu befördern. Auf den frei gewordenen Flächen 

sollten Lade- und Lieferzonen, Sharingangebote ein-

gerichtet sowie Flächen entsiegelt werden. 

 

Der Weg zu diesem Ziel wurde von der Bezirksver-

ordnetenversammlung (BVV) aber nicht definiert, le-

diglich festgelegt, dass es sich um einen Verkehrsver-

such handeln sollte, der nach sechs Monaten evalu-

iert und anschließend bewertet wird. Festgeschrie-

ben wurde dazu auch die wissenschaftliche Evalua-

tion durch das WZB (BVV Beschluss, 29.06.2022, 

DS/0154/VI).  

 

Bei der Umsetzung stellte das zuständige Bezirk-

samt fest, dass es sich hier nicht mehr um eine Ein-

zelmaßnahme handelt. Nach den geltenden Rechts-

grundsätzen der zugrundeliegenden Straßenver-

kehrsordnung (StVO) können nicht einfach flächen-

deckend Stellplätze umgewandelt werden. Der hin-

zugezogene juristische Sachverstand (vgl. BBSR 2023) 

bestätigte dementsprechend klar, dass ohne eine Ge-

fahrenabwehr von bereits eingetretenen Unfällen ein 

solcher Eingriff in die bestehende Verkehrslandschaft 

auf Basis einer verkehrsrechtlichen Anordnung durch 

die Straßenverkehrsbehörde rechtlich nur sehr ein-

geschränkt möglich ist.   

 

Bereits hier werden die ersten Unzulänglichkeiten 

einer Verkehrswende deutlich. Zwar haben viele 

Kommunen bereits Pläne zur Umgestaltung von In-

nenstädten entwickelt und verabschiedet, aber man 

ist geneigt mit Berthold Brecht aus der Drei-Gro-

schen-Oper zu argumentieren: „Ja, mach nur einen 

Plan! Sei nur ein großes Licht! Und mach dann noch 

’nen zweiten Plan, gehen tun sie beide nicht“.  

 

Das Aufstellen von Verkehrsentwicklungsplänen 

und anderen Planwerken ist rechtlich gesehen meist 

nicht mehr als eine Absichtsbekundung. Das ist zwar 

oft ein erster Schritt in Richtung einer Verkehrs-

wende, dieser reicht aber für einen rechtssicheren 

Eingriff nicht aus. Die jüngsten Urteile der Verwal-

tungsgerichte in Gießen, Hamburg, Berlin und Mün-

chen haben alle klar das Diktat der „Sicherheit und 

Leichtigkeit“ des Verkehrsflusses als Maxime des gel-

tenden Rechts unterstrichen und damit Klagen von 

Anwohnenden und Betroffenen für einen Stopp von 

solchen Eingriffen in der Sache Recht gegeben (BBSR 

2023). Als eines der ersten Zwischenergebnisse bei 

den Planungsarbeiten im Graefekiez musste daher 
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festgestellt werden, dass eine Verkehrswende im 

Sinne der Umsetzung des Beschlusses der BVV auf 

Basis des geltenden Rechts gar nicht möglich ist. Die 

dominierenden Nutzungsformen des Autos sind fest 

in der aktuellen Straßenverkehrsordnung abgesichert 

und damit auf den ersten Blick sozusagen interventi-

onsresistent. 

 

Da aber im Quartier mehrere Schulen und Kitas an-

gesiedelt sind, wurde vom Bezirksamt bestimmt, den 

Versuch in zwei Stufen zu realisieren. Im ersten 

Schritt sind um diese Schulen herum Stellflächen zur 

Verbesserung von Sichtachsen entsiegelt sowie für 

ausgewiesene Lade- und Lieferzonen und alternative 

Sharingangebote im Rahmen des BVG-Angebots 

„Jelbi“ bereitgestellt worden. Damit wurden rund 

400 Stellflächen einer neuen Nutzung zugeführt und 

den Bedingungen der geltenden StV0 entsprochen, 

bei Schulen Eingriffe der Straßenverkehrsbehörden 

zur Schulwegsicherung zu erlauben. Eine ebenfalls 

geplante Durchfahrtssperre am Rande des sogenann-

ten „Zickenplatzes“ zur Verkehrsberuhigung konnte 

bisher aufgrund von fehlenden Kapazitäten des Be-

zirks noch nicht realisiert werden. 

 

Der Versuch in dieser ersten Stufe läuft nun seit ei-

nem halben Jahr, er wird entsprechend BVV-Be-

schluss wissenschaftlich begleitet und ausgewertet. 

Die Empfehlungen für eine mögliche Ausweitung, 

Skalierung und Übertragbarkeit sollen der BVV zur 

Beschlussfassung Ende Mai 2024 vorgelegt werden. 

In den folgenden zwei Kapitel werden einige Zwi-

schenergebnisse vorgestellt. 

 

 

Abbildung 2: Entsiegelung von Parkplätzen, Foto: paper 
planes e.V 

 

 

3. Hohe Zustimmungswerte im Kiez 

Noch unmittelbar vor der Realisierung der genann-

ten Umbaumaßnahmen hat das WZB gemeinsam mit 

dem Institut für angewandte Sozialforschung Infas im 

Sommer 2023 eine Erhebung im Kiez organisiert 

(Knie, Pfaff 2023). Für die quantitative Befragung 

konnte eine Bruttostichprobe aus dem Einwohner-

melderegister ausschließlich für den Graefekiez und 

die unmittelbaren Randgebiete gezogen werden. 

Eine Rücklaufquote von 18 Prozent ergab eine Netto-

stichprobe von 1.341 Befragten. Bei einem ausgewo-

genen Geschlechterverhältnis liegt das Durch-

schnittsalter bei rund 49 Jahren. 

Der Kfz-Bestand ist im Graefekiez mit 181 Autos auf 

1.000 Einwohnenden selbst im Vergleich zu anderen 

Berliner Bezirken oder gar zu anderen Großstädten 

sehr gering, aber bei 30.000 Einwohnenden pro 

Quadratkilometer prägen selbst bei dieser geringen 

Quote die Autos auch hier das städtische Erschei-

nungsbild in einer dominanten Weise. 

 

Allerdings wird das Auto laut der Erhebung vom 

Sommer 2023 nur noch bei neun Prozent der tägli-

chen Wege eingesetzt. Das Fahrrad ist mit 57 Prozent 

das vorherrschende Verkehrsmittel und der ÖPNV 

mit 28 Prozent beteiligt. Hauptsächlich bewegen sich 

die Befragten aber ohne Verkehrsmittel: Rund 70 

Prozent sind täglich zu Fuß unterwegs. Mehrfachnen-

nungen waren möglich. Selbst Leihräder und E-Scoo-

ter finden sich mit rund zwei Prozent noch in den 

Nennungen. 

 

Die Spuren der Autogesellschaft sind aber auch 

hier noch sehr deutlich und finden sich nicht nur im 

Stadtbild. Rund 82 Prozent der Befragten besitzen ei-

nen Führerschein und 42 Prozent der Haushalte ha-

ben einen Zugriff auf ein Auto. Nur leicht darüber 

liegt mit 46 Prozent der Anteil derer, die Zeitkarten 

für den öffentlichen Verkehr besitzen.  

 

Es ist anzunehmen, dass sich das Auto in diesem 

Berliner Innenstadtbereich mehr zu einer Mobilitäts-

reserve entwickelt hat. Man ist froh, eines zu haben, 

um gelegentlich zur Ostsee oder zu Bekannten/Ver-

wandten zu fahren, aber in der täglichen Routine 

wird es nicht gebraucht. Dieses Nutzungsprofil ist 

aber nur möglich, weil das Abstellen von Pkw nichts 

kostet. Der Graefekiez ist nicht parkraumbewirt-

schaftet.  

 

Die hohe Dichte an Kneipen, Einkaufsgelegenhei-

ten, Schulen, Kitas und Ärzten schafft zwar eine an-

sprechende Urbanität, sodass der Graefekiez von 

rund 70 Prozent als sehr angenehme Wohngegend 

eingeschätzt wird, aber rund 25 Prozent sehen im 

Verkehr ein Problem, das besonders mit Blick auf Äl-

tere und Kinder gelöst werden muss. 

 

Die Zustimmungswerte zu den einzelnen Maßnah-

men fallen dabei unterschiedlich aus. Die Umnutzung 

von Kfz-Abstellflächen für eine Begrünung erhält in-

teressanterweise eine klare Zustimmung von mehr 

als 50 Prozent ("sehr gut") gegenüber 25 Prozent, die 

das eher ablehnen ("sehr schlecht"). Die geringste 

Unterstützung findet bei der Befragung die Idee von 

mehr Sitzflächen: Rund 43 Prozent der Befragten sind 

dafür und 27 Prozent dagegen. Die Einrichtung von 
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Lade- und Lieferzonen wird dagegen mit einer hohen 

Zustimmung von mehr als 60 Prozent versehen, le-

diglich zwölf Prozent sind ausdrücklich dagegen. 

 

Insgesamt bestätigen sich damit auch die Werte ei-

ner repräsentativen Untersuchung des WZB aus dem 

Jahr 2021, die allerdings im gesamten Bezirk Fried-

richshain-Kreuzberg erhoben wurde. Damals hatten 

bereits zwei Drittel der Befragten der Aussage zuge-

stimmt, dass die Umwidmung von Parkplätzen für an-

dere Nutzungen eine dringliche Angelegenheit sein 

sollte. 

 

Dass die Zustimmungswerte nicht abgesunken 

sind, ist umso erstaunlicher, weil seit der ersten Be-

fragung das Thema Parkraumnutzung im Graefekiez 

heftig diskutiert wurde und mehrfach Thema öffent-

licher Auseinandersetzungen war. 

 

 

4. Erste Zwischenbilanz 

Die nächste Erhebung (T1) ist für den März 2024 

vorgesehen, danach wird ein Bericht verfasst, der als 

Grundlage der Entscheidung der BVV dienen soll. 

Drei Optionen sind möglich: Rückbau auf den ur-

sprünglichen Zustand, Verstetigung der bisherigen 

Maßnahmen oder ein weiterer Ausbau der Umnut-

zung von Parkflächen bis zur Zielgröße von 2.000. 

  

 Eingriffe in den Straßenraum werden in aller Regel 

als verkehrsrechtliche Anordnung (VA0) durch die 

Straßenverkehrsbehörde vorgenommen. Allerdings 

ist die Eingriffstiefe sehr begrenzt, weil die beste-

hende Straßenverkehrsordnung – wie bereits er-

wähnt – nur einen sehr engen Gestaltungsspielraum 

lässt. Umfassende Veränderungen sind daher ledig-

lich als Umwidmungen öffentlicher Straßen auf Basis 

des Berliner Straßengesetzes durch die Straßenbau-

behörde – nach Anhörung der Straßenverkehrsbe-

hörde – möglich. Denkbar wäre für einen zweiten 

Schritt, nicht mehr eine VAO auszusprechen, sondern 

im Rahmen eines Verwaltungsakts einen Umwid-

mungsplan zu verabschieden. Allerdings ist auch die-

ser Verwaltungsakt an eine Reihe von Bedingungen 

geknüpft: 

• Klare Definition der Ausgangslage und der 

Ziele, 

• Beschreibung der Maßnahmen, 

• Dokumentation einer Beteiligung, 

• Absicherung der Maßnahmen in einer in-

tegrierten Gesamtbetrachtung mit einer 

Interessenabwägung, 

• Politische Bestätigung durch die BVV. 

 

Selbst wenn die vorläufig gescheiterte Novelle des 

StVG und der StVO vom November 2023 doch noch-

mals verabschiedet würde, ändert dies hieran grund-

sätzlich nichts. Damit gewinnt der Bezirk eine deut-

lich höhere Gestaltungskraft, die nach bisheriger Er-

kenntnis auch rechtlich deutlich robuster ist. 

 

Die bisherigen Erfahrungen, die neben den ge-

nannten Erhebungen auf Basis von Fokusgruppen so-

wie direkten Befragungen ermittelt wurden, lassen 

sich wie folgt zusammenfassen (Rösner, Scheidler 

2024). 

 

Es ist weiterhin eine zustimmende Zweidrittel-

Mehrheit erkennbar. Vor allen Dingen die Maßnah-

men zur Entsiegelung sowie die (immer noch erst ge-

plante und noch nicht realisierte) Durchfahrtsperre 

am „Zickenplatz“ finden eine hohe Zustimmung.  

 

Die Jelbi-Mobilitätsstationen werden nach Aussa-

gen der BVG vergleichsweise stark genutzt und schaf-

fen auch mehr Ordnung bei den E-Scootern, die nur 

noch an genau definierten Stationen abgegeben wer-

den dürfen.  

 

Die Einladungen zum öffentlichen Diskurs auf den 

bisher organisierten Veranstaltungen im Kiez haben 

vor allem Kritikern und MahnerInnen Raum zur Dar-

stellung und Profilierung gegeben. So ist zwischen-

zeitlich der Eindruck einer Polarisierung entstanden, 

der aber durch die Ergebnisse der T0-Befragung nicht 

bestätigt wird. Öffentliche Veranstaltungen werden 

gerade in Zeiten der digitalen Medien dazu genutzt, 

Kontroversen besonders hoch zu gewichten. Kon-

flikte und Streitereien eigenen sich besser für „Brea-

king News“ als unspektakuläre Konsense. 

 

Die Kommunikation durch das Bezirksamt wird an-

gesichts der hohen Bedeutung der Maßnahmen mitt-

lerweile sehr genau beobachtet und egal wie sie auch 

ausfällt, gerne für die jeweilige Grundhaltung instru-

mentalisiert („Mir hat ja keiner was gesagt“). Insbe-

sondere Gewerbetreibende drängen auf Klarheit be-

züglich ihrer konkreten und perspektivischen Mög-

lichkeiten für ein Parken im Kiez. Anwohnende wie-

derum betrachten Formate der Beteiligung insbeson-

dere dann kritisch, wenn bereits unmittelbar vor Be-

ginn der Beteiligungsaktivitäten bereits mit Umbau-

maßnahmen begonnen wird. 

 

Die grundsätzliche Haltung der Gewerbetreiben-

den dem Versuch gegenüber ist aber positiv. Proble-

matisch ist die rechtlich bisher nicht mögliche Bereit-

stellung von öffentlichen Parkplätzen für das Ge-

werbe. Auch hier zeigt sich die Fokussierung der StV0 

auf den privaten Pkw-Besitz (Borcherding, Knie 

2023). Während dieser kostenlos öffentlich abge-

stellt werden kann, ist dies für gewerbliche Fahr-

zeuge nur für das Be- und Entladen für maximal 30 
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Minuten erlaubt. Ausnahmen werden zwar geduldet, 

aber einen rechtssicheren und planbaren Anspruch 

gibt es für Gewerbetreibende nicht.  

 

Personen mit Migrationshintergrund erreichen die 

Beteiligungsangebote nur minimal bis gar nicht. Hier 

müssen zukünftig neue Formate und Zugänge entwi-

ckelt werden, zumal diese Gruppe beispielsweise im 

Graefekiez prägend ist.  

 

Einzelne Interessengruppen bringen bekannte Ein-

wände ein: Besonders Personen mit subjektiv wahr-

genommenen oder auch objektiven Handicaps fürch-

ten um ihre gewohnte Mobilität mit dem privaten 

Auto. Allerdings sind diese Einwände schwer einzu-

ordnen und zu gewichten, weil sie oft als Einzel-

schicksal kommuniziert werden.  

 

Insgesamt gesehen ist die Kommunikation mit den 

Anwohnenden, dem Gewerbe, den lokalen Initiativen 

und Interessengruppen für die Akzeptanzsicherung 

und den Erfolg einer Verkehrswendemaßnahme sehr 

wichtig. Die Akteure erhalten wichtige Informationen 

zu den Problemlagen im Gebiet, O-Töne zu den Wün-

schen und Ideen der Menschen und eine Einschät-

zung der Stimmung vor Ort hilft zur Justierung der 

Maßnahmen durch das Bezirksamt. Diese Form der 

Beteiligung darf dabei aber nicht mit Mitbestimmung 

verwechselt werden und sollte so auch nicht kommu-

niziert werden. Über die Legitimation einer Verkehrs-

wendemaßnahme wird alleine im politisch-parla-

mentarischen Raum entschieden, die Umsetzung 

liegt bei der dafür legitimierten Verwaltung. Hinzu 

kommt, dass bei solchen Beteiligungen eine oft wahr-

zunehmende Dominanz von Gruppen entsteht, die 

bereits sehr viel Erfahrung in der Praxis alternativer 

Bewegungsformen haben und dann den Projektzie-

len auch schaden können, wenn damit Lebensprakti-

ken popularisiert und absolut gesetzt werden, die 

aber gar nicht mehrheitsfähig sind (Borcherding 

2023).   

 

 

 

Abbildung 3: Wissenschaft in der Öffentlichkeit, Foto: 
WZB 

Ein weiterer Aspekt, der bislang noch kaum erfasst 

wurde, sind die Vorbehalte vor den neu entstehen-

den Stadträumen. Die Befragten im Kiez sowie auch 

die BesucherInnen der Veranstaltungen äußerten oft 

ihre Befürchtungen, dass mit einer Aufwertung der 

Aufenthaltsqualität auch die Zahl der Besuchenden 

deutlich zunimmt und damit der Lärm und die Ver-

müllung weiter zunehmen. Damit einher geht die be-

reits sehr oft auch zitierte Angst vor einer weiter an-

steigenden Gentrifizierung des Kiezes. Projekte zur 

Verkehrswende müssen darauf gefasst sein, immer 

auch Teil einer sich verändernden Stadtlandschaft zu 

sein. Verkehr ist das Spiegelbild gesellschaftlicher 

Dispositionen, Eingriffe in die verkehrliche Raumnut-

zung sind auch immer Interventionen in Lebensent-

würfe. 

 

 

Abbildung 4: Jelbi Mobilitätspunkt, Foto: Elke Stamm 
(BVG Jelbi) 

 

 

5. Die Bedeutung der Wissenschaften 

Beim konkreten Vorhaben im Graefekiez spielt die 

Wissenschaft eine sehr konkrete Rolle, die weit über 

die zugedachte Aufgabe als Evaluationseinrichtung 

hinausgeht. 

 

Für die bisherigen Verkehrswendeprojekte sind 

wissenschaftliche Erkenntnisse überhaupt die Grund-

lage. Die Auswahl des Kiezes sowie die Idee, die Ver-

kehrswende als kommunales Thema aufzugreifen, 

beruht auf einer Reihe von Analysen der unterschied-

lichen Disziplinen, die von der BVV aufgenommen 

werden. Es zeigt sich, dass die Ergebnisse empirischer 

Forschungsprojekte, die veränderte Verhaltenspräfe-

renzen dokumentieren, auch in den Verwaltungen 

und Parlamenten den wahrgenommenen Denk- und 

Handlungsraum vergrößern können. Beim Umset-

zungsprozess selbst sind wissenschaftliche Partner 

neben der Akquise von zusätzlichen Mitteln auch bei 

operativen Unterstützungen wichtig. Zudem lassen 

sich örtliche Problemfelder mit Unterstützung wis-

senschaftlicher Partner schneller generalisieren und 

damit auf ihre Skalierbarkeit überprüfen.  
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Allerdings verläuft die Zusammenarbeit nicht im-

mer reibungslos. Wissenschaftliche Akteure sind in 

aller Regel den eigenen „Peers“ verpflichtet und rich-

ten Fragestellung, Methodik und Ergebnisverwer-

tung nach wissenschaftsinternen Kriterien aus. Dies 

kann sich durchaus auch einmal mit Bedürfnissen der 

kommunalen Politik decken, muss es aber nicht. Dar-

über hinaus sind die Forschungshypothesen in der 

Regel unter idealtypischen Bedingungen formuliert 

und bilden die reale Lage vor Ort nur ungenügend ab. 

Hier gilt es Kompromisse zu finden. Zur erfolgreichen 

Zusammenarbeit braucht es daher ein hohes Maß an 

„Ambivalenztoleranz“.   

 

Ebenfalls kritisch reflektiert wird die während der 

Umsetzung mitunter entstehende unklare Rollenver-

teilung. Wer ist eigentlich für was zuständig, wer ver-

antwortet die Maßnahmen? Einerseits wird hier eine 

klare Trennung verlangt, damit Wissenschaft auch als 

„ehrlicher Makler“ auftreten kann, beispielsweise 

Konflikte entschärfen und objektivierbare Perspekti-

ven einbringen (Kläver, Götting 2023). Andererseits 

zeigt sich, dass gerade die temporäre Auflösung der 

Rollendifferenz in dieser sehr veränderungsresisten-

ten Umgebung neue, überraschende Perspektiven 

eröffnet und die oft polaren Positionen ins Wanken 

bringt. Denn aus der Innovationsforschung ist be-

kannt, dass sich Dinge dann verändern, wenn der Fal-

sche das Richtige sagt. Gemeint ist, dass mit überra-

schenden Zuschreibungen, die nicht dem erwarteten 

Rollenmodell entsprechen, mitunter neuer Denk-

raum eröffnet wird, wenn beispielsweise wissen-

schaftliche Akteure wie Verwaltungen argumentie-

ren und umgekehrt einzelne Ämter sich die Argu-

mentationen der Forschenden aneignen.  

 

Schließlich wird aus Sicht der Wissenschaft zukünf-

tig immer bedeutsamer, dass dieser Transfer nur in 

bidirektionaler Weise funktioniert, das heißt, die ge-

meinsamen Ergebnisse auch zurück in die wissen-

schaftlichen Diskurse gespielt werden. Denn nur 

wenn es zu dieser „doppelten Validierung“ kommt, 

die wissenschaftlichen Peers und Praxispartner ge-

meinsam bewerten und bestätigen, entsteht robus-

tes und damit auch verwertbares Wissen (Nowotny 

2003).  

 

 

6. Nächste Schritte 

Die BVV wird wie bereits erwähnt auf Basis der 

Empfehlung des Bezirksamtes entscheiden. Es zeich-

net sich aber bereits jetzt ab, dass bei einer weiteren 

Umgestaltung von Parkflächen die juristischen 

Grundlagen verändert werden müssen. Dies auch aus 

der Notwendigkeit heraus, bei einer Skalierung der 

Maßnahmen die Aufwände überschaubar zu halten 

und sozusagen generische Instrumente verfügbar 

machen, die in allen Quartieren und Kiezen funktio-

nieren, die dies auch wollen.  

 

Denn eine wichtige Erfahrung bei der flächende-

ckenden Umgestaltung ist die, dass die bisher immer 

üblichen verkehrsrechtlichen Maßnahmen für eine 

Transformation von Straßen und Plätzen nicht geeig-

net sind. Neuwidmungen von Funktionen im öffentli-

chen Raum gehen offenkundig nur auf Basis des Lan-

desstraßengesetzes. Dieser Prozess erlaubt es Bezir-

ken und Kommunen, Erschließungsstraßen neue Be-

deutungen zu geben und das Befahren und das Ok-

kupieren von Flächen anders zu regeln. Aber auch 

dieser Verwaltungsakt ist an eine Reihe von Maßnah-

men und Prozessen gebunden, die zunächst auf-

wendiger erscheinen, die aber am Ende rechtssiche-

rer und damit politisch robuster sind (Neumann 

2024). Aber selbst in einem Quartier wie dem Grae-

fekiez zeigt sich immer noch die vorherrschende Be-

deutung des Autos in den mentalen Dispositionen. 

Die Phantasie der Menschen sich ihre eigenen Städte 

mit deutlich weniger Fahrzeugen vorzustellen, muss 

noch weiter aktiviert werden. Zur erfolgreichen Um-

setzung einer Verkehrswende sind daher auch objek-

tive Gegebenheiten wie die geringe Fahrzeug-

besitzquote verbunden mit alternativen Nutzungen, 

aber auch der unbedingte politische Wille einer Um-

setzung notwendige Voraussetzungen.  

 

 

Abbildung 5: Parklets statt Autos mit Stadträtin Annika 
Gerold, Foto: Corinna von Bodisco 
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Abstract 
 

 

Überzeugende Narrative einer gelingenden Verkehrswende brauchen nicht nur textliche Konzepte, sie brauchen 

auch Bilder, die inspirieren und neugierig auf eine andere Realität auf Straßen und Plätzen machen und zugleich 

als realistisch erreichbar erscheinen. In diesem Beitrag werden dazu vier exemplarische Zukunftsbilder vorgestellt, 

die in ihrer Kopplung von Bild und Text als ein erfolgversprechendes Format in Beteiligungsprozessen der trans-

disziplinären Wissenskommunikation zur lokalen Verkehrswende eingesetzt werden können. 

 
Schlagwörter / Keywords:  

Verkehrswende, Narrative, Visualisierung, Mobilitätsstationen, aktive Mobilität, Beteiligung 

 

 

1. Einleitung 

Während der Corona-Pandemie wurde der städti-

sche Nahraum oft neu entdeckt. Als Büros, Geschäfte 

und Freizeiteinrichtungen geschlossen waren und 

weite Wege plötzlich sinnlos schienen oder gemie-

den wurden, wurde die nähere Umgebung aufge-

sucht. Auf Spaziergängen um die Ecke oder auf Spritz-

touren mit dem Rad haben viele ihre Nachbarschaft 

besser oder wieder kennengelernt. Die Straßen und 

Plätze in der Nähe wurden zu Aufenthaltsorten (vgl. 

Knie et al. 2021). Dieser Corona-Pandemie-Effekt äh-

nelt den Erfahrungen, die in konsequent verkehrsbe-

ruhigten Stadtarealen gemacht werden. Auch in den 

Wohngebieten von Barcelona, wo Durchfahrtssper-

ren, die sogenannten Superblocks, das Autofahren 

unattraktiv machen und zugleich das Parken nicht 

mehr möglich ist, blüht das Leben auf den Straßen 

auf. Alte trauen sich heraus aus ihren Wohnungen 

und Kinder dürfen auf der Straße Ball spielen (vgl. 

Nello-Deakin 2022). 

Die Straße ist Aufenthaltsort und zugleich ein Teil 

des Verkehrs, der insgesamt vor einer umfassenden 

Transformation steht. Technische Innovationen allein 

genügen nicht, ein Elektroauto für alle wird nicht die 

Lösung für die Nutzungskonkurrenz um knappen 

städtischen Raum sein. Der Rechtsrahmen, die Sied-

lungsformen und nicht zuletzt eingefahrene Nut-

zungsroutinen und gesellschaftliche Normvorstellun-

gen müssen sich ändern. Die Dimensionen und das 

Ausmaß der Veränderungen sind jedoch den unter-

schiedlichen Akteursgruppen, die es für das Gelingen 

der Verkehrswende braucht, schwer zu vermitteln. 

Das gilt schon für die Tatsache, dass Städte und Mo-

bilität, wie wir sie heute kennen, nicht etwas Natur-

gegebenes sind. Ihre Entstehungsgeschichte und da-

mit auch die Veränderbarkeit des Gegenwärtigen 

sieht man ihnen nicht an. Umgekehrt ist es beinahe 

unmöglich zu erkennen, dass es auch anders sein 

könnte. Das erklärt auch die starken Beharrungsten-

denzen mit Blick auf die Formen der Fortbewegung 

und des Stadtbildes. Der Streit um die Verkehrs-

wende droht nicht selten zu eskalieren. Gerade des-

halb sind Formate und Hilfsmittel für die transdiszip-

linäre Wissenskommunikation von großer Bedeu-

tung, die einen öffentlichen Diskurs gemeinsam mit 

BürgerInnen über kontroverse Ziele und Erwartun-

gen des Umgangs mit den anstehenden Transforma-

tionsherausforderungen unterstützen (vgl. Wissen-

schaftsrat 2015, Dienel 2014, Kläver & Götting 2023). 

Vor diesem Hintergrund sollen im vorliegenden 

Beitrag die Möglichkeiten, aber auch die Grenzen von 

Visualisierungen für ein Verkehrswende-Narrativ be-
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trachtet werden. Die Hypothese lautet, dass es ne-

ben fundierten Argumenten für eine nachhaltige Ver-

änderung des vom Auto dominierten städtischen 

Verkehrs auch Bilder bedarf, die das mögliche Ergeb-

nis einer lokalen Verkehrswende veranschaulichen. 

Um wirkungsvolle Bilder zu erzeugen, sind eine Reihe 

von gestalterischen Voraussetzungen sowie die 

Glaubwürdigkeit der inhaltlichen Botschaften der 

Darstellungen zu berücksichtigen. Nur dann können 

solche Zukunftsbilder ein hilfreiches Instrument in 

Beteiligungsverfahren sein. Am Beispiel von vier Zu-

kunftsbildern, die für diesen Zweck entwickelt wur-

den, soll deutlich werden, wie zentrale Elemente der 

lokalen Verkehrswende ins Bild gesetzt werden kön-

nen. Relevant für das Verständnis der Visualisierun-

gen ist nicht zuletzt ihr Entstehungskontext. Dieser 

prägte entscheidend die Auswahl und Betonung spe-

zifischer bildlicher Motive und vorrangiger Themen. 

Im ersten Zukunftsbild stehen Mobilitätsstationen 

und ihre Integration in den urbanen Kontext im Mit-

telpunkt, im zweiten werden temporäre kurzfristige 

Umplanungen von öffentlichen Verkehrsflächen zur 

Steigerung aktiver Mobilität illustriert, im dritten 

geht es um längerfristige Maßnahmen – ein Rad-

schnellweg, der den suburbanen Raum an eine Groß-

stadt anbindet. Im vierten Zukunftsbild wird die Be-

teiligung von Bürgerinnen und Bürgern an städti-

schen Umbauvorhaben zur Aufwertung des öffentli-

chen Raumes dargestellt. Am Schluss des Beitrages 

werden die potenziellen Verwertungsperspektiven 

von Visualisierungen ausgeleuchtet und auf alterna-

tive Instrumente zur Veranschaulichung von künfti-

gen Verkehrsrealitäten und Stadträumen verwiesen. 

 

 
2. Vom Narrativ zum Zukunftsbild  

Polarisierende Debatten um tatsächliche oder ver-

meintliche Einschränkungen in Folge der Verkehrs-

wende nehmen zu – gerade in der öffentlichen Wahr-

nehmung des Themas. Ein möglicher Ausweg ist ein 

plausibles Narrativ, also eine anschauliche und über-

zeugende Geschichte. Narrative bündeln verschie-

dene Lösungswege und komplexe Zusammenhänge 

und machen Veränderungen mit dem Ausblick auf 

eine Zukunftsvision erzählbar. Je nach Ausformung 

sind sie mal mehr, mal weniger stark mit wissen-

schaftlichen Fakten und Konzepten angereichert. 

Narrative bewegen sich so in der Spannung zwischen 

einer allgemein verständlichen Sprache und sachlich 

notwendigen Differenzierungen der behandelten 

Themen. Die Arbeit der Zuspitzung muss unzulässige 

Vereinfachungen vermeiden. Sie kombinieren dabei 

charakteristischerweise soziale und technische Ele-

mente zu einem kohärenten Szenario. Solche Zu-

kunftsszenarien können auch ein Gegenmittel für 

pauschale Vereinseitigungen sein, wie beispiels-

weise, dass mit der Verkehrswende das Auto kom-

plett abgeschafft würde. Ein Narrativ ist hilfreich, 

wenn es aus den Diskurs-Blasen herausführt und für 

ganz unterschiedliche Akteure nachvollziehbar ist. In 

ihrer kommunikativen Funktion als Brückenbauer 

können Narrative helfen, den diskursiven Austausch 

zwischen verschiedenen Akteursgruppen anzuregen 

und so die Wissenskommunikation in transdisziplinä-

ren Konstellationen zu unterstützen.    

Mindestens so wichtig wie gute Argumente und 

eine verständliche Sprache sind für Narrative Visuali-

sierungen, wie denn die Straße, der Platz, auch die 

Stadt während und nach einer gelungenen Verkehrs-

wende aussehen können. Dafür braucht es Bilder, die 

inspirieren. Sie stehen unvermeidlich in Kontrast zur 

bestehenden Realität. Auf diese Weise können die 

Variabilität und damit die Wandelbarkeit in der Ge-

staltung sowie in der Nutzung bestehender Straßen 

und Plätze verdeutlicht werden. Die Begrenzung der 

Informationsmenge und -dichte, die sich mittels kur-

zer, griffiger, rein textlicher Narrative vermitteln 

lässt, ist bei solchen Visualisierungen deutlich höher. 

Schon lange wissen wir, ein Bild sagt mehr als 1000 

Worte. Die Praxis sozialer und technischer Innovatio-

nen lässt sich so in ihrem möglichen Zusammenspiel 

klarer vermitteln als in langatmigen und dennoch oft 

abstrakt bleibenden Texten (vgl. Schrögel & Weitze 

2018). 

Damit solche Visualisierungen erfolgreich einge-

setzt werden können, ist es entscheidend, die Sehge-

wohnheiten und Ansprüche bzw. Erwartungen der je-

weiligen Zielgruppen zu berücksichtigen. Denn die 

Entschlüsselung der vielfältigen Bildinhalte hängt 

maßgeblich vom Vorwissen der Betrachtenden ab. 

Kenne ich beispielsweise die Namen von Sharing-An-

bietern nicht, werde ich auch parkende Autos mit 

entsprechenden Schriftzügen nicht als solche identi-

fizieren. Starke Bilder sind also gut orchestrierte Bil-

der, deren Verweisebene das vorhandene Wissensni-

veau trifft. Fruchtbar ist es zudem zu reflektieren, 

was überzeugende Zukunftsbilder ausmacht, die be-

reits in Beteiligungsverfahren eingesetzt wurden. Für 

die Hauptzielgruppen in transdisziplinären kommu-

nalen Projekten und insbesondere im Dialog mit Bür-

gerInnen gibt es wichtige Erkenntnisse, nicht zuletzt 

aus einem jüngeren Bürgergutachten (vgl. Böhm et 

al. 2021). Dieses Bürgergutachten entstand in dem 

von der Stiftung Mercator geförderten Kooperations-

projekt „Verkehrswende erleben“ von WZB, paper 

planes e.V. und der TU Berlin, in welchem ebenfalls 

Zukunftsbilder mit Szenarien einer nachhaltigen 

Stadt- und Mobilitätswende erarbeitet und interes-

sierten BürgerInnen zur kritischen Begutachtung vor-

gelegt wurden (vgl. Allianz der freien Straße 2022). 

Aus dem Feedback der BürgerInnen auf die vorge-

stellten Renderings lassen sich Schlüsse ziehen, was 

zu beachten ist. 
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Zukunftsbilder stehen selten für sich allein. Sie 

brauchen zugleich auch die sprachliche Erläuterung 

bzw. Ergänzung. Das gilt umso mehr, wenn sie als In-

strumente in Beteiligungsverfahren zu Verkehrsvor-

haben und Projekten des Stadtumbaus eingesetzt 

werden. Erst in der passenden Kopplung von Bild und 

Text lassen sich Visualisierungen verstehen und ge-

winnbringend einsetzen. Neben einer hohen visuel-

len und auch sprachlichen Qualität muss auch das Mi-

schungsverhältnis von innovativen Elementen und 

dem bekannten Status quo stimmen. Der zeitliche 

Horizont von Zukunftsbildern unterliegt dabei unver-

meidlich dem Visions-Dilemma: Ist er zu nah, wird mit 

großer Wahrscheinlichkeit zu sehr über Details ge-

sprochen, ist er jedoch zu weit, entsteht schnell der 

Eindruck, das Dargestellte sei doch utopisch oder gar 

illusionär. 

Neben dem zeitlichen Horizont besteht ein weite-

res Spannungsverhältnis, dem Visualisierungen nicht 

entrinnen können: Sie müssen bei allem utopischen 

Überschuss hinreichend „wirklichkeitsnah“ sein. So 

darf nicht ausschließlich die Sonne scheinen und es 

sollen nicht alle Gebäude und die Infrastruktur wie 

gerade erst errichtet dargestellt werden. Ebenfalls 

leidet die Glaubwürdigkeit der Visualisierung erheb-

lich, wenn die dargestellten Personen und sozialen 

Interaktionen die urbane Wirklichkeit mitsamt ihrer 

Ambivalenzen nicht widerspiegeln. Der urbane öf-

fentliche Raum ist geprägt durch vielfältige Aktivitä-

ten, die nicht immer konfliktfrei sind. Er ist bisweilen 

übernutzt und dreckig, in ihm werden persönliches 

Elend und fehlende soziale Kontrolle sichtbar. Zum 

anderen muss die infrastrukturelle und (ver-

kehrs)technische Ausstattung in den Bildern An-

schluss an bekannte und gegenwärtige Lösungen hal-

ten, um nicht als phantastische Science-Fiction wahr-

genommen zu werden. 

Zukunftsbilder ersetzen keine verkehrspolitische 

und –planerische Debatte, auch sind sie nicht losge-

löst von verkehrsrechtlichen Rahmenbedingungen, 

die vom Prinzip der „Leichtigkeit des Verkehrs“ be-

stimmt und seit Jahrzehnten auf die Ermöglichung 

und Gewährleistung der automobilen Gesellschaft 

ausgerichtet sind. Gleichwohl können sie dazu beitra-

gen, aus der Normativität des Faktischen herauszu-

treten. Vorausgesetzt, die skizzierten Qualitätsan-

sprüche an die Bilder sind erfüllt und die unvermeid-

baren Spannungsbögen ausbalanciert, steigen die 

Chancen, mithilfe dieser Zukunftsbilder die Treiber 

der Verkehrswende zum Weitermachen zu motivie-

ren und auch die Bürgerinnen und Bürger zu gewin-

nen, sich für die notwendigen Änderungen nicht zu-

letzt liebgewordener Routinen und für selbstver-

ständlich gehaltener Dominanz des Autos zu öffnen. 

 

3. Entstehungskontext der Zukunftsbilder 

Die nachfolgend thematisierten Zukunftsbilder 

nachhaltiger Mobilität wurden von der Begleitfor-

schung Nachhaltige Mobilität (BeNaMo) im Rahmen 

des BMBF geförderten „Synthese und Transferpro-

jektes zur „Forschungsagenda nachhaltige urbane 

Mobilität“ entwickelt[1]. Das nexus Institut und das 

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 

(WZB) wurden vom Bundes-ministerium für Bildung 

und Forschung (BMBF) 2020 beauftragt, die Förder-

maßnahmen und Projekte der Forschungsagenda 

„Nachhaltige urbane Mobilität“ zu begleiten. Die Ak-

tivitäten der Begleitforschung (BeNaMo) sind insbe-

sondere auf die bedarfs-orientierte Unterstützung 

und Vernetzung der Projekte der BMBF-Fördermaß-

nahmen MobilitätsWerkStadt2025 (MWS2025) und 

MobilitätsZukunftsLabor2050 (MZL2050) aus-gerich-

tet. Die Entwicklung und Umsetzung von diversen 

Transferformaten und -produkten für die transdiszip-

linäre Wissens-kommunikation und -generierung bil-

den hierbei einen Fokus. Die 14 MWS2025-Projekte 

der Phase 2 befassen sich mit der konkreten Lösungs-

entwicklung und Umsetzung für lokal spezifische Her-

ausforderungen der Mobilitäts-wende. Sie bearbei-

ten ein weites thematisches Spektrum (von suburba-

nem On-Demand-Verkehr bis zu interkommunalem 

Radverkehrsmanagement) und sind hinsichtlich der 

räumlichen Dimension (von der Großstadt bis zur 

ländlichen Kommune) höchst divers. Zentrale thema-

tische Inhalte der Zukunfts-bilder sind aus diesem 

Grund an den thematischen Schwerpunkten dieser 

Projekte orientiert. Es wurden die drei Themen-

schwerpunkte „Intermodale Mobilität und Mobili-

tätsstationen“, „Aktive Mobilität“ und „Beteiligung“ 

definiert. Wegen der Heterogenität der Raumbezüge 

wurden die drei zu visualisierenden Themen zusätz-

lich jeweils im Kontext eines städtischen und eines 

ländlich-suburbanen Raumbezugs entwickelt. 

Im Ergebnis sind sechs Visualisierungen im Stile von 

Renderings entstanden, die zweifach genutzt werden 

können: Zum einen können sie konkret zur lokalen 

Maßnahmenkommunikation der Projektkommunen 

der MWS2025 und damit zur lokalen Akzeptanz-för-

derung eingesetzt werden. Die Themen der 

MWS2025-Projekte sowie konkrete Maßnahmen der 

Projekte finden sich in den Zukunftsbildern in Form 

abstrahierter Visualisierungselemente wieder. Zum 

anderen können die Zukunftsbilder zugleich auf abs-

trakterer Ebene als exemplarische Darstellungen für 

die Stärkung des allgemeinen Diskurses, des Ver-

ständnisses und der Akzeptanzsteigerung von Ver-

kehrswendemaßnahmen eingesetzt werden. Daher 

wurden sie online auch für andere Kommunen und 

interessierte Akteure zur Verfügung gestellt. 

Die im Kontext von BeNaMo entwickelten bildli-

chen Zukunftsszenarien sollten als aktivierendes visu-
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elles Material den konstruktiven Diskurs über zukünf-

tige Umsetzungen und Zielvorstellungen einer nach-

haltigen Mobilitätswende und Stadtentwicklung un-

terstützen und in unterschiedlichen kommu-nikati-

ven Settings 

eingesetzt wer-

den können. 

Teil der unter-

schiedlichen 

Zukunftsbilder 

sollten sowohl 

solche Maß-

nahmen sein, 

die temporä-

ren und rever-

siblen Charak-

ter haben als 

auch jene, die 

eine dauer-

hafte bauliche 

Umgestaltung 

und Neu-auf-

teilung von 

Straßenraum- 

und Verkehrs-

flächen aufzei-

gen. Um eine 

ausreichende 

alltagsweltli-

che Nähe und 

Affizierung zu 

erzeugen, 

sollte es sich zudem um durch Menschen belebte All-

tagsszenarien handeln, die dazu animieren, diese 

neugestalteten Räume zu nutzen und die Diskussion 

über neue soziale Praktiken und ihre jeweils lokale 

Passfähigkeit anzuregen (wie suburbanes Pendeln 

auf Rad-schnellwegen, die Nutzung von Repair-Stati-

onen und städtischen nachbarschaftlichen Begeg-

nungszonen oder Urban Gardening). Um eine hohe 

Glaubwürdigkeit und Identifikation sowie eine prakti-

sche Nutzung für aktuelle oder in Kürze beginnende 

Maßnahmen zu ermöglichen, wurde der Zeitbezug 

bewusst auf die „nahe Zukunft“ (2-8 Jahre) sowie auf 

die Visualisierung in Normalsicht-Perspektive (Au-

genhöhe) in realistisch anmutenden Raumbezügen 

gelegt. Basierend auf einem Verständnis von Mobili-

tät als Möglichkeitsraum (Canzler & Knie 1998), zielt 

die Visualisierung mittels Zukunftsbildern auf eine ak-

tive Erweiterung der vorstellbaren Möglichkeits-

räume ab. 

 

4. Vorstellung exemplarischer Zukunftsbilder 

Im Folgenden werden vier ausgewählte Zukunfts-

bilder zu drei thematischen Schwerpunkten der Ver-

kehrswende vorgestellt, die jeweils unterschiedliche 

Raumbezüge (Stadt, Stadt-Umland) sowie variie-

rende Interventionstiefen (temporär, langfristig) auf-

weisen. Die darin dargestellten inhaltlichen Elemente 

speisen sich zum einen aus den konkreten Arbeitsge-

genständen der MWS2025-Projekte sowie überge-

ordnet aus konzeptionellen Diskurslinien der trans-

formativen Mobilitätsforschung. 

Im Sinne der hier beabsichtigten konzeptionellen 

Betonung der Potenziale solcher Zukunftsbilder im 

Rahmen der Verkehrswende werden die Bilder im 

Folgenden nicht in all ihren Details vorgestellt. Der 

Fokus liegt vielmehr auf einer knappen Bildbeschrei-

bung zentraler Elemente. Alle Zukunftsbilder können 

über die Website der Begleitforschung Nachhaltige 

Urbane Mobilität in hochauflösender Qualität bezo-

gen, frei verteilt und unter Nennung der Quelle un-

eingeschränkt genutzt werden (Creative Commons 

BY 4.0).[2] 

 

 
[1] Es handelt sich dabei um eine Auftragsarbeit von Jonas Marx, 

der im Stil von Renderings, die insbesondere in der Immobilienwirt-

schaft verbreitet sind, jeweils skalierbare fotorealistische Bilder er-

stellt hat, die die Perspektive eines erwachsenen Betrachters auf 

urbane sowie suburbane Settings einnehmen. 
[2] https://www.zukunft-nachhaltige-mobilitaet.de/zukunftsbil-

der-zum-downloaden/ 

Ein zentraler Baustein zum Gelingen der Verkehrs-

wende liegt in der allgemeinen Vereinfachung des 

Zugangs zu umweltfreundlichen Verkehrsalternati-

ven und ihrer benutzerfreundlichen Verschränkung 

Intermodale Mobilität und Mobilitätsstationen im städtischen Raum 

Abbildung 1: Zukunftsbild zum Themenfokus intermodale Mobilität und Mobilitätsstationen im städtischen Raum, 

Quelle: BMBF  
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an einem Ort. An solchen Mobilitätsstationen können 

Fuß-, Rad-, Sharing- und öffentlicher Verkehr sowie 

On-Demand-Angebote (Taxis oder Shuttles) nahtlos 

miteinander verknüpft und damit intermodale Wege-

ketten ermöglicht werden.  

Für Planung und Gestaltung von Mobilitätsstatio-

nen gelten dabei folgende Grundsätze, die sich in der 

hier gewählten Darstellung einer exemplarischen in-

nerstädtischen Mobilitätsstation idealtypisch wieder-

finden: Schaffung eines vielfältigen Serviceangebots, 

witterungsgeschützter Sitz- und Aufenthaltsmöglich-

keiten, sicherer Mikrodepots und Ermöglichung eines 

schnellen Umstiegs auf öffentliche und umwelt-

freundliche individuelle Verkehrsmittel. Im hier dar-

gestellten städtischen Kontext gilt es zusätzlich, eine 

Vielzahl von Sharing-Fahrzeugen anzubieten, da in 

Nachfragespitzen mehr Menschen gleichzeitig ein 

Auto, ein Fahrrad oder einen Scooter ausleihen 

möchten (vgl. Vöckler & Eckart 2023). 

Grundsätzlich sollte sich eine Mobilitätsstation, ob 

am Stadtrand oder in der Innenstadt, gestalterisch 

einfügen und zu ihrem jeweiligen Umfeld passen. Im 

hier dargestellten Fall ist die Mobilitätsstation in ein 

urbanes Mischgebiet von Wohnen und Einzelhandel 

am neuralgischen Kreuzungsbereich einer Straße für 

den motorisierten Verkehr und einer Fahrradstraße 

integriert. Zudem müssen Gestaltung und Arrange-

ment solcher Knotenpunkte ein Höchstmaß an Über-

sichtlichkeit und leichter Orientierung gewährleisten. 

Im hier dargestellten Zukunftsbild wird zudem deut-

lich, dass eine Mobilitätsstation keine reine Schön-

wettereinrichtung sein sollte, sondern auch bei Re-

gen Schutz bieten und vollumfänglich nutzbar sein 

sollte. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aktive Mobilität im städtischen Raum 

Abbildung 2: Zukunftsbild zum Themenfokus Aktive Mobilität im städtischen Raum, Quelle: BMBF  
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Das Potential zur Stärkung aktiver Mobilitätsfor-

men könnte kaum größer bemessen sein als im städ-

tischen Nahraum. Fast die Hälfte aller städtischen 

Wege ist kürzer als 5 Kilometer und damit prädesti-

niert zum Zufußgehen und Radfahren (vgl. Nobis et 

al. 2019). Die Zahl der Fahrradfahrenden hat in 

Deutschland in den letzten beiden Jahrzehnten zuge-

nommen, besonders stark in der Gruppe der 20-40-

Jährigen und besonders in Städten (ebenda: 51). 

Auch der Fußverkehr hat – besonders infolge der CO-

VID-19 Pandemie – deutlich und langfristig an Bedeu-

tung gewonnen (George & Kellermann 2023). Die 

durch mehr Rad- und Fußverkehr erzielten Effekte 

(sauberere Luft, ruhigerer Verkehr) machen das Rad-

fahren und Zufußgehen wiederum noch attraktiver. 

Um diesen sich selbst verstärkenden Prozess in Gang 

zu setzen und zu unterstützen, braucht es aber zu-

gleich deutlich mehr Platz für den Rad- und Fußver-

kehr: Zum einen Fahrradstraßen, breite Radspuren 

zum Überholen (auch von breiten Lastenrädern), si-

chere Kreuzungen mit guten Sichtverhältnissen und – 

wie im Übrigen auch und gerade im ländlichen Raum 

– geschützte Abstellgelegenheiten für das Rad an 

Bahnhöfen und Busstationen. Zum anderen breite, 

vom Rad- und Autoverkehr abgetrennte Gehwege 

ohne Hindernisse und sichere Querungsbereiche. 

Wenn diese Bedingungen geschaffen werden, wird 

Erfolg mit einiger Wahrscheinlichkeit weiteren Erfolg 

bedingen. 

Das hier dargestellte Zukunftsbild zeigt exempla-

risch, wie im Rahmen einer temporären Intervention 

ein vormals konventioneller Straßenraum konse-

quent im Sinne der Attraktivitätssteigerung für den 

aktiven Verkehr umgestaltet wurde. Mittels einfa-

cher Holzbauelemente wurde der vormals schmale 

Gehweg verbreitert und zugleich durch Pflanzkästen 

die notwendige Trennung von Rad- und Fußverkehr 

gewährleistet. Die Mitte der Fahrbahn wurde zu ei-

ner temporären Fahrradstraße umgestaltet. Der 

durch Wegfall des ruhenden Verkehrs entstandene 

zusätzliche Raum wird hier durch die Einrichtung ei-

ner offenen Fahrrad-Reparaturstation genutzt, die 

von einfachen Stadtmöbeln flankiert wird, um zusätz-

liche Sitzgelegenheiten und Begrünung zu schaffen. 

Dieses Zukunftsbild soll als Inspirationsquelle dienen, 

wie mithilfe geringfügiger materieller Interventionen 

die vormals autozentrierte Charakteristik eines klas-

sischen Straßenraums effektiv zugunsten aktiver 

Modi verändert werden könnte. 
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Radfahren auf dem Land oder am Stadtrand wird 

bisher vorzugsweise als beliebte Freizeitaktivität, je-

doch kaum als Alltagsmobilität praktiziert. Selbst 

kurze Alltagswege werden hier vielfach mit dem Auto 

zurückgelegt. Für PendlerInnen kommt das Rad oft 

gar nicht erst in den Sinn. Die Strecken erscheinen als 

zu weit, zu kompliziert und vor allem als zu unsicher, 

was vor allem an der fehlenden Infrastruktur liegt. 

Der internationale Vergleich zeigt, dass die Häufigkeit 

und auch die Wegelängen des Radverkehrs von den 

infrastrukturellen Bedingungen abhängen. Ein dich-

tes Netz sicherer Radwege lädt zum Radfahren ein, 

das Ergebnis ist wie auch beim Autostraßennetz in-

duktiver Verkehr (vgl. Goel et al. 2022). Das gilt ins-

besondere für regelmäßige Wege wie beim Pendeln. 

Das inzwischen weit verbreitete Pedelec eröffnet 

neue Möglichkeiten, das Fahrrad auch für mittlere 

und längere Wege zu nutzen (vgl. ZIV 2023: 7). 

Das hier dargestellte Zukunftsbild adressiert insbe-

sondere die Bedeutung leistungsstarker Radschnell-

wege als Ausdruck und Medium einer transformier-

ten Stadt-Umland-Beziehung. Jene Infrastrukturen 

bilden – gepaart mit kleinen Servicestationen für Re-

paraturen, Wetterinformationen und Ersatzteilen – 

die wesentliche Voraussetzung dafür, dass das Pede-

lec für längere Pendelstrecken genutzt wird oder 

auch als Zubringer zu Haltestellen des Regionalver-

kehrs dient. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aktive Mobilität im ländlich/suburbanen Raum 

Abbildung 3: Zukunftsbild zum Themenfokus Aktive Mobilität im ländlichen/suburbanen Raum, Quelle: BMBF  
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Die Verkehrswende kann nicht ohne Beteiligung 

der lokalen Bevölkerung realisiert werden (vgl. 

Kläwer & Götting 2023). Dafür braucht es jedoch spe-

zielle Orte, für die Platz geschaffen werden muss. 

Eine Option zur Bereitstellung solcher Räume könnte 

sein, sie temporär oder permanent auf bislang sub-

optimal genutzten Straßenräumen entstehen zu las-

sen, in denen – wie in diesem Zukunftsbild dargestellt 

– bspw. Sitzgruppen aus Holz aufgebaut und ein mo-

biles Dialogsofa auf ehemaligen Stellplätzen am Stra-

ßenrand postiert wurden. Hier entstehen Freiräume, 

in denen sich BürgerInnen mit Entscheidungsträge-

rInnen treffen und diskutieren können, wie sie sich 

die Mobilität der Zukunft vorstellen. Zugleich können 

sie aktiv mithelfen, ihren „Straßenraum“ selbst zu ge-

stalten. Der hierfür notwendige Aufwand ist begrenzt 

und sobald der Beteiligungs-Zweck erfüllt ist, lässt 

sich im Bedarfsfall der Ursprungszustand auch wie-

derherstellen. Für die Fahrzeuge, die vorher auf den 

Stellflächen geparkt haben, können temporäre Er-

satzflächen ausgewiesen oder angemietet werden. 

Damit wird der erste Schritt zu dezentralen Quar-

tiers- oder Kiezgaragen gemacht. 

Dieses Zukunftsbild soll folglich eine Inspirations- 

und Diskussionsgrundlage dafür liefern, wie sich mit 

geringem Aufwand Beteiligungsräume im Straßen-

raum erzeugen lassen. Sie bergen nicht nur das Po-

tential im Sinne der aufsuchenden Beteiligung breite 

Bevölkerungsgruppen zu erreichen, sondern vor al-

lem nachhaltigen Stadtumbau und transformative 

Verkehrswende als offene Gestaltungsaufgabe zu er-

leben. Diese ist jenseits von polarisierten Diskussio-

nen als partizipatives, integratives und sinnstiftendes 

Gemeinschaftsprojekt zu verstehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beteiligung im städtischen Raum  

Abbildung 4: Exemplarisches Zukunftsbild zum Themenfokus Beteiligung im städtischen Raum, Quelle: BMBF  
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5. Ausblick 

Bilder einer anderen Verkehrswirklichkeit allein rei-

chen zwar weder für die Kommunikation lokaler Ver-

kehrswendevorhaben noch für eine Beteiligung der 

Bürgerinnen und Bürger an ihrer Ausgestaltung aus. 

Allerdings können sie deutlich mehr Aufmerksamkeit 

als abstrakte Verkehrspläne und Grundrisse erzeu-

gen. Erst die Kombination von informativen Texten 

und inspirierenden Visuali-sierungen kann jedoch 

wirkungsvoll aufklären und in Beteiligungsformaten 

zum Mitmachen animieren. Ist diese Kombination ge-

lungen, können ganz unterschiedliche gesellschaftli-

che Akteure etwas damit anfangen: SchülerInnen 

können so lernen und bisher unverbundene Zusam-

menhänge verstehen und interessierte BürgerInnen 

daraus Handlungs-ideen für ihre Nachbarschaft ablei-

ten. So werden beispielsweise Personen, die auf das 

Auto angewiesen sind, auf die komplexen Zusam-

men-hänge des massenhaften motorisierten Indivi-

dual-verkehrs aufmerksam und mit oft wenig be-

kannten oder schwer zu imaginierenden Lösungen 

vertraut. Ein Beispiel ist die Aufteilung des Straßen-

raumes: Eine dargestellte Umwidmung von Pkw-

Stellplätzen an Straßenrändern und Plätzen kann 

konstruktiv mit Substitutionslösungen verbunden 

werden. So kön-nen beispielsweise mithilfe von Hin-

weisschildern auf im Bild selbst nicht sichtbare Quar-

tiers- oder Kiezgaragen Alternativen zum „Laternen-

parken“ angedeutet werden. Überhaupt lassen sich 

mit Bildelementen phantasievoll Lösungsperspekti-

ven für den Verlust liebgewonnener Privilegien illust-

rieren, die in konventionellen Verkehrsplänen gar 

nicht dargestellt werden können. 

Auch PolitikerInnen können Entscheidungen für 

eine lokale Verkehrswende in ihren Kommunen auf 

diese Weise fundieren. Es sind die Kommunen, in de-

nen ganz konkret um die Umwidmung von Stellplät-

zen und um die Einrichtung von Fahrradstraßen zu-

lasten von Autofahrspuren gerungen wird. Sie brau-

chen dafür nicht nur Mut, sondern auch Mittel und 

Wege, um die Vorteile und gewünschten positiven 

Effekte zeigen zu können. Denn jeder Umbau und 

jede Neugestaltung von Verkehrsraum sind mit Aus-

einandersetzungen verbunden, die lassen sich nicht 

vermeiden. Visualisierungen künftiger Situationen 

von Straßen und Plätzen können ebenso wie Bilder 

und Geschichten eines bereits gelungenen Umbaus 

das Fenster für neue Vorstellungen öffnen und damit 

den individuellen und kollektiven Möglichkeitsraum 

erweitern. Denn es ist nun einmal schwer, sich über-

haupt eine Welt jenseits der gewohnten Wirklichkeit 

vorzustellen. Diese Bilder müssen inspirieren und zu-

gleich so viel Realität enthalten, dass sie nicht als 

reine Phantastereien erscheinen. Sie müssen daher 

von hoher Qualität sein und die zentralen Aspekte 

zielgenau und mit Bezug zur vorliegenden örtlichen 

Struktur darstellen. 

Die Anforderungen an Zukunftsbilder, wie sie hier 

exemplarisch vorgestellt wurden, gelten im Übrigen 

auch für alternative Visualisierungsmethoden wie di-

gitale augmented reality-Tools (AR), Videos oder Ani-

mationen. Derzeit wächst das Angebot bei all diesen 

Visualisierungsinstrumenten immens, gerade die re-

lativ kurzen Animationen von Jan Kaminsky lassen 

sich in social media-Auftritten und in Präsentation ef-

fektvoll einbauen. Die virtual utopias genannten 

Kurzanimationen werden so zu einer niedrigschwelli-

gen Visualisierungsoption (siehe: http://www.jan-ka-

mensky.de).Damit benötigen sie wie auch die Zu-

kunftsbilder jedoch einer inhaltlichen und fundierten 

Kontextualisierung. 

Zentrale Aspekte der Verkehrswende und der da-

mit verbundenen verkehrspolitischen Ziele sind: 

mehr Flächengerechtigkeit, angemessenes Tempo, 

Erreichbarkeit für alle und soziale Teilhabe, Aufent-

haltsqualität und Sicherheit für Kinder und Alte, be-

zahlbare Mobilität und nicht zuletzt Klimaresilienz. 

Diese Aspekte haben nur teilweise direkt etwas mit 

Verkehr zu tun, teilweise sind sie abstrakt. Visualisie-

rungen erlauben es, die nötige Konkretion in die Dar-

stellung der teilweise schwer vorstellbaren Ziele und 

Dimensionen einer ambitionierten Verkehrswende-

politik zu bringen. So lassen sich beispielsweise Auf-

enthaltsqualität oder Flächengerechtigkeit anschau-

lich machen. Bilder können auch Stimmungen erzeu-

gen und einen Eindruck vom jeweiligen „sense of 

place“ erwecken. In ihnen kann und sollte zudem 

deutlich werden, dass eine zukünftige Realität kei-

neswegs fix ist, sondern vielmehr selbst veränderbar. 

Klar ist aber auch, dass vermieden werden muss, Am-

bivalenzen und auch immer drohende Konflikte visu-

ell zu vertuschen. Sie gehören zum öffentlichen Raum 

dazu. Ebenso klar ist, dass eine anspruchsvolle Visua-

lisierung von lokalen Verkehrswendemaßnahmen 

aufwändig ist. Sie braucht Ressourcen und professio-

nelle Unterstützung – und letztlich braucht sie dieje-

nigen, die all das auch gegen Bedenken und Ein-

wände unterstützen. Letztlich braucht sie den star-

ken politischen Willen, ohne den die Verkehrswende 

insgesamt nicht vorankommt. 
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Abstract 
 

Zu den aktuellen Herausforderungen des Verkehrssektors zählen Umweltauswirkungen, Verkehrsüberlastung, 

Gesundheitsrisiken und die Notwendigkeit gesellschaftlicher Akzeptanz für neue und nachhaltige Mobilitätslö-

sungen. Um diesen Problemen zu begegnen, müssen Transformationsprozesse einsetzen. Hierfür bietet es sich 

an, dass die sogenannte Verkehrs- und Energiewende synchronisiert ablaufen. Dieser sektorübergreifende An-

satz ist auch für das Leitbild der Neo-Mobilität von Bedeutung, das eine Neuordnung der Mobilität vorsieht. 

Hierfür ist der klassische Modal Split – prozentuale Aufteilung der einzelnen Verkehrsmittel am Gesamtaufkom-

men – aufzulösen, um neue Mobilitätsformen sowie alternative Antriebsformen in den sogenannten Mobilitäts-

verbund zu integrieren. Demgegenüber steht nach wie vor der private Pkw. Um die neue Mobilitätsangebote 

und -dienstleistungen zu fördern, sind entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Neo-Mobilität wird hier als 

Schlüsselfaktor für die Verkehrswende am Beispiel Berlin aufgeführt. Trotz der Fortschritte und des Potenzials, 

das Neo-Mobilität bietet, gibt es weiterhin Grenzen und Herausforderungen, die bewältigt werden müssen, um 

eine klimaneutrale Mobilität zu erreichen. Eine erfolgreiche Verkehrswende erfordert daher ein ganzheitliches 

und koordiniertes Vorgehen auf politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Ebene. 

Schlagwörter / Keywords:  

Verkehrswende, Energiewende, Mobilitätswende, Antriebswende, Modal Split, Neo-Mobilität  

 

 

1. Herausforderung an den Verkehrssektor 

Eine Reduktion um 65 % der CO2-Emissionen ge-

genüber dem Jahr 1990 wurde im Klimaschutzpro-

gramm als Zwischenziel für das Jahr 2030 festgelegt 

[1], allerdings erscheint der Erfolg der Bestrebungen 

für Deutschland vorerst sehr unwahrscheinlich. Nur 

durch überaus effektive Maßnahmen ist das Ziel laut 

Umweltbundesamt erreichbar [2]. Dementsprechend 

fallen die Bewertungen des Klimaschutzprogramms 

durch den Klima-Expertenrat ernüchternd aus [3]. 

 

 

Abbildung 1: Einsparung von CO2 Emissionen gegenüber 

Basisjahr 1990 [4] 

 

So wurden beispielsweise die einzelnen Sektoren-

ziele aufgeweicht, weil insbesondere der Verkehrssek-

tor sehr wahrscheinlich die Ziele verfehlen wird. Auch 

in Berlin scheint das Ziel von einer Reduktion um 65 % 

der CO2-Emissionen nur unter großer Anstrengung er-

reichbar [5], dabei ist hier noch eine Verminderung 

um 70 % gesetzlich verankert [6]. Dadurch, dass ur-

bane Räume gegenwärtig für etwa 80 % der CO2-

Emissionen verantwortlich sind [7], ist die gezielte An-

passung und Modernisierung städtischer Infrastruktur 

von entscheidender Bedeutung. 

Verkehrsbelastung durch Urbanisierung 
In heutigen Industrieländern wie Deutschland exis-

tiert neben der Urbanisierung – als weiteres Wande-

rungsphänomen – die Suburbanisierung [8]. Diese be-

zieht sich dabei auf die Ausdehnung von Städten in be-

nachbarte Räume. Ein markantes Beispiel dieser Ent-

wicklung ist die stetige Zunahme der Bevölkerung in 

der Metropolregion Berlin, die jährlich um mehrere 

zehntausend neue Bewohner:innen wächst [4]. Dieser 
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Bevölkerungszuwachs bringt einen steigenden Bedarf 

an Wohnraum und Arbeitsplätzen mit sich.  

 

 

Abbildung 2: Fahrzeugbestand und Motorisierungsgrad in 

Berlin, eigene Darstellung nach [4],[9] 

Obwohl der Motorisierungsgrad in Berlin in den ver-

gangenen Jahren relativ stabil geblieben ist [9], ver-

zeichnet die Hauptstadt einen Anstieg des Fahrzeug-

bestands in den letzten zehn Jahren von über 90.000 

Fahrzeugen [4], wie in Abb. 1 zu sehen. Hauptsächlich 

verantwortlich dafür ist der Zuzug neuer Bewohner:in-

nen.  

Umweltfolgen 
Die innerstädtischen Umweltfaktoren beziehen sich 

hierbei auf die städtische Umgebung des Menschen, 

welche durch Schadstoff- und Lärmemissionen sowie 

die Inanspruchnahme und Versiegelung von Flächen 

durch und für den Verkehr beeinträchtigt ist. Das 

andauernde Bevölkerungswachstum sowie das Zu-

rücklegen weiterer Entfernungen innerhalb der Stadt 

führen zu einem höheren Gesamtverkehrsaufkom-

men. In Berlin werden 83 % der verkehrsbedingten 

Treibhausgasemissionen durch den Straßenverkehr 

verursacht [4]. 

 

 

Abbildung 3: CO2 Emissionen von Energiesektor und Ver-

kehrssektor in Berlin, eigene Darstellung nach [4] 

 

Die Lärmemissionen in der Hauptstadt stammen 

hauptsächlich vom Straßenverkehrslärm, gefolgt vom 

oberirdischen Schienenverkehr (einschließlich Teilen 

der U- und S-Bahn sowie des Regional- und Fernver-

kehrs). Dies ist eine bedeutende Umweltbelastung, 

denn Lärm beeinträchtigt die Gesundheit erheblich. 

Das Risiko von Bluthochdruck, Durchblutungsstörun-

gen oder Herzinfarkt steigt. [10] 

Der Flächenverbrauch bezeichnet das Wachstum 

der Städte auf Kosten von Wald- und landwirtschaftli-

chen Flächen. Versiegelung tritt auf, wenn der Boden 

dauerhaft mit undurchlässigen Materialien bedeckt ist 

und führt zum unwiderruflichen Verlust natürlicher 

Bodenfunktionen. Diese Eingriffe sind in der Regel 

nicht rückgängig zu machen. [9a] Die Siedlungs- und 

Verkehrsfläche macht in Berlin 2022 ca. 70 % der Ge-

samtfläche aus [8].  

2. Zeit für Wenden 

Eine Wende geht mit einer grundlegenden Verän-

derung oder Umkehr eines bestimmten Sachverhaltes 

einher [11]. In Zeiten der Klimakriese erhofft man sich, 

durch das Einschlagen neuer Wege auf die aktuellen 

Herausforderungen reagieren zu können. Im Folgen-

den werden die Wenden definiert, die für eine ganz-

heitliche Transformation des Verkehrssektor von Be-

deutung sind.  

Verkehrswende 
Der Verkehrssektor ist für über ein Fünftel der 

deutschlandweiten CO2-Emissionen verantwortlich 

[12] Problematisch ist dabei die steigende Verkehrs-

leistung, bedingt durch größere zurückzulegende Dis-

tanzen innerhalb der wachsenden Metropolen. Die 

Verkehrswende wird hier als umfassender Wandel im 

Verkehrssektor definiert, der darauf abzielt, den Ver-

kehr umweltfreundlicher, effizienter und sozialver-

träglicher zu gestalten. Ziel ist es, den Verkehr durch 

Maßnahmen wie die Vermeidung von Fahrten, den 

Umstieg auf umweltschonendere Verkehrsmittel und 

die Nutzung neuer Technologien zu optimieren [13].  

Energiewende 
Die Sektoren Energiewirtschaft und Verkehr gehö-

ren in Deutschland zu den Sektoren mit den jährlich 

höchsten Treibhausgasemissionswerten [12]. Defi-

niert wird hier die Energiewende als systematischer 

Umbau des Energiesystems von fossilen Energieträ-

gern (z. B.) Kohle) hin zu nachhaltig nutzbaren und re-

generativen Energien (z.  B. Wind- und Solarenergie) 

[14]. Bezogen auf die konkrete Energiewende im Ver-

kehr ist sicherzustellen, dass der verbleibende End-

energiebedarf des Verkehrs mit klimaneutralen An-

triebsenergien (siehe Antriebswende) gedeckt wird 

und dass diese Energien in motorisierten Fahrzeugen 

effizient und sparsam eingesetzt werden. [13] 

 

Antriebswende 
Durch herkömmliche Verbrennungsmotoren sieht 

der Verkehrssektor sich einerseits mit den Klima-

schutzzielen konfrontiert, welche ohne das Umsteigen 

auf fossilfreie Motoren unmöglich einzuhalten sind. 

Andererseits ist durch die notwendige Zugabe von 

Kraftstoffen eine Ressourcenabhängigkeit gegeben. 
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Hier wird die Antriebswende definiert als die Substitu-

tion von fossilen Treibstoffen und die damit verbun-

dene Reduktion der CO2-Emissionen durch klima-

neutrale Antriebsarten. Zu diesen gehören Motoren, 

die von Wasserstoff, E-Fuels, Brennstoffzellen oder 

batterieelektrisch angetrieben werden [13]. Klare Ziel-

setzung ist, dass es durch die Substitution keine lokale 

Abgasemissionen mehr gibt. 

Mobilitätswende 
Mobilität wird als das Potenzial definiert, räumliche 

Standortveränderungen vornehmen zu können [15]. 

Davon ausgehend wird mithilfe der Mobilitätswende 

die Senkung des Endenergieverbrauches im Verkehrs-

sektor erwirkt, jedoch ohne Einschränkung der Mobi-

lität, mit Ziel das Vermeiden und Verlagern des Ver-

kehrs auf nachhaltige Verkehrsarten umzusetzen [16]. 

Im Zuge eines Wandels in der Mobilität, wird außer-

dem an eine Veränderung des Mobilitätsbewusstseins 

sowie -verhaltens appelliert.  

 

Abbildung 4: Vier Wenden Diagramm, eigene Darstellung 

Sektorenkopplung 
Der Transformationsprozess im Verkehrssektor be-

inhaltet nicht nur die Umstellung der Antriebstechno-

logien, sondern auch eine simultan stattfindende Neu-

ausrichtung der Mobilität. Ebenso ist die Energie-

wende im Energiesektor im Einklang mit der Verkehrs-

wende zu bringen und zu synchronisieren. [13] 

Eine Wende allein ist daher nicht ausreichend, weil 

nur durch Synergien das volle Potential einer nachhal-

tigen und klimaneutralen Entwicklung ausgeschöpft 

werden kann. Die Synchronisation dieser vier Wenden 

ist aus mehreren Gründen notwendig. Traditionell ba-

sieren die Sektoren Verkehr und Energie auf fossilen 

Brennstoffen. Diese tragen nicht nur zu erheblichen 

Schadstoff- und Lärmemissionen bei, sondern führen 

weiterhin zu einer Abhängigkeit, welche den Ver-

kehrssektor anfällig für Ressourcenknappheit und 

Preisschwankungen macht. Zudem führt der stei-

gende Individualverkehr in Städten zu Verkehrsüber-

lastung und längeren Pendelzeiten [17].  

3. Neo-Mobilität am Beispiel Berlin 

Metropolen stehen vor zahlreichen Herausforde-

rungen wie der Bewältigung der Urbanisierung, dem 

steigenden Verkehrsaufkommen und den damit ver-

bundenen Umweltauswirkungen zur Eindämmung der 

anthropogenen Klimaveränderung. Die jahrzehnte-

lang errichteten Strukturen, die vor allem dem Kfz-

Verkehr zugutekamen, lassen sich nicht kurzerhand 

rückgängig machen. Vielmehr entstand in den letzten 

Jahren eine enorme Flächenkonkurrenz zwischen den 

einzelnen Verkehrsmodi Fuß, Rad, ÖPNV und MIV in 

den Städten. Neue Anforderungen an eine verbes-

serte Aufenthaltsqualität, einschließlich Begrünung 

und Entsiegelung, verlangen zusätzliche Flächen. Ob-

wohl sich die Mobilität im Wandel befindet, können 

politische und verwaltungstechnische Strukturen 

kaum Schritt halten, um die nötigen Veränderungen 

einzuleiten. 

Es bedarf neuer Konzepte und Leitbilder für die Mo-

bilität und den Verkehr in der Stadt der Zukunft, um 

vor allem den klimatischen Herausforderungen zu be-

gegnen. Die Neugestaltung des urbanen Verkehrs 

sieht eine Abkehr vom klassischen Modal Splits vor. 

Eine Zerschlagung des gegenwärtigen Modal Splits ist 

vorgesehen, hin zu vielfältigen Mobilitätsoptionen, die 

weniger Ressourcen und Flächen in Anspruch neh-

men, weitere Versiegelungen des Bodens vernachläs-

sigen und Umweltbelastungen wie Lärm und Schad-

stoffemissionen verringern. 

Neo-Mobilität ist ein ganz neues Verständnis von 

personenbezogener Mobilität, welches nicht nur das 

Angebot, sondern auch die Nachfrage und somit eine 

Verhaltensänderung adressiert. Bereits vielfach the-

matisiert ist die Neue Mobilität, die neben neuen 

Technologien innovative Verkehrskonzepte berück-

sichtigt [18]. Dabei ist die Neue Mobilität eine Teil-

menge der Neo-Mobilität, allerdings umfasst Neo-

Mobilität das gesamte Mobilitätsportfolio, in dem 

auch nach wie vor konventionelle Fahrzeug- und An-

triebssysteme eine Bewandtnis haben. Neo-Mobilität 

ist das Abbild eines neuen Modal Splits, der neben 

neuen Mobilitätsformen und Fahrzeugsystemen, die 

auf innovativen Antriebs- und Kraftstoffsystemen be-

ruhen, ebenso die klassischen Verkehrssysteme und -

konzepte berücksichtigt. 

Neo-Mobilität  
als Schlüsselfaktor für die Verkehrswende 

Können die Klimaschutzziele nicht erreicht werden, 

hat das verheerenden Folgen für Mensch und Natur. 

Neben den drei Hauptstrategien in der städtischen 

Verkehrsplanung: Verkehr vermeiden, verlagern und 

verbessern, sind die Aspekte der Vernetzung durch Di-

gitalisierung sowie intrinsisch bzw. extrinsisch moti-

vierte Verhaltensänderung für eine Transformation 

der klassischen Mobilität hin zu Neo-Mobilität maßge-

bend [19]. Im Folgenden wird erörtert, ob und inwie-

fern die Neo-Mobilität in der Stadt als Schlüsselfaktor 

im Rahmen der fünf Strategien für die Verkehrswende 

fungieren kann. Dabei wird auf die aktuelle Mobilität 

in Berlin sowie auf gegenwärtig geltende normative 

Rahmenbedingungen Bezug genommen. 
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Neo-Mobilität ist ein Leitbild für eine neue – in ers-

ter Linie – urbane Mobilität, welches die Destruktion 

des klassischen Modal Splits und damit einhergehend 

eine neue Norm der Multimodalität vorsieht. Neue 

Mobilitätsformen und -dienstleistungen erweitern die 

klassischen Mobilitätsangebote der straßen- und 

schienengebundenen Verkehrssysteme. Klassische 

Verkehrs- und Antriebssystem wie den motorisierten 

Individualverkehr (MIV), öffentlichen Personennah-

verkehr (ÖPNV) sowie den Rad- und Fußverkehr wer-

den stets berücksichtigt. Die Idee von Neo-Mobilität 

(Abb. 4) besteht darin, das gesamte Mobilitätsportfo-

lio im Sinne einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung 

auszuschöpfen. Per Definition lässt sich die Neo-Mo-

bilität in folgende Indikatoren unterteilen: 

- Motorisierter Individualverkehr (MIV), 

- Umweltverbund  

(Fuß- und Radverkehr, ÖPNV), 

- neue Mobilitätsformen und Dienstleistungen, 

- alternative Antriebssysteme. 

 

 

Abbildung 5: Neo-Mobilität, eigene Darstellung in Anleh-

nung an [12] 

Der motorisierte Individualverkehr bildet zusam-

men mit dem Fuß- und Radverkehr sowie ÖPNV den 

klassischen Modal Split. Im Jahr 2018 betrug der Anteil 

des MIV in Berlin 26 % am Gesamtverkehrsaufkom-

men der Wohnbevölkerung und hatte in den Jahren 

zuvor Anteile zu Gunsten des Umweltverbundes ver-

loren [20].1 Allerdings ist davon auszugehen, dass der 

MIV zwar an Bedeutung verlieren, jedoch nach wie vor 

eine Bewandtnis im Stadtverkehr haben wird und da-

mit als Verkehrsmittel weiterhin in der Planungs- und 

Betriebsstruktur der urbanen Mobilität zu berücksich-

tigen ist. 

 
1 Auswertung der jüngsten Erhebungen "Mobilität in Städten – 

System repräsentativer Verkehrsbefragungen (SrV) 2023" laufen 

[21] 

Der Anteil des Umweltverbundes der Berliner Ge-

samtbevölkerung betrug vor fünf Jahren 74 %. Wäh-

rend Fußverkehr und ÖPNV ihre Anteile zum Jahr 

2013 weitgehend halten konnten, hat der Anteil des 

Radverkehrs deutlich zugenommen. Dieser Trend 

lässt sich über alle Wegeentfernungen beobachten. 

Zu einem Fahrrad haben etwa drei Viertel der befrag-

ten Personen einen Zugang, zu einer ÖV-Zeitkarte ca. 

die Hälfte. Die Verfügbarkeiten sind dort auch ent-

sprechend zu der Zunahme des Umweltverbundes ge-

stiegen. Der Fuß-, Rad- und öffentliche Verkehr wird 

als wichtiger Baustein für die Verkehrs- sowie Mobili-

tätswende erachtet, dabei spielt insbesondere der ÖV 

eine entscheidende Rolle bei multimodalen Reisen 

[17]. 

Neue Mobilitätsformen sind Verkehrsmittel, die 

nach rechtlicher Definition neu sind oder die techno-

logiebedingten, marktreifen Veränderungen des An-

triebs aufweisen und/ oder Mobilitätsdienstleistun-

gen, die durch Digitalisierung eine nacheinander erfol-

gende Nutzung desselben Verkehrsmittels oder eine 

kollektive Nutzung eines Verkehrsmittels während der 

Fahrt ermöglicht. Zu den neuen Formen der Mobilität 

zählen in erster Linie Shared-Mobility-Konzepte, be-

stehend aus Sharing-, Pooling-, Hailing- oder On-De-

mand-Angeboten. [22] Diese Angebote und Dienst-

leistungen haben sich in den letzten Jahren in der Mo-

bilitätslandschaft etabliert. Prominentes Beispiel sind 

E-Kickscooter, die sowohl privat besessen als auch im 

Sharing-Betrieb eingesetzt werden und das Stadtbild 

gegenwärtig prägen. Unterstützt werden die neuen 

Mobilitätsformen durch das Konzept Mobility-as-a-

Service (MaaS), welches die Nutzung verschiedener 

Verkehrsmittel flexible, personalisierte sowie bedarfs-

gerecht ermöglicht [23]. 

Zu alternativen Antriebsformen gehören potenziell 

drei Formen, welche emissionsneutral sind – jedoch 

nur, wenn der gesamte eingesetzte Strom aus regene-

rativen Quellen stammt. Durch diese Technologien 

können insbesondere Schadstoff- und Lärmemissio-

nen reduziert werden. [24] Alternative Antriebe sind 

bspw. Elektromotoren, Hybridantriebe Wasserstoff-

antrieb und synthetische Kraftstoffe. 

Potentialanalyse zur 
Erreichung einer klimaneutralen Mobilität in Berlin 

Die Potentiale zu Erreichung der Klimaschutzziele 

mithilfe von Neo-Mobilität wird im Folgenden in An-

betracht der fünf Strategien in der Verkehrsplanung 

analysiert. Die fünf Strategien in der Verkehrsplanung 

dienen als Werkzeug für die Verkehrswende und sind 



23 

 

der Tabelle 1 mit jeweils einer kurzen Erläuterung zu 

entnehmen.  

Tabelle 1: Fünf Strategien der Verkehrsplanung 

Vermeidung Reduzierung der Verkehrsleis-

tung [Pkm, tkm] insgesamt 

Verlagerung Verlagerung hin zu umwelt-

freundlichen Verkehrsmitteln 

als auch der Kosten mithilfe 

entsprechender Push- und Pull-

Maßnahmen 

Verbesserung Effizienzerhöhung des Ver-

kehrssysteme 

Vernetzung Pooling und Intermodalität, Di-

gitalisierung 

Verhaltensänderung Bewusstseinsbildung und Re-

flexion des eigenen Verhaltens 

Quelle: eigene Darstellung nach [19] 

Verkehr vermeiden 

Mithilfe des Umweltverbundes werden Verkehre 

zwar nicht gänzlich vermieden, allerdings hat dieser 

das Potential die Fahrten im MIV zu ersetzen. Unter 

Berücksichtigung einer Stadt der kurzen Wege können 

lange Distanzen mit motorisierten Verkehrsmitteln 

umgangen werden. Durch die Einführung effizienterer 

Verkehrsmittel wie Elektrofahrzeuge oder Pedelecs 

können Menschen dazu ermutigt werden, weniger 

mit dem eigenem fossil-betriebenen Pkw zu fahren, 

wodurch wiederum Verlagerungspotentiale geschürt 

werden.  

Verkehr verlagern 
Durch die Förderung des Umweltverbundes, indem 

ein Ausbau der Radinfrastruktur sowie eine Angebots-

erweiterung im ÖPNV stattfinden, werden Verlage-

rungspotentiale begünstigt. Neue Mobilitätsformen 

und -dienstleistungen stehen vermeintlich in Konkur-

renz mit dem ÖPNV, allerdings sind Verlagerungspo-

tentiale zu Lasten des MIV positiv zu betrachten. Eine 

Kannibalisierung des ÖPNV durch Carsharing und Co. 

ist nicht zu erwarten, da die kollaborative Mobilität 

gemeinsam mit dem ÖV sowie dem Rad- und Fußver-

kehr einen nachhaltigen Mobilitätsverbund bildet. 

[12] Dennoch verwischen mit den neuen Mobilitäts-

formen die Grenzen zwischen dem Individualverkehr 

und dem öffentlichen Verkehr. Allerdings sind diese 

Formen der Mobilität in der Regel mit alternativen 

Kraftstoffen betrieben, sodass der Verkehr mit her-

kömmlichen Verbrennungsmotoren auf umwelt-

freundlichere Optionen verlagert wird. Dies reduziert 

nicht nur die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen, 

sondern verringert auch die Emissionen und den Lärm 

im städtischen Umfeld. 

 

Verkehr verbessern 
Die Förderung des Umweltverbundes verbessert 

den Verkehr insgesamt. Rad- und Fußverkehr sind 

emissionsfrei und verursachen weniger Lärm und Flä-

chenverbrauch. Neue Mobilitätsformen, insbeson-

dere elektrisch betriebene, verringern die Schadstoff-

belastung. Elektrofahrzeuge und anderweitig alterna-

tive betriebene Fahrzeuge tragen zur Effizienzsteige-

rung bei und reduzieren Lärm, wodurch die Lebens-

qualität in städtischen Gebieten erhöht wird. Im Zuge 

dessen ist der Ausbau der Ladeinfrastruktur von gro-

ßer Bedeutung.  

Verkehr vernetzen 
Die Vernetzung bzw. Digitalisierung fördert Inter- 

und vor allem Multimodalität. Die Ausschöpfung des 

ÖPNV-Angebotes geht ebenso mit einer Verknüpfung 

mit dem Rad- und Fußverkehr (Zu- und Abgang zum 

ÖPNV) einher. Neue Mobilitätsformen und -angebote 

bilden zusammen mit dem klassischen ÖPNV ein um-

fassendes Mobilitätsspektrum. Mithilfe der Digitalisie-

rung können Angebote besser vernetzt und aufeinan-

der abgestimmt werden. Durch neue Mobilitätsfor-

men wird das klassische Angebot des Umweltverbun-

des erweitert und bildet zusammen mit diesen einen 

Mobilitätsverbund.  

Verhaltensänderung 
Verkehrs- und Mobilitätserhebungen zeigen, dass 

das Verkehrsaufkommen im Umweltverbund zuge-

nommen, während das des MIVs abgenommen hat. 

Dies deutet auf eine Veränderung im Mobilitätsver-

halten hin. Allgemein lassen sich eine im Rahmen von 

Untersuchungen erhobene Verkehrsvermeidung und 

-verlagerung auf eine Verhaltensänderung zurückfüh-

ren. Es sind Strategien zur Mobilitätsbildung vorgese-

hen, darunter schulisches Mobilitätsmanagement, 

Mobilitätsberatung und die Erstellung von Mobilitäts-

konzepten für Betriebe und Großveranstaltungen.  

Zur Umsetzung der fünf Strategien spielen spezifische 

Maßnahmen eine entscheidende Rolle, die als Maß-

nahmenbündel im Rahmen von nachhaltigen Mobili-

tätskonzepten in der Stadt- und Verkehrsplanung im-

plementiert werden können. Diese Maßnahmen kön-

nen in Push- und Pull-Faktoren unterschieden wer-

den. Push-Maßnahmen wie beispielsweise die Erhö-

hung von Benzinpreisen "drängen" die Menschen 

dazu, alternative Verkehrsmittel zu wählen oder ihre 

Mobilitätsgewohnheiten zu überdenken. Pull-Maß-

nahmen wie der Ausbau von Fahrradstraßen hingegen 

versuchen, Menschen dazu zu "ziehen", alternative 

und nachhaltige Verkehrsmittel zu nutzen. In der Re-

gel werden Pull-Maßnahmen von der Gesellschaft 

wohlwollender wahrgenommen als Push-Maßnah-

men. [25] 
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Anhand des Schlüsselfaktors Neo-Mobilität wurde 

das Set an potentiellen Mobilitätsoptionen verdeut-

licht. Das Leitbild zeugt von einer Vielzahl an Möglich-

keiten für eine nachhaltige, umweltfreundliche und 

effiziente Mobilität. Demgegenüber stehen normative 

Rahmenbedingungen, die extern auf die Mobilität in 

der Stadt einwirken. Im Fokus der Betrachtungen ste-

hen hierbei folgende Gesetze und Verordnungen: 

- Berliner Mobilitätsgesetz, 

- Berliner Klimaschutz- und Energiewendegesetz 

(EWG Bln), 

- Berliner Stadtentwicklungsplan Mobilität und 

Verkehr (StEP-MoVe), 

- Richtlinien auf EU-Ebene. 

Mithilfe des im Juli 2018 in Kraft getretenen Berliner 

Mobilitätsgesetzes soll der ÖPNV gestärkt, die Radinf-

rastruktur ausgebaut und der öffentliche Raum neu 

verteilt werden. Dies verspricht einen Vorrang des 

Umweltverbundes gegenüber dem MIV in der Stadt- 

und Verkehrsplanung. Das Mobilitätsgesetz verfolgt 

das Ziel, ein effizientes Verkehrssystem für Berlin und 

Brandenburg zu schaffen, das effektiven Klimaschutz, 

eine hohe Verkehrssicherheit, uneingeschränkte Mo-

bilität für alle und gerechte Flächennutzung gewähr-

leistet. Bezüglich der Stadt- und Verkehrsplanung wird 

eine Weiterentwicklung der Polyzentralität ange-

strebt und somit das Leitbild der dezentralen Konzent-

ration gefördert, das mit einer stärkeren Mischnut-

zung von städtischen Gebieten einhergeht. [26] 

Das Berliner Klimaschutz- und Energiewendegesetz 

(EWG Bln) legt Ziele für den Klimaschutz in Berlin fest 

und schafft Instrumente zu deren Umsetzung. Es un-

terstützt das Pariser Klimaabkommen sowie nationale 

und internationale Bemühungen zur Anpassung an 

den Klimawandel und fördert die Energiewende. Ber-

lin strebt an, bis 2045 klimaneutral zu werden, und 

plant, die CO2-Emissionen bis 2030 um mindestens 

70 % und bis 2040 um mindestens 90 % im Vergleich 

zu 1990 zu reduzieren. Das Gesetz verpflichtet zu die-

sen Zielen und trägt zur Umsetzung des Pariser Ab-

kommens bei. Es legt die rechtlichen Grundlagen für 

Klimaschutzinstrumente wie das Berliner Energie- und 

Klimaschutzprogramm BEK 2030 und das digitale Mo-

nitoring- und Informationssystem diBEK fest. [27] [28] 

Der Stadtentwicklungsplan Mobilität und Verkehr 

(StEP MoVe) ist das zentrale Instrument der strategi-

schen und integrierten Verkehrsplanung der Senats-

verwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und 

Umwelt in Berlin. Der Stadtentwicklungsplan enthält 

Strategien zur Förderung des Umweltverbundes, wie 

die Erhöhung des Anteils des Straßenraums für Fuß- 

und Radverkehr. Der Senat ist verpflichtet, seine 

Handlungsmöglichkeiten zur Reduktion von Kohlendi-

oxid zu nutzen, einschließlich Sektorenzielen für den 

Verkehrsbereich zur Reduktion von Kohlendioxidemis-

sionen. Demnach sind Handlungserfordernisse und 

Maßnahmen in den Bereichen Verkehrswende, Klima-

schutz, Gesundheitsschutz und Sicherheit festgelegt. 

StEP MoVe bildet somit die Grundlage zur praktischen 

Umsetzung des Mobilitätsgesetzes. [29] 

Die EU-Richtlinien bilden wichtige Rahmenbedin-

gungen für eine nachhaltige Stadt- und Verkehrspla-

nung. Sie setzen Ziele und Standards, vor allem im Be-

reich Klimaschutz, die wiederum den Verkehr und so-

mit die Mobilität beeinflussen. Beispielsweise werden 

Grenzwerte für verschiedene Luftschadstoffe oder 

Umgebungslärm auf der Ebene der EU festgelegt. [30] 

4. Grenzen der Verkehrswende 

Betrachtet man die Schlüsselfaktoren Neo-Mobilität 

und normativen Rahmenbedingungen im Kontext der 

Verkehrswende, so lassen sich folgende Stärken und 

Chancen, Schwächen und Risiken für einen umwelt-

freundlichen, effizienten und sozialverträglichen Ver-

kehr identifizieren. 

Ein steigender Anteil des Umweltverbunds auf Kos-

ten des MIV ist zu beobachten und klar als Stärke der 

aktuellen Entwicklungen zu benennen. Neu Mobili-

tätsformen und -angebote ergänzen den traditionel-

len öffentlichen Personennahverkehr sowie den Rad- 

und Fußverkehr und bilden zusammen ein umfassen-

des Spektrum an nachhaltigen Mobilitätsmöglichkei-

ten in einem Mobilitätsverbund. Elektrofahrzeuge bie-

ten den Vorteil, lokal emissionsfrei zu sein und die 

Lärmbelastung zu verringern. Die Zugänglichkeit öf-

fentlicher Verkehrsmitteldaten in Echtzeit ermögli-

chen eine Steigerung des Komforts zur Nutzung des 

ÖPNV und fördert damit einhergehend die Verknüp-

fung dem Fuß- und Radverkehr. [26].  

Gegenüber den Stärken und Chancen sind die 

Schwächen aktueller Entwicklungen zu nennen. Der 

MIV macht nach wie vor einen großen Anteil am städ-

tischen Verkehr aus. Mehr Menschen in der Stadt be-

deuten zudem mehr Verkehr, auch mehr Kfz-Verkehr. 

Die individuelle Pkw-Nutzung kann allerdings durch 

neue Mobilitätskonzepte wie Carsharing und Co. re-

duziert werden. Leitbilder der Verkehrsplanung in den 

60er und 70er Jahren sind stets durch eine hohe Flä-

cheninanspruchnahme des fließenden Kfz-Verkehrs 

im Stadtbild verankert. Aufgrund des steigenden An-

teils von Rad- und Fußverkehr am Gesamtverkehrs-

aufkommens ist jedoch der Bedarf an entsprechenden 

Infrastrukturen zu decken. Das steigert die Konkur-

renz bei der Verteilung vorhandener Flächen und 
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stellt die Stadt- und Verkehrsplaner:innen aktuell vor 

schwierigen Aufgaben. 

Weiterhin sind Risiken zu nennen, die entgegen ei-

ner Verkehrswende agieren. Seit 2020 werden in Ber-

lin alle Luftqualitätsgrenzwerte flächendeckend einge-

halten, wobei die Grenzwerte für Stickstoffdioxid an 

den meisten Hauptverkehrsstraßen sogar deutlich un-

terschritten werden. Die erfolgreiche Einhaltung der 

Luftqualitätsgrenzwerte bis dato erfordert eine Über-

prüfung, ob und gegebenenfalls wo verkehrsbe-

schränkende Maßnahmen wie die Umweltzone und 

Tempo 30 weiterhin notwendig sind, um eine sichere 

und dauerhafte Einhaltung der Grenzwerte zu ge-

währleisten. Ebenso können sich Änderungen in Ge-

setzesentwürfen ergeben, wie das Mobilitätsgesetz in 

Berlin, das seine Ziele, die Parkraumbewirtschaftung 

und die Förderung neuer Mobilitätsformen nicht 

mehr im Fokus stehen.  

Technische Herausforderungen bestehen in der flä-

chendeckenden Ausgestaltung der Ladeinfrastruktur 

für batterie-elektrische Fahrzeuge, um eine zuverläs-

sige Energieversorgung sicherzustellen [5]. Bidirektio-

nales Laden könnte es ermöglichen, dass diese Fahr-

zeuge als Speicher fungieren und somit integraler Be-

standteil des Systems werden [17]. Dies erfordert je-

doch die Sektorenkopplung. Ein weiteres Hindernis ist 

der direkte Austausch aller fossil betriebenen Fahr-

zeuge durch Elektrofahrzeuge, was derzeit (noch) 

nicht vollständig umsetzbar ist, insbesondere wenn 

die Stromversorgung ausschließlich aus erneuerbaren 

Energiequellen erfolgen soll. Elektrifizierung ist nur 

sinnvoll, wenn der erzeugte Strom klimafreundlich aus 

erneuerbaren Quellen stammt. Daher ist es essenziell, 

im Rahmen einer Verkehrswende sowohl die An-

triebs- als auch die Mobilitätswende anzugehen, um 

den Zielen einer Energiewende gerecht zu werden. Bis 

2030 soll der Energieverbrauch im Verkehr um 34 % 

reduziert werden [5] 

Zudem werden die sozial-politischen Grenzen der 

Verkehrswende von enormer Bedeutung für den Er-

folg sein. Über die Energiewende hinaus sind Aspekte 

der gesellschaftlichen Akzeptanz bei der Verkehrs-

wende von entscheidender Bedeutung. Die Umstel-

lung des Verkehrssystems initiiert einen umfassenden 

gesellschaftlichen Strukturwandel. Die Verkehrs-

wende birgt dabei nicht nur Vorteile im Hinblick auf 

den Klimaschutz, sondern schafft auch gesellschaftli-

chen und wirtschaftlichen Mehrwert. [13] Dabei 

scheint es ebenso den allgemeinen Wunsch nach Um-

stellung auf nicht-fossile Antriebe und einer Gestal-

tung weniger autozentrierter Städte zu geben [25]. 

In diesen Herausforderungen liegen jedoch auch 

Chancen. Neues Wissen kann angeeignet werden und 

Deutschland folglich eine wirtschaftliche Vorreiter-

rolle einnehmen. Die Verkehrswende bietet zudem 

die Gelegenheit, innovative Technologien wie Elektro-

mobilität, autonomes Fahren und vernetzte Verkehrs-

systeme zu fördern. 

4. Fazit 

Den gesetzlichen und damit auch zeitlichen Rahmen 

der Verkehrswende bilden die Klimaschutzziele. 

Deutschland hat sich verpflichtet, bis zum Jahr 2045 

klimaneutral zu werden. Dies stellt Sektoren wie dem 

Verkehrssektor vor die Herausforderung diese Ziele 

erreichen zu können. Demnach wird zum einen der 

Wechsel von fossilen auf umweltfreundlichere An-

triebsarten stark forciert und zum anderen alternative 

Mobilitätskonzepte gefördert, welche den Verkehr ef-

fizienter auf alternative Verkehrsmittel verteilen und 

die Nutzung des Mobilitätsverbundes bestärken. Ein 

maßgebender Schlüsselfaktor für die Verkehrswende 

ist das Konzept der Neo-Mobilität. Die Zerschlagung 

des traditionellen Modal Splits und die Umverteilung 

des Verkehrsaufkommens auf die Verfalt der mögli-

chen Mobilitätsoptionen birgt enorme Chancen für 

eine ganzheitliche Wende. Dabei adressiert Neo-Mo-

bilität die fünf Strategien der Verkehrsplanung: Ver-

kehr vermeiden, verlagern, verbessern, vernetzen so-

wie Verhaltensänderung. Die Strategien lassen sich je-

doch nicht alleinig der Verkehrswende zuordnen, son-

dern sind im Zusammenhang einer Mobilitäts- sowie 

Antriebswende zu betrachten, die wiederum gemein-

sam einem Wandel im Energiesektor entgegenkom-

men. Strategien und Konzepte allein reichen aller-

dings nicht aus, um die aktuellen globalen klimati-

schen Herausforderungen zu bewältigen. Normative 

Rahmenbedingungen – vor allem in Gesetzesform – 

müssen nachdrücklich befolgt und nachhaltig umge-

setzt werden, damit sich auch eine umfassende Ver-

haltensänderung etablieren kann. Abhilfe hierfür 

schaffen Push- und Pull-Maßnahmen anhand der Viel-

zahl an Mobilitätsbausteinen. Unter Berücksichtigung 

klassischer Mobilitätsoptionen und die Einführung 

neuer Dienstleistungsangebote, im Zusammenhang 

alternativer Antriebsformen kann die gegenwärtige 

Mobilität in Form von Neo-Mobilität neu konzipiert 

werden. Mit dem synchronisierten Vollzug der Ver-

kehrs-, Mobilitäts- und Antriebswende sowie der 

Energiewende, ist von Neo-Mobilität zu sprechen.  
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Abstract 
 

 

Die Besonderheiten der Verwaltung zeigen sich an ihren Grenzen. In dieser Policy-Analyse werden die verschie-

denen, zusammenwirkenden Gestaltungsfaktoren für das Ziel einer nachhaltigen Mobilität betrachtet. Die indi-

viduellen, organisatorischen, institutionellen, politischen, fachlichen, kommunikativen, rechtlichen und finanzi-

ellen Grenzen der Handlungsmöglichkeiten für die Mobilitätsplanung in der Öffentlichen Verwaltung werden 

am Beispiel der Kiezblocks als Maßnahme zur Förderung von Nahmobilität im Berliner Bezirk Pankow unter-

sucht. 
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1. Einleitung 

In der im Nachlass erschienen organisationssozio-

logischen Analyse ‚Die Grenzen der Verwaltung‘ be-

schreibt Niklas Luhmann (2021), wie sich das Publi-

kum, die Politik und das Personal der Verwaltung von 

ihrer Umwelt abgrenzen. Damit wird definiert, wel-

che Grenzen das System Verwaltung zu seiner Um-

welt hat und aus welchen Erwartungen es sich defi-

niert. Allerdings wird daraus nicht ersichtlich, auf wel-

che Grenzen sie bei der Ausübung ihrer öffentlichen 

Aufgabe trifft, verbindliche Entscheidungen herzu-

stellen. Dies kristallisiert sich bei den Herausforde-

rungen des Transition Managements für die Ver-

kehrswende heraus (UBA 2015b).  

Der Bedarf nach einer Verkehrswende resultiert 

aus den planetarischen Grenzen, die Grenzen des 

Wachstums verursachen (Meadows et al. 1972). In 

der Weltgemeinschaft entstand daraus in den letzten 

30 Jahren das gemeinsame politische Ziel, den Klima-

wandel und die Folgen daraus für den Menschen zu 

begrenzen (UN 2015). Auf allen politischen Ebenen 

wird mittlerweile konsensuell eine nachhaltige Mobi-

lität gefordert, deren Implikation die Effizienz, Suffizi-

enz und Konsistenz von Verkehr bedeutet (Agora 

Verkehrswende 2020). Auch wenn die Grenzen des 

Machbaren immer weiter ausgelotet werden und 

Technologieoffenheit als ein universelles Heilmittel 

zur Überwindung gedanklicher und individueller Be-

schränkungen gilt, gibt es dennoch die Einsicht, dass 

nicht allein die Antriebswende den Wandel bezeugt, 

sondern auch eine Mobilitätswende vonnöten ist 

(Agora Verkehrswende 2017; High-Tech Forum 

2019). Mit dem Ziel der Nachhaltigkeit stellt sich die 

Politik der Herausforderung, die bisher nicht nachhal-

tige Verhaltensweise der Gesellschaft und Wirtschaft 

zu verändern. Das Ziel ist es, menschliche und ökolo-

gische Grenzen der Gesundheit oder der Umwelt 

nicht zu überschreiten, um für die Gesellschaft nega-

tive Nutzungsauswirkungen einzuschränken, wofür 

der gemeinwohlorientierten Eingriffsverwaltung u. a. 

Emissionsgrenzwerte, Flächenverbrauchsgrenzen, 

Promillegrenze oder auch Geschwindigkeitsbegren-

zungen zur Verfügung stehen. Die aktuelle Bundesre-

gierung ist sich dabei der gesellschaftlichen Heraus-

forderung dieser Regulierung der individuellen Frei-

heit bewusst, wie sie im Koalitionsvertrag von 2021 

feststellt: „Für die notwendigen Veränderungspro-

zesse werben wir um Akzeptanz und werden unsere 

Ziele dialogorientiert umsetzen […].“ (SPD, BÜNDNIS 

90 / DIE GRÜNEN, FDP 2021, S. 48)  

Die öffentliche Verwaltung hat als Exekutive politi-

scher Zielsetzungen eine entscheidende Rolle für die 

konzeptionell geplant, zielorientierte Transformation 

inne. Als öffentlicher Verwaltungsträger sind die Be-

hörden durch materielles Gesetz zuständig für die zu-

gewiesenen Aufgaben der Gestaltung des Verände-

rungsprozesses und Einwerbung von Akzeptanz 
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durch Beteiligungsprozesse und müssen sie in legiti-

mierte Handlungen überführen. Im Besonderen ist es 

die kommunale Verwaltung, die sich zunehmend mit 

der Umsetzung der politisch geforderten Verände-

rungen auseinandersetzen müssen, da auf kommu-

naler Ebene bei den Menschen vor Ort die dafür not-

wendigen Konsequenzen in der Gestaltung von Infra-

struktur, Verkehr und Mobilität erforderlich sind. 

Doch an diesem Kondensationspunkt der Umsetzung 

sind die dafür notwendigen Maßnahmen umstritten, 

sodass die Verwaltung auf zahlreiche Grenzen bei der 

Manifestation von nachhaltiger Mobilität trifft. 

 

2. Grenztypen für die Verwaltung 

Grenzen haben eine wichtige definitorische und 

identifikationsstiftende Funktion (Prittwitz und Weg-

rich 2003). Durch die Grenzziehung gewinnen Einhei-

ten Unterscheidungsmerkmale gegenüber ihrer Um-

welt, was Luhmann in seiner System-Umwelt-Be-

trachtung der Verwaltung nutzte. Die Grenze ist ein 

Zwischenraum, in Bewegung und in einem Zirkulati-

onsprozess, sodass aus konstruktivistischer Perspek-

tive die Aushandlung und Interpretation den Diskurs 

über Grenzen prägen (Eigmüller 2006; Nail 2016). Auf 

die Handlungen eines Verwaltungsangehörigen über-

tragen bedeutet dies, dass der individuelle Hand-

lungsraum – teilweise auch Wunschraum des Han-

delns – an die institutionellen Grenzen und Möglich-

keiten gebunden ist und dementsprechend den Ge-

staltungsraum bestimmt (Bogumil 2006). Die Verwal-

tung als Exekutive der Politik hat einen Auftrag, den 

sie als Organisation erfüllt, woraus sich die formale 

Organisationsstruktur ableitet und Geschäftsvertei-

lungspläne, Zuständigkeits- und Verfahrensregle-

ment sowie bindende Jobbeschreibungen entstehen, 

die den positionsgebundenen Gestaltungsraum als 

Aktionsraum definieren (Matys 2006). Fähigkeiten, 

die das Personal der Verwaltung für die legitimierte 

Entscheidungsfindung noch nicht besitzt, werden 

durch Qualifikationsmaßnahmen wie Weiterbildun-

gen angelernt. Somit findet ein Anpassungsprozess 

zwischen individuellen Gestaltungsraum und institu-

tionellen Gestaltungsraum statt, mit dem Ziel aus 

Sicht der Verwaltung, dass das Personal aufgaben-

profilgerecht agiert und die Positionsanforderungen 

erfüllt (siehe Abb. 1).  

Bei der Bearbeitung von Verwaltungsaufgaben ent-

stehen Gestaltungsräume bspw. in der Auswahl der 

Mittel, Interpretation von Gesetzen und Vorgaben, 

strategischen Vorgehensweise oder Interaktion mit 

anderen Verwaltungseinheiten, die durch institutio-

nell geprägte Handlungsroutinen wiederum einge-

schränkt werden (Seibel 2017). Institutionen sind 

übergreifende Erwartungsstrukturen, die angemes-

senes Handeln und Entscheiden bestimmen, 

wodurch sie bestimmte Strukturmerkmale und Ver-

haltensweisen unterstützt und andere eher ausge-

schlossen werden (Hasse und Krücken 2008, 2009). 

Die Arbeit in der Verwaltung bewegt sich insbeson-

dere für neue, nicht routinisierte Aufgaben an der le-

gitimen Grenze, an der mikropolitische Aushand-

lungs- und Interpretationsprozesse prägend sind. Die 

Grenze ist dabei nicht nur als räumliche Dimension zu 

verstehen, sondern als gedankliches Distinktionsmit-

tel, das unter vielen verschiedenen, über die soziolo-

gische Organisation der Verwaltung hinausgehende 

Betrachtungen erlaubt. 

Als Auftrag- und Mittelgeber bestimmt die Politik 

über die Inhalte und Macht der Verwaltung. Zwar 

wurde die Zielsetzung einer zunächst integrierten, 

später nachhaltigen Mobilität bereits jahrzehntelang 

proklamiert (Deutscher Städtetag 1989; Hesse 1995; 

Schwedes 2021). Wirklich gelebt und konsistent in 

die Planungspraxis überführt wurde es aber nie, wie 

die Entwicklung der CO2-Zahlen im Straßenverkehrs-

sektor verdeutlicht (UBA 2023). Ein wesentlicher Fak-

tor dafür ist auch, dass die Straßenverkehrsordnung 

als wichtigstes nationales Regelwerk für die Mobili-

tätsplanung nur zögerlich und hauptsächlich für neue 

Verkehrsarten wie Carsharing oder Lastenräder an-

gepasst wurden  (BGBL Teil I Nr. 48, 2021). Reformen 

für eine nachhaltige Mobilität werden aber weiterhin 

blockiert, wie das Scheitern der StVO-Novelle 2023 

im Bundesrat zeigte (Bundesrat 2023).  

Der Entscheidungsprozess im politisch-administra-

tiven System ist geprägt von Handlungsroutinen für 

Rechtssicherheit, Nachvollziehbarkeit und Qualität 

(Agora Verkehrswende 2023; Hrelja und Rye 2023). 

Routinen sind wichtig, um im Arbeitsalltag zur Kom-

plexitätsreduktion die hohe Anzahl an Entscheidun-

gen, die Unvollständigkeit des Wissens und die Gren-

zen der Planbarkeit zukünftiger  Ereignisse zu bewäl-

tigen (Simon 1981; Kahneman 2012). Maßnahmen 

für nachhaltige Mobilität im bestehenden Verkehrs-

raum stellen aber selten Handlungsroutinen dar, was 

zur Folge hat, dass sich die Handlungen an den Gren-

zen des legal möglichen und demokratisch akzeptier-

baren neu definieren müssen. Der sich daraus prä-

gende Umgang mit der Verwaltungsaufgabe stellt 

eine Governance-Innovation dar, die neben den 

technischen und sozialen Innovationen für die Ver-

kehrswende benötigt wird, um informationsbasierte, Abbildung 1: Angleichungsprozesse zwischen individuel-

lem Gestaltungsraum und institutionellem Handlungs-

raum, eigene Darstellung 
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legitime und verbindliche Entscheidungen zu treffen 

(Raffer et al. 2023). 

Neben diesen grundsätzlich politisch geprägten 

Grenzen gibt es auch hausgemachte Organisations-

schwierigkeiten von Strukturen und Prozessen der 

Verwaltung. Begriffe wie Behörden-Pingpong, Silo-

denken oder Dezemberfieber stehen symbolhaft für 

amtsinterne Hindernisse, die wiederum organisato-

risch-institutionalisierte Zuständigkeits-, Kooperati-

ons- oder Effizienzgrenzen der Verwaltung darstellen 

(Agora Verkehrswende 2023). An den von Luhmann 

definierten Grenzen der Verwaltung – dem Publikum 

und der Politik – kommt es im politischen Aushand-

lungsprozess auch immer wieder zu Grenzen der 

Kommunizierbarkeit, zwischen abstrakten Visionen 

und konkreten Handlungsmaßnahmen mit zeitlich 

und finanziell begrenzten Handlungsmöglichkeiten 

ausreichend und transparent die Komplexität zu ver-

mitteln. In der Demokratie legitimiert die Bevölke-

rung das Verwaltungshandeln in der Umsetzung von 

Politik, wodurch die Beziehung von Politik, Verwal-

tung und Bevölkerung innerhalb der hoheitlichen Pla-

nungsaufgabe in gegenseitigen Interaktionen wie 

Überwachung, Beteiligung oder Beauftragung ver-

bunden ist. 

 Bei der Betrachtung der kleinsten Einheit der Ver-

waltung – dem Personal – gibt es ebenso individuelle 

Limitationen bei der Umsetzung des politischen Ziels, 

die sich in Formen wie Fachkenntnisse und organisa-

torische Fähigkeiten, Erfahrungen, normatives Bild, 

Problemwahrnehmung oder Risikobereitschaft aus-

drücken können (Bratzel 1999). Der Umgang mit be-

grenzten Mitteln und beschränkenden Rechtsrah-

men erfordert immer wieder individuelle Lösungsan-

sätze, die über die gewissenhafte Amtstätigkeit hin-

aus u. a. Kreativität, Engagement und Risikobereit-

schaft verlangen (Raffer et al. 2023). Die Grenzen der 

Verwaltung für nachhaltige Mobilität sind also man-

nigfaltig und führen zu dem häufig in diesem Kontext 

benutzten Resümee: Wir haben kein Erkenntnis-, 

sondern ein Umsetzungsproblem. 

 

3. Qualitative Untersuchung einer Fallstudie 

Im Angesicht dieser theoretischen Herausforde-

rungen wurde das Forschungsprojekt MobilBericht in 

der Verwaltung von Berlin-Pankow von 2017 bis 2023 

zusammen mit der TU Dresden und TU Berlin durch-

geführt1. Das Ziel war es, die öffentliche Verwaltung 

bei der Planung und Umsetzung von nachhaltiger 

Mobilität auf kommunaler Ebene zu begleiten, um 

die Praxis des Transformationsprozesses zu verste-

hen und zu optimieren. 

 
1 Das Forschungsprojekt MobilBericht2 wurde vom 

Bundesministerium für Bildung und Forschung im 

Förderschwerpunkt Sozial-ökologische Forschung 

Im ersten Schritt wurde gemäß dem Leitbild einer 

nachhaltigen Mobilität die Mobilitätsberichterstat-

tung durchgeführt, bei der nach Zieldiskussion, Mo-

bilitätsdatenanalyse, Strategie- und Maßnahmenent-

wicklung der 1. Pankower Mobilitätsbericht als über-

geordnetes Planungswerk veröffentlicht wurde 

(Stadtentwicklungsamt Pankow 2021; Hausigke et al. 

2023). Damit einhergehend konnte durch Etablie-

rung eines Mobilitätsmanagementteams und Aufbau 

ämterübergreifender Austauschformate die struktu-

rellen und prozessualen Voraussetzungen zur Umset-

zung von Maßnahmen für nachhaltige Mobilität ge-

schaffen werden. 

In der darauffolgenden Umsetzungsphase wurde 

die erstmalige Implementierung sogenannter Kiez-

blocks im  Bezirk begleitet (Buchmann et al. 2023; 

Hausigke und Buchmann 2023). Kiezblocks sind die 

Übertragung der Superblocks aus Barcelona auf Ber-

lin, bei dem die Nahmobilität in Wohnquartieren ge-

fördert wird und der Kfz-Durchgangsverkehr heraus-

gehalten werden soll (Buchmann et al. 2023). Mit-

hilfe einer Prozessevaluation als wissenschaftlichen 

Begleitmaßnahme wurde der Planungsprozess analy-

siert, der abschließend durch einen Learning-History-

Workshop mit allen Entscheidungstragenden rückbli-

ckend die Umsetzungsbedingungen für den Kiezblock 

als Maßnahme für nachhaltige Mobilität reflektierte 

(Dziekan et al. 2015). Aus dieser qualitativen Erhe-

bung über Treiber und Widerstände der Mobilitäts-

planung werden unter Betrachtung der Grenzen der 

Verwaltung für nachhaltige Mobilität Ergebnisse vor-

gestellt. 

 

4. Ergebnisse aus der Verwaltung von Berlin-Pan-

kow 

Allein die Interpretation von Kiezblocks und ihre 

verschiedenartige Umsetzung in den Berliner Bezir-

ken zeigen, dass institutionell geprägte Verständnis- 

und Verhaltensweisen wichtige Faktoren sind, die Lö-

sungsmöglichkeiten gestalten als auch beschränken. 

Die Pankower Vorgehensweise wurde im Berliner 

Vergleich in der medial-gesellschaftlich Perzeption 

als rechtssicher und wissenschaftlich interpretiert, 

die zwar Berechtigung hat, aber als nicht effizient für 

eine flächendeckende Förderung von nachhaltiger 

Mobilität eingeschätzt wurde (Schubert 2022). Den 

Charakterzug der Rechtssicherheit hat sich der Bezirk 

im Laufe der letzten Jahrzehnte erarbeitet, da das Da-

moklesschwert der Rechtsklage viele Verkehrspro-

jekte ereilte und dementsprechend die gestalteri-

sche Interpretation der Gesetzestexte zur Anordnung 

von Umbaumaßnahmen im Verkehrsraum stark auf 

unter dem Förderkennzeichen 01UR2103A von 

2021 bis 2023 gefördert. 
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etablierte Maßnahmen fokussiert ist und neue Her-

angehensweise juristisch kritisch betrachtet werden.  

Dies zeigt sich sowohl an einer Diagonalsperre in 

Pankow, die durch das Berliner Verwaltungsgericht 

aufgrund mangel- und fehlerhafter Begründungen 

der qualifizierten Gefahrenlage als rechtswidrig ein-

gestuft wurde (Kolter 2024). Demgegenüber argu-

mentierte der Bezirk Berlin-Mitte bei seinen Kiez-

blocks auf Grundlage des § 4 BerlStrG und hielt dabei 

einer gerichtlichen Klage bei der Straßenumwidmung 

stand (Neumann 2024a; Neumann 2024b). Diese Bei-

spiele der Diskussion über die Herstellung einer legi-

timierten Entscheidung bei Kiezblocks verdeutlicht, 

unter welchen Voraussetzungen das Projekt im Be-

zirk Pankow durchgeführt wurde. 

In den Gesprächen stellte sich heraus, dass die 

rechtlichen Bedingungen fast ausschließlich als Wi-

derstand wahrgenommen wurden, die den Hand-

lungsraums massiv begrenzen. Der gesamte Pla-

nungsprozess hatte umfangreiche Untersuchungen 

umfasst, aus dem sich die gestalterische Lösung der 

Verkehrsberuhigung und Verhinderung des Kfz-

Durchgangsverkehrs mittels aufwendigeren Ver-

kehrskonzept gegenläufiger Einbahnstraßen im Kom-

ponistenviertel als mildestes und bei den schmalen 

Erschließungsstraßen auch als legitimes Mittel her-

ausstellte. Weitere Interventionsstufen mit Diagonal-

sperren wurden für den weiteren Projektverlauf nach 

der Evaluation vorgesehen, um mit baulichen Maß-

nahmen angemessen auf Nichtbefolgung der neuen 

Verkehrsregeln reagieren zu können, um die Ziele zu 

erreichen. Fachliche Planungsunsicherheiten durch 

widersprüchliche Gesetzeslagen wie das Berliner Mo-

bilitätsgesetz im Vergleich zur StVO sorgen für Grau-

zonen bzw. Ermessensgestaltungsräume, die sich oft-

mals im Einzelfall erst vor Gericht auflösen. Möglich-

keiten unbestimmter Rechtsbegriffe wie die der qua-

lifizierten Gefahrenlage werden wenig ausgeschöpft. 

Die Straßenverkehrsbehörden nehmen aufgrund der 

Unsicherheit teilweise sogar eine Veto-Position ein, 

die den Planungsprozess zum Erliegen bringen kann. 

Die Diskussionen zu einer gesetzlich legimitierenden 

Begründung von Anordnung schaffen allerdings Um-

sicht und hilft, sich untereinander zu vernetzen und 

geeignete Mittel zu identifizieren. 

Die Gefahr des Regelübertritts ist omnipräsent. Die 

Haftung für Anordnungen ist eine individuelle Grenze 

der Entscheidungstragenden, die aufgrund der Ge-

setzlage teilweise ein persönliches Risiko für nachhal-

tige Mobilität eingehen. Die Ermessensausübung 

wird zur entscheidenden Variablen der Grenzver-

schiebung für neue Lösungsansätze zur Zielverfol-

gung, solange keine Gesetzesänderungen stattfin-

den. Die individuellen Gestaltungsleistungen haben 

großen Einfluss auf den Erfolg von Projekten. Von al-

len Seiten wurde bestätigt, dass nur durch die Mehr-

arbeit aller im Amt Beteiligten eine erfolgreiche Um-

setzung ermöglicht wurde. Schlüsselstellen sind vor 

allem Ingenieurs- und Rechtsleistungen, die bei un-

besetzten Stellen den gesamten Planungsprozess um 

unbestimmte Zeit verlängern. Als Grund wurde vor 

allem die vergleichsweise niedrige Besoldung identi-

fiziert, die wenig Attraktivität für neue Arbeitskräfte 

in einem Arbeitsmarkt mit Fachkräftemangel bietet. 

Die in der Theorie aufgezeigte Assimilation zwischen 

individuellen Gestaltungsraum und institutionellen 

Handlungsraum bedarf Personal, das willig ist, sich zu 

verändern und den Wandel mitzugestalten. Ansons-

ten können zentrale Stellen zwar besetzt sein, aber 

den Planungsprozess im Sinne nachhaltige Mobilität 

blockieren. 

Die Aussagen der Beteiligten zur Baumscheiben-

pflege oder Aufstellung von Sitzbänken zeigen, wie 

stark die kreative Gestaltung des öffentlichen Raums 

insbesondere für die Anwohnenden rechtlich einge-

schränkt ist: „Also natürlich gibt es grundsätzlich die 

Möglichkeit, da verschließen wir uns auch nicht. Die 

ist aber relativ begrenzt. Also immer dann, wenn es 

um Verkehrssicherheit – also mit der Haftung, die da 

hinten dranhängt – geht, ist das Spiel schnell zu Ende. 

[…] was man da ausverhandeln kann und was über-

haupt möglich ist, das ist viel weniger, als man als Laie 

denkt.“ Die Arbeit der Verwaltung ist mit ihren einge-

schränkten Mitteln oft auf die Pflichtaufgaben redu-

ziert, was Gefahrenstellenbeseitigung bedeutet. Es 

wurde resümiert, dass es einfacher ist, den Kfz-

Durchgangsverkehr aus den Wohngebieten heraus-

zuhalten, als den Öffentlichen Raum umzugestalten. 

Auf ein zentrales Problem auf Bezirksebene wurde 

durch Schaffung einer neuen Stelle und Diskussion 

über Zuständigkeiten reagiert: „Aber die eigentliche 

Planung des öffentlichen Raums als solchen, mit ge-

wissen Qualitäten, da ist keiner richtig federführend.“  

Stimmen aus der Bevölkerung zur Wahrnehmung 

des Öffentlichen Raums während des Planungspro-

zesses unterstützten eine passivere, vereinfachende 

Vorgehensweise, denn es wurde mehrfach der 

Wunsch geäußert, eher die bestehende Ausstattung 

zu erhalten und zu pflegen, anstatt Neues zu instal-

lieren und wieder degenerieren zu lassen. Vonseiten 

des Bezirksamts hieß es: „Wenn Geld da ist, wird es 

aufgestellt. Dann wirkt Physik. Und dann ist es irgend-

wann nicht mehr verkehrssicher und wir räumen es 

ab.“ Die Dualität von Verkehrsberuhigung und Ge-

staltung des Öffentlichen Raums wird also als Heraus-

forderung wahrgenommen, die noch besser zeitlich 

koordiniert werden muss. Finanzielle Mittel zur Ge-

staltung des Öffentlichen Raums sollten für Kiez-

blocks immer eingeplant werden, um auch unabhän-

giger von externen und programmabhängigen Finan-

zierungsquellen zu sein. 

Ein wichtiger organisatorischer Faktor bei Projek-

ten mit multiplen Effekten und Verantwortlichen ist 
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die ämter- und abteilungsübergreifende Zusammen-

arbeit, deren Etablierung von der Hausleitung und 

den Ressourcen abhängt. Fähigkeiten und Ressour-

cen müssen in Austauschformaten wie z. B. regelmä-

ßigen Arbeitstreffen und Abstimmungsrunden ver-

netzt werden, um gemeinsam fachübergreifend alle 

Belange zu berücksichtigen. Dafür ist eine hohe Ver-

trauensbasis und ein transparenter Austausch unter-

einander mit frühzeitiger Beteiligung der Träger öf-

fentlicher Belange wie Polizei oder Verkehrsunter-

nehmen vonnöten, die die Identifikation und das En-

gagement der Beteiligten befördern können und 

nicht durch fachlich widersprüchliches Handeln kon-

terkariert werden sollten. Dann ist es möglich, dass 

alle Beteiligten dem Projekt eine hohe Priorität wid-

men, was eine weitere Steuerungsmöglichkeit der 

Umsetzbarkeit darstellt. Die Zusammenarbeit mit der 

Landesverwaltung war hingegen von wenig Koopera-

tion und Dialog geprägt. Ein von der Senatsverwal-

tung herausgegebener ‚Leitfaden zur Verkehrsberuhi-

gung in Kiezen‘ wurde wenige Monate nach Veröf-

fentlichung im Zuge eines Regierungs- und politi-

schen Hausleitungswechsel 2023 von der Webseite 

genommen. Für alle Anfragen bzgl. Eingriffen in das 

übergeordnete Straßennetz wurden Absagen erteilt 

und keine Gespräche geführt. 

Möglichkeiten zur Beschleunigung des Planungs-

prozesses wie die freihändige Vergabe von Aufträgen 

sind rar und störungsanfällig. Das Einkürzen von Be-

arbeitungszeiträumen zur Begegnung des Personal-

mangels sind für die Qualität des Planungsprozesses 

oftmals abträglich. Gerade bei sich neu etablieren-

den Prozessen ist der Individuelle und institutionelle 

Lernprozess zu berücksichtigen, der zeitintensiv aber 

notwendig für eine erfolgreiche Umsetzung und För-

derung nachhaltiger Mobilität ist. Die Ressorts in der 

Verwaltung können zur Prozessoptimierung ange-

passt werden, um die Agilität zu fördern und Zusam-

menarbeit zu optimieren. Die bilaterale Kommunika-

tion ist auf kurzem Dienstweg durch direkten Kontakt 

einfacher und führt insbesondere in intensiven Ab-

stimmungsphasen schneller zu besseren Ergebnis-

sen. Die zu späte und nicht ausreichende Einbindung 

von Prozessbeteiligten kann wiederum zu Missver-

ständnissen und Blockadehaltungen führen. Der 

Wandel zur Verschiebung der Grenzen wurde wie 

folgt erklärt: „Das ist ja wie immer bei jedem Verän-

derungsprozess, wenn man es genau betrachtet. Man 

kommt dann immer zu so einem Kristallisationspunkt. 

Dann gibt es auch mal Krawall und ein Tal der Tränen, 

wie man es aus dem Change Management kennt. Ir-

gendwann bewegt man sich in einer sanften Kurve 

raus im besten Fall und hat dann eine Lösung und hat 

dann auch irgendwie so einen Fortschritt im gemein-

samen Verständnis solcher Prozesse.“ 

Diese Transformation wurde auch in der Politik 

festgestellt. Parteiübergreifend haben sich fast alle 

PolitikerInnen hinter die Idee der Verkehrsberuhi-

gung von Wohngebieten gestellt. Insbesondere die 

Unterstützung der Gubernative als politische Leitung 

der Ämter – die BezirksstadträtInnen in Berlin – hat 

geholfen, die Kiezblocks als Gestaltungsmaßnahme 

einzuführen und gemeinsam umzusetzen. Dieser 

Rückhalt zeigte sich vor allem auf Öffentlichkeitsver-

anstaltungen, auf denen das Konzept von politischer 

Seite immer wieder als gemeinsame politische Vision 

herausgestellt wurde. Beide Nahmobilitätsaspekte 

eines Kiezblocks – die Verhinderung des Kfz-Durch-

gangsverkehrs als auch die Attraktivierung des Öf-

fentlichen Raums zur Steigerung der Aufenthaltsqua-

lität – wurden von politischer Seite unterstützt. Von 

der Verwaltung wurde sich aber von politischer Seite 

gewünscht, mehr Verständnis für die Ressourcenlage 

und Zuständigkeiten aufzubauen, um das Erwar-

tungs- und Ressourcenmanagement für den instituti-

onellen Handlungsraum politisch besser zu steuern. 

Es benötigt beispielsweise für Verzögerungen tech-

nisch-organisatorischer Abläufe ebenfalls politisches 

Verständnis und Rückendeckung. Die Obstruktion 

aus der Politik durch Dauerbelastung mit Drucksa-

chen wird als störend wahrgenommen, da eine Über-

beauftragung stattfindet, die mit den gegebenen 

Ressourcen nicht erreicht werden kann, was zur 

Frustration und Blockadehaltung führt. Dafür ist ein 

besseres Aufgaben- und Prioritätenmanagement 

vonnöten. Politik und Verwaltung müssen beide die 

Möglichkeit zulassen, den Wandel zu vollziehen und 

den Willen haben, ihn mitzugestalten. 

In Pankow fielen diese Voraussetzungen zur Um-

setzung des Kiezblocks zusammen: Die Politik unter-

stützte mit mehreren Drucksachen die Umsetzung 

des Kiezblocks, alle Beteiligten der öffentlichen Ver-

waltung waren motiviert, zeigten Bereitschaft und 

haben Ressourcen in den Planungsprozess einge-

bracht, sodass sich ein Möglichkeitsfenster geöffnet 

hatte, das gemeinsam genutzt wurde. Vorgehens-, 

Haltungs- und Argumentationsweisen wurden in der 

bezirklichen Verwaltung und darüber hinaus im Aus-

tausch mit anderen Bezirken in Berlin reflektiert, 

wodurch ein besseres Verständnis für alle Entschei-

dungsvariablen und den Zusammenhang mit der Mo-

bilität der Menschen entwickelt wurde. Mit dem ge-

sammelten Erfahrungswissen und etablierten Netz-

werken nach der erstmaligen Umsetzung und wis-

senschaftlichen Evaluation sind nun Vorgehenswei-

sen institutionalisiert, die zur Beschleunigung des Pla-

nungsprozesses durch bessere Vorplanungen beitra-

gen können. „Und letztlich wird es Zeit brauchen. Ja. 

Also das können wir, glaube ich, nicht abkürzen. Wir 

müssen da die Erfahrung sammeln, vielleicht auch 

aus anderen Kiezen.“ 

Mobilität genießt eine hohe öffentliche Aufmerk-

samkeit, weil alle in ihrem Alltag davon betroffen 
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sind. Der politisch-administrative Lern- und Akzep-

tanzprozess fand auch in der Interaktion mit der Be-

völkerung statt. Die Planung und Umsetzung des 

Kiezblocks wurde von zahlreichen Informations- und 

Beteiligungsmaßnahmen zur Kommunikation nach 

außen begleitet. Informiert wurde über eine Web-

seite, Aushänge, mehrere Informationsveranstaltun-

gen, Pressemitteilungen und kurz vor der Umsetzung 

durch Postwurfsendungen und Vorwegweiser. Zur 

Beteiligung wurde Photovoice mit Schulkindern an-

gewendet, Abstimmungen zu Sachverhalten über 

eine digitale Beteiligungsplattform, bei Vor-Ort-Be-

gehungen sowie Informationsveranstaltungen 

durchgeführt und ein Projektbeirat eingerichtet, 

wodurch zielgruppengerechte Partizipationsmöglich-

keiten angeboten wurden. Sogenannten „Netzwerk-

Oligarchen“ in den Beteiligungsveranstaltungen, die 

gut vernetzt sind und mit lauter Stimme ihre Mei-

nung kundtun, wurde eine gezielte Beteiligung von 

Gruppen mit besonderen Mobilitätsbedarfen entge-

gengestellt. Widerständen wurden durch Informa-

tions- und Dialogangebote über Lösungsmöglichkei-

ten für das allgemeinen Wohl begegnet, allerdings 

war allen Beteiligten klar, dass nicht alle Menschen 

erreicht und Gegenstimmen vollends aufgelöst wer-

den können. Kommunikationskonzepte sollen noch 

besser eingesetzt werden, um den Ablauf und die 

Mitentscheidungsmöglichkeiten besser koordinieren 

und den partizipativen Gestaltungsraum zu bestim-

men, wodurch das Erwartungsmanagement zu den 

BürgerInnen verbessert wird. Die Politik könnte aber 

noch proaktiver die Kommunikation übernehmen, da 

die Verwaltung fast nur über Entscheidungen infor-

miert.  

Eine repräsentative Befragung, die vor und nach 

der Umsetzung des Kiezblocks durchgeführt wurde, 

bestätigte, dass die Akzeptanz nach der Umsetzung 

zugenommen hatte. In den Gesprächen unter den 

Prozessbeteiligten wurde festgestellt, dass die medi-

ale Berichterstattung sich im Laufe der Zeit zum Posi-

tiven gewandelt hatte, was vor allem daran lag, dass 

die Vorteile sich erst nach einer Eingewöhnungszeit 

entfalteten. Allerdings wurden die Zeitungen auch 

kritisch betrachtet, da einige Anbieter durch Skanda-

lisierungen Clickbaiting betrieben haben und sensible 

Informationen nicht immer korrekt dargestellt wur-

den, wodurch es zur verzerrten Darstellung von Sach-

verhalten kam und Widerstände provoziert wurden.  

Die Prozessbeteiligten stellten fest, dass noch im-

mer zu wenig finanzielle Ressourcen für die Bürger-

beteiligung aufgewendet und zu wenig interaktive 

Formate angeboten werden. Im Allgemeinen mo-

nierte die Verwaltung die geringen institutionellen 

Handlungsräume aufgrund der geringen Ressourcen-

verfügbarkeit und derzeitigen Haushaltslage. Die Ver-

antwortlichen wollen nicht auf externe Unterstüt-

zung angewiesen sein, die ohnehin durch Kontrolle 

der abgetretenen Leistungen Betreuungsbedarf ver-

ursacht: „Das ist unser Job und ich möchte die Mög-

lichkeiten und die Ressourcen haben, in der Daseins-

versorgung genau diesen Job zu machen.“ 

 

5. Diskussion 

Die Implementierung eines Kiezblocks in Berlin-

Pankow wurde erreicht, wenn auch einschränkend 

festgehalten wurde: „Es gibt die Pflichtaufgaben und 

Kiezblocks sind die Kür.“ Die gesetzliche Pflicht zur 

Verkehrssicherheit, unterschiedliche Prioritätenset-

zungen und der Personalmangel bzw. unbesetzte 

Stellen vor allem in den Straßenverkehrsbehörden 

sind widrige Voraussetzungen, um den Verkehrs-

raum für nachhaltige Mobilität neu zu gestalten. Da-

raus resultierte teilweise eine passive Grundstim-

mung, sodass eine aktive Prozessgestaltung durch 

extrinsische Impulse wie Bürgerinitiativen befördert 

wurde. In der Frage, ob ziel- und nachfrageorientiert 

gesteuert oder projekt- und angebotsorientiert rea-

giert wird, hieß es: „Es gibt im Land Berlin keine pro-

aktive Planung, kein Verkehrsmanagement, […] son-

dern das ist eine rein reaktiv handelnde Behörde.“  

Als Behinderung wurde die omnipräsente Überlas-

tung des bestehenden Personals verursacht u. a. 

durch zu viele Austauschformate, simultane Ereig-

nisse, Übernahme weiterer Aufgaben, Informations- 

und Berichtspflichten sowie Anfragen wahrgenom-

men. In der administrativen ‚Triage‘ der Prioritäten-

setzung gerät die nachhaltige Mobilität gegenüber 

der Verkehrssicherheit soweit ins Hintertreffen, dass 

nur notdürftig und temporär zielorientiert gestaltet 

werden kann. Als Fazit zum Kiezblock-Planungspro-

zess wurde geschlossen, dass die Erwartungshaltung 

sich ändern muss, da es lange Bearbeitungsfristen 

bedarf und Pufferzeiten einkalkuliert werden müss-

ten, da sich vieles im Detail nicht planen lässt und 

keine Verfügungsgewalt bei externen Zuarbeiten be-

stehen. Beispiele dafür sind Baufirmen oder Naviga-

tionsdienstleister, die im Umsetzungsprozess als letz-

ter Planungsschritt kommen. Baufirmen haben durch 

die vielen Aufträge bei begrenzter Ressourcenverfüg-

barkeit in der aktuellen Marktlage ebenso wie die 

Verkehrsänderungsmeldungen bei Navigationsan-

bietern unbekannte und nicht vorab kommunizier-

bare Umsetzungs- bzw. Übernahmezeiträume, so-

dass dafür Übergangszeiten vorzusehen sind. Die 

Verwaltungsmitarbeitenden möchten auch keine 

schnelle Entscheidungsfindung nach gesellschaftli-

chen Trends und politischen Launen durchführen, 

sondern umfassend abwägen, wie politische Ziele am 

effektivsten erreicht werden können. Auch das 

Nichtstun ist eine deliberative Entscheidung (Pohl-

mann und Markova 2011). 

Um den Wandel proaktiv für mehr nachhaltige Mo-

bilität zu gestalten, müssen dauerhaft ausreichend 

Ressourcen zur Verfügung stehen, klare Strategien 
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verfolgt, viel kommuniziert und die Prozessgestalten-

den für die Aufgabe motiviert werden. Nicht nur ad-

ministrative Strukturen, sondern auch institutionali-

sierte Kulturen in Form von Überzeugungen, Haltun-

gen, Werten und Normen sind entscheidende Fakto-

ren, die je nach Regime als Treiber oder auch als Wi-

derstand im Planungsprozess wirken (UBA 2015a). 

Erst unter diesen Voraussetzungen wird die Grenze 

der Befähigung von Verwaltung zur Gestaltung einer 

nachhaltigen Mobilität überwunden, sodass ausrei-

chend Maßnahmen ergriffen werden, um politischen 

Zielkriterien wie CO2-Reduktion im Verkehr, Vision 

Zero, klimaresiliente Städte oder soziale Gerechtig-

keit effektiv verfolgen zu können. 

 

6. Fazit 

Die Grenzen der Verwaltung werden nicht nur in 

der systemischen Betrachtung von Luhmann deut-

lich, sondern vor allem in der Policy-Analyse für eine 

nachhaltige Mobilität. Dafür ist das gesamte poli-

tisch-administrative System in Beziehung zu seiner 

Umwelt sowie die einzelnen Entscheidungstragen-

den innerhalb des Systems zu betrachten, die Pro-

zesse und Strukturen gestalten, die wiederum erst 

die Umsetzung einer nachhaltigen Mobilität ermögli-

chen. Über die Grenzen von Publikum, Politik und 

Personal hinaus zeigen sich auch individuelle, organi-

satorische, institutionelle, fachliche, kommunikative, 

rechtliche und finanzielle Grenzen, die das nach Legi-

timität strebende Verhalten der öffentlichen Verwal-

tung zum Ziel der nachhaltigen Mobilität prägen und 

ihre gesellschaftliche Wahrnehmung definieren. 

Die in der Gesellschaft wahrgenommenen Verzö-

gerungen stellen keine Hinhaltetaktik dar, sondern 

sind das Ergebnis vieler Ungewissheiten in der Politik 

und Planung, aus denen eine kommunikative Intrans-

parenz hervorgeht. Erst wenn die grenzbestimmen-

den gesellschaftlich-institutionellen Faktoren für 

nachhaltige Mobilität in der öffentlichen Verwaltung 

wie beispielsweise Gesetzeslage, Fachpersonal, Fi-

nanzmittel, Akzeptanz, Kooperations- und Kommuni-

kationsfähigkeit sowie politischer und individueller 

Wille sich wandeln, kann ein institutioneller Hand-

lungsraum entstehen, der das Ziel effektiv verfolgt. 

Die Verwaltung strebt nach Legitimation der Hand-

lung, die Teil einer institutionell-gesetzlichen Integra-

tionsebene der Verkehrsplanung ist. Das bedeutet, 

dass die öffentliche Verwaltung das politische Ziel ei-

ner nachhaltigen Mobilität nur effektiv verfolgen 

kann, wenn sie das kulturelle Regime darstellt. 

Das Ziel einer nachhaltigen Mobilität ist mit einem 

umfassenden gesellschaftlichen Wandel verbunden. 

Die kommunale Verwaltung ist dabei hauptsächlich 

für die Mobilitätswende verantwortlich. Um dieser 

Aufgabe der Gestaltung des Wandels gerecht zu wer-

den, müssen die Wege der Problemlösung, Prozesse 

und Strukturen angepasst werden. Der Wandel in der 

Mobilität verursacht einen Wandel in der Planung 

und damit in der Verwaltung, die durch Governance-

Innovationen zur Veränderung der Grenzen für nach-

haltige Mobilität effektiver und effizienter gestaltet 

werden können. Die Untersuchung am Beispiel des 

Berliner Kiezblocks hat gezeigt, dass nur durch das 

Zusammenwirken mehrerer begünstigender Fakto-

ren ein erfolgreiches Projekt umgesetzt werden 

konnte. Dafür haben Politik und Verwaltung gut or-

ganisiert zusammengearbeitet, wurde die Kommuni-

kation mit den Anwohnenden über viele informative 

und partizipative Formate durchgeführt, rechtliche 

Fragen der Umsetzung diskutiert und genügend Fi-

nanzmittel zur Verfügung gestellt. Als entscheiden-

der Punkt haben alle beteiligten Akteure ihren Willen 

zum Ausdruck gebracht und dazu beigetragen, die 

Maßnahme zielorientiert umzusetzen. Die Heraus-

forderung besteht darin, diese etablierte und struk-

turierte Vorgehensweise dauerhaft zu institutionali-

sieren, indem die Grenzen der Verwaltung entspre-

chend neu justiert werden. 
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Abstract 
 

 

Pendeln ist geprägt von Widersprüchen und bedarf entsprechend einer Integrierten Verkehrsplanung. Diese ist in 

der Theorie fest verankert, findet jedoch in der Praxis nur in Ansätzen Anwendung. Davon ausgehend untersucht 

dieser Beitrag konkrete Gestaltungsparameter für den Pendelverkehr anhand von zwei Extremszenarien. Im Kern 

steht dabei die normative Integration, also die Zieldefinition. Anhand der Szenarien zeigt sich für den Pendelver-
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Einleitung und Problemstellung 

Pendeln ist für eine hohe Zahl an Beschäftigten integ-

raler Bestandteil des Alltags. So ist über die letzten 

Jahrzehnte nicht nur eine immer höhere Zahl an Pen-

delnden festzustellen (Bundesagentur für Arbeit 

2022, o. S.), diese legen im Schnitt auch immer wei-

tere Distanzen zurück (Pütz 2019, o. S.). An diesem 

Trend scheint auch die Coronapandemie nichts geän-

dert zu haben, durch die zwar die Zahl der Wege und 

Unterwegszeiten zwischenzeitlich zurückgingen, sich 

jedoch mittlerweile wieder dem Vor-Coronaniveau 

angleichen (Destatis o. J., o. S.). 

Dabei existiert gleichzeitig bereits ein umfangreicher 

Bestand an Forschungsarbeiten zum Pendeln (siehe 

z. B. Nitschke et al. 2022, Schneider und Meil 2008, 

Kersting et al. 2020). Entsprechend referenziert der 

vorliegende Artikel auf den Titel des vorliegenden 

Hefts „Grenzen der Verkehrswende“. Denn wie lässt 

es sich erklären, dass sich trotz des vorhandenen Wis-

sensstands keine Änderung der beschriebenen Ent-

wicklungstendenzen verzeichnen lassen und die 

Wende auch im Pendelverkehr an Grenzen stößt? 

Dies führt zur Annahme, dass die Herausforderungen 

im Pendelverkehr sich nicht maßgeblich auf einen 

fehlenden Wissensstand zurückzuführen lassen. 

Stattdessen rückt dieser Beitrag die praktische Pla-

nung und das damit verbundene planerische Ver-

ständnis des Pendelns in den Fokus der Betrachtung. 

Hierfür wird im Rahmen des vorliegenden Beitrags 

zunächst der Begriff des Pendelns konkretisiert und 

der planerische Ansatz der Integrierten Verkehrspla-

nung skizziert. Anschließend wird mit der Szenario-

analyse der methodische Zugang für die Analyse der 

Planung erörtert. Im Weiteren werden die sich aus 

der Methode der Szenarioanalyse ableitenden Ext-

remszenarien zur Maximierung bzw. Minimierung 

der Verkehrsleistung im Pendelverkehr vorgestellt 

und diskutiert, um auf Basis dessen Rückschlüsse für 

die Planung zu ziehen. 

Verständnis des Pendelns 

Als Gegenstand der klassischen Verkehrsplanung mit 

dem Fokus auf übergeordnete Verkehrsströme und 

deren effektiven Abwicklung lässt sich Pendeln klas-

sisch über den Verkehrsbegriff beschreiben. Pendeln 

ist demnach der Weg von und zur Arbeit unter Zuhil-

fenahme eines Verkehrsmittels (Ruppenthal und 

Lück 2009, S. 1; Santkiewitsch und Seifert 2014, S. 1; 

Vogl et al. 2014, S. 2; Behnen und Ott 2006, S. 1; 
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Schneider et al. 2016, S. 512). Entsprechend wird 

Pendeln entweder über dessen zeitliche Ausprägung, 

die Dauer, oder die räumliche Ausprägung, die Dis-

tanz, erfasst (Behnen und Ott 2006, S. 1). Hinzu kom-

men in amtlichen Statistiken auch die Gemeinde-

grenzen (Bundesagentur für Arbeit 2019, o. S.). Pen-

deln ist damit etwas von außen Beobachtbares. 

Eine Weiterentwicklung stellt hingegen das Ver-

ständnis des Pendelns über den Mobilitätsbegriff dar 

(Schwedes et al. 2023, S. 17). Pendeln lässt sich dabei 

durch den Übergang zwischen Privats- und Berufs-

sphäre verstehen (Horn-Effenberger 2023, S. 32-37; 

Nitschke et al. 2022, S. 7). In diesem Sinne fokussiert 

die Auseinandersetzung mit dem Pendeln nicht allein 

dessen räumliche oder zeitliche Ausprägung, also 

den physischen Weg zur Arbeit. Stattdessen werden 

die dahinterliegenden Verflechtungen in den Blick 

genommen und damit wie die Bereiche miteinander 

und ineinander wirken (Nitschke et al. 2022, S. 7). Als 

Beispiel lässt sich etwa das Einkommen benennen, 

welches in der Berufssphäre erworben, jedoch in der 

Privats- und Transfersphäre angewandt wird und die 

dortigen Möglichkeiten determiniert. 

Der Mobilitätsbegriff geht somit im Gegensatz zum 

Verkehr vom Individuum aus und betrachtet die sub-

jektiven Möglichkeiten des Pendelns (Schwedes et al. 

2023, S. 17). Zusätzlich erlaubt er es, die Einflussfak-

toren auf das Pendeln weiter zu untergliedern. Der 

Möglichkeitsraum des Pendelns wird dabei zunächst 

über die strukturellen Rahmenbedingungen be-

stimmt. Als wesentliche Größen können mit dem 

Wohn- und Arbeitsangebot raumstrukturelle Merk-

male sowie das Verkehrsangebot bzw. das Angebot 

zum Mobilen Arbeiten genannt werden. Inwieweit 

dieser Rahmen genutzt werden kann bzw. muss, ist 

wiederum abhängig von den individuellen Hand-

lungsvoraussetzungen, also dem sozioökonomischen 

Status oder der familiären Situation. Lässt es die je-

weilige Lebenslage zu, können dann persönliche Ein-

stellungen etwa in Bezug auf die Gewichtung von Kar-

riere und Privatem oder dem Wohnort realisiert wer-

den (Horn-Effenberger 2023, S. 157-158). 

Pendelmobilität lässt sich damit über sechs Einfluss-

felder (siehe Abbildung 1) zusammenfassend be-

schreiben, welche in ihrem Zusammenspiel den Mög-

lichkeitsraum abstecken (Horn-Effenberger 2023, S. 

118-120). 

 
Abbildung 1: Einflussfeld des Pendelns (Horn-Effenberger 

2023, S. 120) 

Die begrifflich scharfe Trennung zwischen Pendelver-

kehr und -mobilität erlaubt auch eine Gliederung in 

erwünschte und unerwünschte Effekte. So steht auf 

der einen Seite das Ziel die Pendelmobilität, als den 

Möglichkeitsraum für die Erfüllung des Berufszwecks, 

zu erhöhen, und gleichzeitig den Pendelverkehr, also 

die physische Zahl an Fahrzeugen bzw. Personen und 

die damit einhergehenden Belastungen, zu reduzie-

ren. 

Der Ansatz der Integrierten Verkehrsplanung - 

zwischen Theorie und Praxis 

Das Verständnis des Pendelns über den Mobilitätsbe-

griff verlangt auch eine andere planerische Perspek-

tive wie sie die Integrierte Verkehrsplanung bietet. 

Diese beinhaltet mit der normativen, politischen, 

fachlichen und räumlichen Integration vier Gestal-

tungsdimensionen (Schwedes und Rammert 2021). 

Das heißt aus normativer Sicht die transparente In-

tegration von Zielvorstellungen in den Planungspro-

zess zu Beginn (Schwedes und Rammert 2021, S. 26). 

Im Planungsprozess selbst ist in Bezug auf die räum-

liche Integration, das Pendeln als raum- und gemein-

deübergreifenden Prozess zu verstehen (Schwedes 

und Rammert 2021, S. 37), aus fachlicher Sicht die 

Wechselwirkung mit einer Vielzahl mit anderen Ge-

sellschaftsbereichen mitzudenken (Schwedes und 

Rammert 2021, S. 34) und deren Berücksichtigung 

aus politischer Perspektive durch die Einbeziehung 

der relevanten Akteure sicherzustellen (Schwedes 

und Rammert 2021, S. 30). Hinzu kommt bei der ab-

schließenden Entwicklung von Maßnahmen die Ein-

beziehung verschiedener Maßnahmenarten, also die 

Kombination aus restriktiven und angebotsorientier-

ten Maßnahmen sowie die Einbeziehung aller Ver-

kehrsmittel (Horn-Effenberger 2023, S. 80-82). 

Dabei scheint der Ansatz der Integrierten Verkehrs-

planung zumindest in der Theorie bereits verbreitet 

zu sein, ohne dass sich an der beschriebenen Grund-

tendenz der letzten Jahre mit dem Anstieg der Pen-

delnden eine signifikante Änderung abzeichnet 

(siehe Einleitung und Problemstellung). Vor diesem 
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Hintergrund lohnt es sich daher, den Planungspro-

zess genauer zu beleuchten, um zu herauszuarbei-

ten, welche Anforderungen an eine solche Integrierte 

Verkehrsplanung im Kontext des Pendelns im Detail 

gestellt werden.  

Ausgangspunkt hierfür bildet aufgrund ihrer Funktion 

als Eingangsgröße die normative Integration, da sich 

aus ihr wiederum Rückschlüsse für die weiteren In-

tegrationsdimensionen ableiten lassen. Zusätzlich ist 

der Diskurs um die Bedeutung einer normativen In-

tegration innerhalb der Planungswissenschaften rela-

tiv neu (Schwedes und Rammert 2021), sodass deren 

Spezifikation notwendig ist.  

Der Methodische Zugang – Die Szenarioanalyse 

Als methodischer Ansatz für die Ableitung von Anfor-

derungen an eine normative Integration im Kontext 

des Pendelns dient die Szenarioanalyse. Diese hat 

übergeordnet das Ziel, für einen Untersuchungsge-

genstand zukünftige Entwicklungen systematisch ab-

zuleiten und komplexe Zusammenhänge anschaulich 

aufzubereiten (Kosow et al. 2008, S.11-14). Dies ist 

insbesondere für den Pendelverkehr erforderlich. So 

geht es darum, die positiven Aspekte des Pendelns 

als Möglichkeit, berufliche und private Gegebenhei-

ten besser zu vereinen (Haas 2013, S. 258; Scheiner 

2013, S. 150), mit den negativen Folgen in Form der 

direkten Belastungen für die Gesundheit durch die 

Verkehrsteilnahme (Rüger und Schulze 2016) sowie 

in Form der indirekten Belastungen durch die Abwe-

senheit von Familienmittelpunkt und Arbeitsort zu-

sammenzudenken (Schneider et al. 2016, S. 504). 

Hinzu kommt auf gesamtgesellschaftlicher Ebene die 

positive ökonomische Bewertung aufgrund der wirt-

schaftlichen Leistung, die Pendelnde in Form der Be-

schäftigung für Städte und Gemeinden erbringen 

(Limmer 2005, S. 97; Limmer und Schneider 2008, S. 

13). Den positiven Facetten stehen wiederum die 

ökologischen Folgen des Pendelns durch den hohen 

MIV-Anteil gegenüber (Destatis 2020, o. S.). 

Weitere Eigenschaften der Szenarioanalyse, die den 

Einsatz für die Analyse des Pendelns und des Pla-

nungsprozesses begünstigen, finden sich in ihrem 

Charakter als Metaanalyse, der es erlaubt, die ver-

schiedenen Forschungsstränge zusammenführen, 

dabei Wechselwirkungen zu berücksichtigen und 

Entwicklungen zu problematisieren (Kosow et al. 

2008, S. 14–16). 

Dabei lässt sich der Prozess der Szenarioanalyse an-

hand des sogenannten Szenariotrichters veranschau-

lichen (Götze 1993, S. 38f.). Methodischer Ausgangs-

punkt ist eine systematische Problem- und Gegen-

wartsanalyse zur Bestimmung wesentlicher Schlüs-

selfaktoren für den Untersuchungsgegenstand. Für 

die hier vorliegenden Szenarien wurde dabei auf drei 

methodische Ansätze zurückgegriffen. Nach einer 

umfangreichen Literaturanalyse zur Ermittlung und 

Systematisierung der Faktoren wurden diese an-

schließend in einem mehrstufigen Beteiligungspro-

zess mit Wissenschaftsvertreter:innen ergänzt, vali-

diert und weiter systematisiert, um so Schlüsselfak-

toren abzuleiten und Abhängigkeiten zu diskutieren. 

Die Ergebnisse wurden daraufhin mittels einer Re-

gressionsanalyse auf Grundlage des Mikrozensus so-

wie des Sozio-Ökonomischen Panels quantifiziert und 

validiert. Ziel war es, auf diese Weise ein ganzheitli-

ches valides Bild des gesellschaftlichen Phänomens 

Pendeln zu entwickeln. 

Ausgehend von den ermittelten Schlüsselfaktoren 

wurde anschließend schrittweise ein mögliches Ent-

wicklungsfeld aufgespannt. Hierfür wurden nunmehr 

durch den Input von Wissenschafts- und Praxisex-

pert:innen in einem transdisziplinären Ansatz Projek-

tionen, also mögliche Entwicklungen für die einzel-

nen Schlüsselfaktoren, in einem digitalen Prozess ge-

sammelt. Diese wurden schrittweise im Rahmen ei-

nes hybriden Workshops finalisiert. Der transdiszipli-

näre Ansatz hatte vor allem das Ziel, möglichst di-

verse Perspektiven auf das Thema Pendeln zu wer-

fen. Der Workshop bot die Möglichkeit, diese Per-

spektiven zu diskutieren und abzuwägen. 

 

Das Potenzial der Szenarioanalyse findet sich jedoch 

nicht nur in ihrer Anwendung als analytische Me-

thode, sondern auch im Einsatz innerhalb des inte-

grierten Planungsprozesses selbst (siehe Abschnitt 

3). So kann die Szenarioanalyse dabei helfen, Ziele als 

Eingangsgröße zu formulieren und den Rahmen für 

den Prozess schaffen, um relevante Akteur:innen zu-

sammen und in den Austausch zu bringen. Zusätzlich 

bietet der breite Analyseansatz der Szenarioanalyse 

auch die Möglichkeit, differenzierte Maßnahmen-

bündel zu konstruieren, welche verschiedene Fach-

bereiche effektiv miteinander verknüpfen. Damit 
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kann die Szenarioanalyse insgesamt bei der Entschei-

dungsfindung unterstützen und zur Erhöhung der 

Entscheidungsqualität beitragen. 

 

Damit setzt sich der methodische Ansatz aus insge-

samt drei Eckpunkten zusammen (siehe Abbildung 

2): Das Pendeln als Untersuchungsgegenstand, die 

Integrierte Verkehrsplanung als planerischer Zugang 

und die Szenarioanalyse als analytischer Zugang. 

Dabei soll für die Betrachtung des Pendelns die Sze-

narioanalyse genutzt werden, um daraus planerische 

Implikationen abzuleiten und am Ende gleichzeitig 

Rückschlüsse für den Einsatz von Zukunftsfor-

schungsmethoden in der Planung daraus zu ziehen.  

Im Fokus steht somit die Forschungsfrage : Wie kann 

eine Integrierte Verkehrsplanung für den Pendelver-

kehr im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung unter 

Einsatz der Szenarioanalyse ausgestaltet werden? 

 
Abbildung 2: Analyseansatz des Beitrags 

Der Mehrwert der Szenarioanalyse leitet sich jedoch 

nicht allein aus den Szenarien ab, sondern vor allem 

aus deren anschließenden Weiterverwertung und 

der Diskussion der Ergebnisse. 

Entsprechend wurden die beiden Extremszenarien 

aufgegriffen, um sie mit den Zielen der Agenda 2030 

abzugleichen. Die Ziele der Agenda 2030 können als 

übergeordnete politische Rahmenbedingungen für 

alle Entwicklungen und Transformationspfade ver-

standen werden. Dabei legt diese einen durch eine 

Vielzahl an Staaten ratifizierten juristisch verbindli-

chen Zielkorridor für eine nachhaltige Entwicklung bis 

2030 fest, der damit auch für den Pendelverkehr von 

Relevanz ist. Dieser taucht zwar, wie der Verkehr all-

gemein, nicht explizit als Zielstellung auf, ist jedoch in 

mehreren Zielen verankert. Hierzu zählen die Ziele 

„Keine Armut“, „Gesundheit und Wohlergehen“, 

 
1 Für die Langversion siehe Horn-Effenberger 

(2023, S. 223-234) 

„Hochwertige Bildung“, „Geschlechtergerechtigkeit“, 

„Bezahlbare und saubere Energie“, „Menschenwür-

dige Arbeit und Wirtschaftswachstum“, „Industrie, 

Innovation und Infrastruktur“, „Weniger Ungleichhei-

ten“, „Nachhaltige Städten und Gemeinden“, „Nach-

haltige/r Konsum und Produktion“ sowie der „Maß-

nahmen zum Klimaschutz“ (Bundesregierung 2020). 

Diese sollen im Folgenden als normative Zielvorstel-

lungen auch die relevante Bewertungsgröße für den 

Pendelverkehr und die beiden Szenarien bilden, um 

die Dimension der normativen Integration näher zu 

beleuchten und daraus Rückschlüsse für den Pla-

nungsprozess abzuleiten. 

Szenarien für den Pendelverkehr 

Die beiden Szenarien werden im Folgenden in Form 

zweier gekürzter qualitativ-literarischer Beschreibun-

gen1, wie in der Zukunftsforschung üblich (VDI 2000), 

vorgestellt (Horn-Effenberger 2023, S. 223-234). Im 

Gegensatz zu der üblicherweise im wissenschaftli-

chen Kontext verwendeten abstrakten Sprache er-

laubt es dieser Ansatz, die durch die Szenarien darge-

stellten Zusammenhänge anschaulich aufzubereiten 

und die Komplexität insgesamt zu reduzieren. Ent-

sprechend betrachten die Szenarien in Form zweier 

bewusst überspitzter narrativer Erzählungen illustra-

tiv zwei Familien, für die im Sinne der Projektionen 

die Verkehrsleistung maximiert bzw. minimiert wird. 

Der Wohnort einer der beiden Familien liegt dabei in-

nerhalb und der der anderen außerhalb des Stadt-

zentrums, um so neben dem Wohn- und Arbeitsort 

als relevante räumliche Faktoren des Pendelns wei-

tere gesellschaftliche Faktoren herausarbeiten zu 

können.  

 

Zu betonen ist außerdem, dass im Rahmen der Sze-

narien und ihrer Auswertung relevante über das Pen-

deln hinaus gehende Fragen nicht näher betrachtet 

werden. Hierzu zählen im Kontext des Berufsverkehrs 

andere mobile Lebensformen (wie z. B. Multilokali-

tät). Hinzu kommen im Kontext des Gesamtverkehrs 

die Betrachtung von Reboundeffekten z. B. im Frei-

zeitverkehr durch eine Abnahme von Pendelzeiten 

(Horn-Effenberger 2023, S. 214-215). 
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Das Minimierungsszenario 

Familie Pendelmini beginnt ihren Arbeitstag in einer 

Gemeinde außerhalb der Stadt. Vor einigen Jahren 

hat sich die Familie für einen Umzug entschlossen, da 

sie sich vom neuen Wohnort einfach mehr Lebens-

qualität verspricht. Die Stadt ist dann doch mehr et-

was für Alleinstehende wie Herrn Kilometersparer, 

der ohne die familiären Verpflichtungen nicht nur das 

umfangreiche Kultur- und Freizeitangebot nutzen 

kann, sondern auch noch über eine Wohnung in un-

mittelbarer Nähe zum Arbeitsplatz verfügt. 

Glücklicherweise lassen sich auch in der Stadt mitt-

lerweile bezahlbare Wohnungen finden. Herr Kilome-

tersparer wohnt beispielsweise in einem ehemaligen 

Parkhaus, welches im Rahmen der Nachverdich-

tungsinitiative umgebaut wurde.  

Etwas anders sieht der Alltag bei der Familie Pendel-

mini aus. Während Herr Pendelmini voll arbeiten 

geht, arbeitet Frau Pendelmini in Teilzeit und küm-

mert sich um die Kinder. Nur so sind auch die Anfor-

derungen von Erwerbs- und Fürsorgearbeit miteinan-

der zu vereinbaren. Denn leider wurde auch das Be-

treuungsangebot in den letzten Jahren stetig zurück-

gefahren. Zumindest hat Herr Pendelmini einen un-

befristeten Job, sodass die Familie langfristig planen 

kann. Aufgrund der aktuellen wirtschaftlichen Lage 

befindet er sich allerdings in Kurzarbeit.  

Auch Herr Kilometersparer arbeitet verkürzt, aller-

dings in gewählter Teilzeit. Dies macht er, um Beruf- 

und Privatleben besser miteinander vereinbaren zu 

können. 

Arbeiten tut Herr Pendelmini bei einem Unterneh-

men, welches jüngst aus der Stadt herausgezogen ist. 

Herr Kilometersparer arbeitet hingegen weiterhin in 

der Stadt. Hat Herr Pendelmini mal keine Lust, ins 

Büro zu fahren, kann er entweder von zuhause aus 

oder im örtlichen dezentralen Coworkingspace arbei-

ten, da nicht alle Tätigkeiten vor Ort im Unternehmen 

erledigt werden müssen. Fährt Herr Pendelmini dann 

aber mal zur Arbeit kann er dies bequem per App or-

ganisieren und kommt so schnell, etwa mit dem E-

Scooter, zum nächsten Bahnhof und von dort aus zur 

Arbeit. Herr Kilometersparer nimmt hingegen gemüt-

lich das Fahrrad.  

Das Maximierungsszenario 

In einem Dorf außerhalb der Großstadt beginnt Fami-

lie Pendelmaxi ihren Arbeitstag. Wie viele hat auch 

Familie Pendelmaxi im Nachgang der Coronapande-

mie ihren Wohnstandort aus der Stadt heraus verla-

gert. Der neue Wohnort außerhalb der Stadt bietet 

ausreichend Ruhe und Platz und damit die idealen 

Voraussetzungen für die Familiengründung. Dank gu-

ter Förderangebote war es möglich, sich das Haus zu 

leisten. Das Wohnen im Stadtzentrum ist hingegen 

einfach deutlich zu teuer geworden. Mittlerweile fin-

det man in den Städten eigentlich nur noch Gewerbe- 

und Büroflächen oder Personen, die sich die hohen 

Wohnpreise auch leisten können. Hierzu zählt auch 

das befreundete Paar Kilometerfresser, das dennoch 

täglich in die benachbarte Großstadt pendelt, da es 

hier noch einmal mehr verdienen kann. Die Pendel-

maxis arbeiten im unmittelbar nächstgelegenen 

Stadtzentrum. Den täglichen Weg zur Arbeit legen 

beide mit dem Pkw zurück. Dieser ist nicht nur in Tei-

len autonom, sodass bereits im Auto selbst gearbei-

tet werden kann, sondern wird auch staatlich bezu-

schusst. Zum Glück zahlt sich der Weg zur Arbeit da-

bei aus, denn mittlerweile verdienen nur die Kilome-

terfresser mit ihren hochqualifizierten Berufen als 

Rechtsanwalt bzw. Beraterin, sondern auch die Pen-

delmaxis als Pfleger und Verkäuferin gut.  

Nicht zur Arbeit zu fahren und von zuhause aus zu ar-

beiten kommt für beide Familien nicht in Frage. Ei-

nerseits bietet das Arbeitsleben Erfüllung und eine 

Möglichkeit zur Selbstverwirklichung. Andererseits 

ist dies für die Familie Pendelmaxi auch gar nicht 

möglich. Bei der Arbeit in Vollzeit bleibt dabei leider 

wenig Zeit für die Kinder. Deren Betreuung ist über 

den Tag jedoch dank des gut ausgebauten Betreu-

ungsangebotes gesichert. 

Auswertung und Diskussion der Szenarien vor dem Hin-

tergrund einer normativen Integration 

Bei Betrachtung der Nachhaltigkeitsziele für das Mi-

nimierungsszenario zeigt sich, dass das Szenario auf-

grund des geringeren MIV-Anteils aus ökologischer 

Sicht positiv zu bewerten ist. Dies spiegelt sich in den 

Zielen zum Klimaschutz, zur Gestaltung der Städte, 

zur Energie oder zum Konsum wider, welche alle über 

ihre Indikatoren die Umweltauswirkungen des Ver-

kehrs thematisieren. Hinzu kommen soziale Vorteile 

aufgrund der assoziierten positiven Gesundheitsef-

fekte, die sich aus dem geringeren MIV-Anteil erge-

ben. Einschränkungen ergeben sich vor allem aus 

dem Rückgang des Einkommensniveaus sowie der 

geringeren Erwerbstätigkeit aufgrund eines höheren 
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Grades an Teilzeit im Szenario. Dies schlägt sich etwa 

in den Zielen zur Armut und zum Wirtschaftswachs-

tum nieder, da diese unter anderem über die Zahl der 

Erwerbstätigen abgebildet werden. Gleichzeitig in-

kludiert das Szenario auch eine nicht gleichberech-

tigte Erwerbstätigkeit zwischen beiden Geschlech-

tern und wird entsprechend für das relevante Ziel ne-

gativ bewertet. Wichtig ist an dieser Stelle zu beto-

nen, dass die Bewertung keine vollständige Unverein-

barkeit von einer Reduktion der Verkehrsleistung und 

einer gleichberechtigten Erwerbstätigkeit ausdrü-

cken soll. Es geht vielmehr darum, Gestaltungsanfor-

derungen zu benennen da bei Betrachtung Status 

quos eine doppelte Erwerbstätigkeit mit einer höhe-

ren Verkehrsleistung verbunden ist (siehe Abschnitt 

6).  

 

Bei Betrachtung der Nachhaltigkeitsziele für das Ma-

ximierungsszenario zeigt sich, dass sich dieses quasi 

entgegengesetzt zum Minimierungsszenario verhält. 

So erzielt das das Maximierungsszenario insbeson-

dere in Bezug auf Geschlechtergerechtigkeit und 

Wirtschaftswachstum einen hohen Zielerreichungs-

grad, da eine höhere Zahl an Personen beider Ge-

schlechter erwerbstätig ist und zudem familiäre Ab-

hängigkeitsverhältnisse vermieden werden. Dies be-

tont die Relevanz des Verkehrs für eine Vielzahl von 

Gesellschaftsbereichen. Auch bei den übrigen Zielen 

beinhaltet das Szenario eine dem Minimierungssze-

nario entgegengesetzte Bewertungen, welche vor al-

lem auf den höheren MIV-Anteil und den damit ein-

hergehenden negativen Umweltauswirkungen zu-

rückzuführen ist. Hinzu kommen eine geringere 

Wohnungsverfügbarkeit und damit eine negative Be-

wertung in Bezug auf das Ziel zur Gestaltung von 

Städten und Gemeinden.  

 

Zusammenfassend lässt sich damit feststellen, dass 

keines der beiden Szenarien vollumfänglich den rele-

vanten Nachhaltigkeitszielen entspricht. Vielmehr 

zeigt sich im Rahmen der Szenarien eine Diskrepanz 

zwischen sozial-ökologischen und sozial-ökonomi-

schen Zielen (siehe Abbildung 3).  

 

 
Abbildung 3: Auswertung der Szenarien (Horn-Effenber-

ger 2023, S. 235-241) 

Die Konfliktlinien reichen dabei jedoch noch viel tie-

fer. Denn gleichzeitig tangiert die Auseinanderset-

zung mit dem Pendeln grundsätzliche Fragestellun-

gen des gesellschaftlichen Zusammenlebens wie die 

Fragen nach… 

• Rollenbildern und Erziehung, also wie die Er-

ziehung von Kindern organisiert werden 

soll, 

• Vorstellungen zum schönen Wohnen und 

welche individuellen und gesellschaftlichen 

Kosten dafür in Kauf genommen werden, 

• der Arbeitskultur, also inwieweit eine Prä-

senzkultur gepflegt wird oder welcher Um-

fang und Einsatz erwartet wird  

• der Wichtigkeit von Karriere undwelchen 

Stellenwert diese in der Lebensplanung ein-

nimmt oder andersrum…  

• der Bedeutung der Familie  

• Wohlstand und wie dieser definiert ist  

• oder aber auch wie wichtig dabei der Erhalt 

natürlicher Ressourcen ist. 

 

Auch die Betrachtung potenzieller Maßnahmen, die 

sich auch den Szenarien ableiten, offenbaren weiter-

führende Diskurslinien. Dabei stehen auf der einen 

Seite eher langfristig wirkenden angebotsorientier-

ten Maßnahmen, die den bestehenden Möglichkeits-

raum erweitern. So geht der Ausbau von Infrastruk-

tur mit langen Umsetzungshorizonten einher. Poten-

zial eröffnen dabei insbesondere die berufliche und 

private Sphäre durch die Bereitstellung differenzier-

ter Wohn- und Betreuungsangebote bzw. einen Aus-

bau des Arbeitsangebots. Der Verkehr selbst bildet 

hingegen ein gestalterisches Nadelöhr, wobei sich die 

Ausweitung des bestehenden Ange-bots im Umwelt-

verbund insbesondere zu einer Verlagerung beitra-

gen können. 

Demgegenüber stehen kurzfristig wirkende restrik-

tive Maßnahmen, die den bestehenden Möglich-

keitsraum einschränken. Hierzu zählen Maßnahmen 
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zur Verbesserung bestehender Verkehrsabläufe, in-

dem durch prozess- und subjektbezogene Maß-nah-

men die Reisezeiten und -kosten für den MIV erhöht 

werden, während diese gleichzeitig für den Umwelt-

verbund reduziert werden. Dabei entfalten die Maß-

nahmen auch langfristig Wirkung, da Mobilitätsent-

scheidungen neue Bewertungsparameter zugrunde 

gelegt werden müssen und das Nutzen-Kosten-Ver-

hältnis distanzintensiver Alltagsarrangements ten-

denziell abnimmt. Komplementär dazu gilt es außer-

halb des Verkehrs in der privaten und beruflichen 

Sphäre, kurzfristig bestehende Angebotsdefizite sozi-

algerecht auszugleichen. Ansätze hierfür stellen vor 

allem subjektbezogene Förde-rungen dar. 

Planerische Implikationen 

Aus diesen Konfliktlinien, illustriert an den Szenarien 

und deren Auswertung, leiten sich wesentliche Impli-

kationen für die integrierte Verkehrsplanung des 

Pendelns ab.  

So reicht es im Rahmen des Planungsprozesses nicht, 

Ziele zu formulieren, dabei Zielkonflikte sichtbar zu 

machen und zu benennen. Vielmehr stellt dies nur ei-

nen Teil einer erfolgreichen normativen Integration 

dar. 

Vor allem machen diese Zielkonflikte eine aktive Ent-

scheidung für oder gegen das eine oder andere erfor-

derlich. Schlussendlich sind somit Tradeoff-Entschei-

dungen zu treffen, bei denen es unter Umständen in 

Kauf zu nehmen ist, dass einzelne Ziele nicht im ge-

wünschten Maße realisiert werden können, da an-

dernfalls auch die im Rahmen der Planung entwickel-

ten Maßnahmen nicht die gewünschte Effektivität 

besitzen. In Abgrenzung zu anderen Szenariostudien 

wird daher hier kein Harmoniebild propagiert, wel-

ches die Vor- und Nachteile der Szenarien (wie von 

selbst) vereint, stattdessen wird der Diskurs skizziert, 

um daraus den Bedarf einer aktiven Gestaltung abzu-

leiten. So spiegeln die Szenarien das Zusammenspiel 

der Faktoren auf Grundlage der bestehenden For-

schung zum Status Quo dar. Ob ein Faktor jedoch tat-

sächlich im Sinne dieser Zusammenhänge zum Tra-

gen kommt, ist kein Naturgesetz bzw. extrapolierbar, 

sondern eine Frage der Gestaltung der Rahmenbe-

dingungen. 

Dies setzt damit ein elementar anderes Verständnis 

des Planens voraus, als es durch gängige Planungs-

praktiken gelebt wird. Vielmehr muss Verkehrspla-

nung als Gesellschaftsplanung und als politischer Pro-

zess verstanden werden, welcher nicht getrieben 

durch andere Gesellschaftsbereiche plant, sondern, 

aktiv unter Berücksichtigung aller Bereiche diese Vor-

stellungen aushandelt. Dies bildet die Grundlage für 

Entscheidungen, da die vermeintliche Objektivität 

von Faktoren und ihrer Wirkung sowie deren Beitrag 

zu Zielen eben perspektivabhängig ist. 

Der Einsatz der Szenarioanalyse im Kontext der In-

tegrierten Verkehrsplanung 

In diesem Prozess unterstützen kann die Szenario-

analyse, indem sie dabei helfen kann, Ziele als Ein-

gangsgröße zu formulieren und den Rahmen für den 

Prozess schaffen, um relevante Akteur:innen zusam-

menzubringen und in den Austausch zu bringen. 

Dabei ist es für den Einsatz zunächst wichtig, das Ziel 

des Prozesses zu definieren, da je nach Priorisierung 

der genannten Funktionen andere Schwerpunkte in 

den Szenariophasen bzw. im Einsatz der Methoden 

zu setzen sind. Liegt etwa der Fokus auf der kommu-

nikativen Funktion, sind entsprechende Diskussions-

phasen zu Faktoren in der Umfeldanalyse oder in der 

Szenarioerstellung auszubauen. Geht es darum, zu-

nächst Optionen als Entscheidungsgrundlage aufzu-

zeigen, kann ein solcher Prozess verkürzt werden. 

Hinzu kommt die Zielgruppe bzw. die Teilnehmenden 

als weiterer Parameter. Je nach Gruppenzusammen-

setzung ist ein anderes Vorwissen in Bezug auf das ei-

gentliche Thema aber auch auf die Szenarioanalyse 

vorauszusetzen, eine andere Ansprache erforderlich 

oder sind andere Methoden anzuwenden. 

Eine weitere wesentliche Größe bildet zudem der 

Ressourceneinsatz. So ermöglichen es ausreichend 

Ressourcen in Form von Zeit und Geld, komplexe 

Sachverhalte mit entsprechenden Methoden zu un-

tersuchen, ohne dafür relevantes Vorwissen voraus-

setzen zu müssen da ausreichend Zeit besteht, die 

Methoden vorab einführen zu können. Andersherum 

kann ressourcenbezogenen Einschränkungen mit 

entsprechenden Methoden (z. B. digitale Veranstal-

tung statt vor Ort, asynchrones statt synchrones For-

mat) begegnet werden ohne dabei das eigentliche 

Forschungsziel zu gefährden. 

Fazit 

Gegenstand des Beitrags war es, Implikationen für 

eine Integrierte Verkehrsplanung im Kontext des 

Pendelverkehrs abzuleiten. Dabei konnte im Rahmen 

der durchgeführten Szenarioanalyse zunächst der 
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bestehende Forschungsstand validiert und vor allem 

um weitere relevante Einflussgrößen wie den Einstel-

lungsparametern erweitert werden. Darauf aufbau-

end wurde der politisch-normative Charakter der Pla-

nung differenziert dargestellt. Dies schlägt sich zum 

einen in den Begriffen von Pendelverkehr und -mobi-

lität nieder und zum anderen in der Formulierung des 

aktiven Gestaltungsanspruchs, der erforderlich ist, 

um bestehende Logiken, denen das Pendeln unter-

liegt, zu durchbrechen. 
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Abstract 
 

 

Vor dem Hintergrund der stärkeren Bewusstseinsbildung der Wechselwirkung der eignen Entscheidungen im Ver-

kehrsverhalten mit der Umwelt, sind auch Details, wie das Blinken, nicht nur von rechtlicher, sondern auch von 

ethischer Relevanz. Das Hauptanliegen dieses Beitrages liegt auf der Darstellung von wichtigen Gründen, die aus 

ethischer und moralischer Sicht für die Verinnerlichung des Blinkens im Straßenverkehr sprechen, sowie einer 

Bewusstseinsbildung für diese Problematik im gesellschaftlichen Kontext. Diesbezüglich sind sowohl die Gesund-

heit als auch die Solidarität von entscheidender Bedeutung und werden in normativem Sinne untersucht.  
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Straßenverkehr, Blinken, Moralische Werte, Gesundheit, Solidarität 

 

 

1. Einleitung und Grundanliegen 

Die Verkehrswende als Prozess hin zu einer nach-

haltigeren und auch sozial gerechteren Gestaltung 

des Verkehrswesens ist eine große Aufgabe unserer 

Zeit. Damit verbunden ist auch das stärker herauszu-

bildende Bewusstsein der einzelnen Verkehrsteilneh-

merinnen und Verkehrsteilnehmer für die Auswir-

kung der eigenen Handlungen auf Dritte. Dieses Be-

wusstsein offenbart sich jedoch nicht nur in Frage-

stellungen, wie der gesellschaftlichen Diskussion um 

die (Neu-)Aufteilung des Verkehrsraumes oder der 

Förderung einzelner Verkehrsarten. Es sind auch un-

sere alltäglichen Entscheidungen und Handlungswei-

sen, die diesem Bewusstsein Ausdruck geben. Hierzu 

gehört auch das Verhalten im Straßenraum. Mit der 

Straßenverkehrsordnung (StVO) in Österreich und 

der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) in Deutschland 

sind derartige Handlungen klar geregelt, doch geht 

damit nicht automatisch eine ethische Betrachtung 

einher. Insbesondere die fehlende Bereitschaft beim 

Autofahren zu blinken, kann schwerwiegende Folgen 

haben und ist darüber hinaus in ethischer Hinsicht 

von Bedeutung. Das Hauptanliegen dieses Beitrages 

 
1 Es sollte bedacht werden, dass es Situationen im Straßenver-

kehr geben wird, in denen Personen für gewöhnlich erkennen, 

ob sie alleine auf der Straße sind. Da sich solch ein Wissen aller-

dings auch als falsch herausstellen kann, beispielsweise wenn ein 

liegt auf der Darstellung von ethisch relevanten und 

oftmals vernachlässigten Problemfeldern, rund um 

das Nicht-Blinken (Vgl. § 7 StVO 2013). Zudem wer-

den Gründe aufgezeigt, welche als normative Leitli-

nie fungieren und intersubjektive Nachvollziehbar-

keit erlauben, mit dem Verweis auf Gesundheit und 

Solidarität. Dazu wird in einem ersten Schritt die The-

matik beleuchtet und mit dem Aspekt der Sicherheit 

in Verbindung gebracht. Anschließend erfolgt eine 

Präsentation diverser Schwierigkeiten, welche sich 

durch das Nicht-Blinken im Straßenverkehr ergeben 

können. Im Zuge der ethisch-orientierte Evaluation 

folgen Handlungsvorschläge, damit sich ein vertret-

barer Umgang aller Verkehrsteilnehmerinnen und 

Verkehrsteilnehmer realisieren lässt. 

 

2. Sicherheit und Problematik des Blinkens 

Wenn es um die Frage des Nicht-Blinkens von Men-

schen im öffentlichen Verkehr geht kann es durchaus 

vorkommen, dass derartige Handhabungen als gar 

nicht so schlimm und moralisch verwerflich angese-

hen werden. Warum soll ich beispielsweise blinken, 

wenn ich alleine1 auf der Straße bin? Wichtiger 

anderes Fahrzeug übersehen wurde, gilt es auch in jenen Fällen 

zu blinken. Zudem erscheint diese Vorgehensweise ein falscher 

Ansatz zu sein, wonach sich das Blinken ausschließlich auf die 
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scheint es doch die Geschwindigkeitslimits (Vgl. § 20 

StVO 1960) einzuhalten, nicht betrunken mit dem 

Auto zu fahren und grundsätzlich die Gefährdung an-

derer Individuen – durch ein vorsichtiges und voraus-

schauendes Fahren – zu verhindern (Vgl. OEAMTC, 

2022, pp. 1–3). Genau im Zusammenhang mit dem 

zuletzt genannten Aspekt wird allerdings die Notwen-

digkeit des Blinkens offensichtlich, weil ein geregeltes 

und sicheres Vorankommen auf öffentlichen Stra-

ßen, eine Absehbarkeit des Verhaltens anderer erfor-

dert (Vgl. ADAC, 2017, pp. 1–2; Vgl. Kroher, 2014, 

pp. 202–205).  

Dies wird beispielsweise dadurch erreicht, indem 

ein Mensch der gerade mit dem Auto vor einem 

fährt, seine nächste Handlung und Entscheidung für 

den dahinterfahrenden Menschen visualisiert. Fol-

glich können Fehleinschätzungen vermieden werden 

(Vgl. Ströer Digital Publishing GmbH, 2020, pp. 1–2). 

Sollte das voranfahrende Auto auf einer Kreuzung 

stehen, ohne eine Richtungsänderung mit dem Blin-

ker anzuzeigen, kann das anschließende Verhalten 

nicht abgeschätzt werden (Vgl. § 2 StVO 1960). Damit 

einher geht auch eine Verringerung der allgemeinen 

Sicherheit aller partizipierender Individuen, auf den 

öffentlichen Straßen. Diverse Erhebungen in Öster-

reich (Vgl. Statistik Austria, 2023) und Deutschland 

(Vgl. Statista, 2023) sowie die Darstellungen von 

Hautzinger et al. zeigen auf, dass fast ein Drittel aller 

Verkehrsunfälle auf falsches Verhalten beim Abbie-

gen, Überholen oder der Missachtung von Vorfahrt- 

und Vorrangregeln zurückzuführen sind (Vgl. 

Hautzinger et al., 2011, pp. 22–25). Diese Ergebnisse 

verweisen darauf, dass bei derartigen Aktionen häu-

fig das nicht betätigen des Blinkers für einen Unfall 

ausschlaggebend ist. Derartige Handhabungen redu-

zieren nicht nur einen reibungslosen Ablauf im Stra-

ßenverkehr, sondern ebenfalls die Sicherheit, welche 

allen Mitgliedern der Gemeinschaft zu gewähren ist. 

Eine mögliche Formulierung für die Wichtigkeit des 

entsprechenden Blinkverhaltens, zur Förderung ei-

ner generellen Sicherheit, ist im Anschluss dargestellt 

(Vgl. Hautzinger et al., 2011, pp. 9–11; Vgl. Mobile.de 

GmbH, 2019, pp. 1–4).  

 

Sicherheit und Blinken:  

 

P1: Sicherheit im Straßenverkehr ist ein wichtiges 

Kriterium um die beteiligten Menschen vor Schäden 

und Verletzungen zu schützen. 

P2: Menschen wollen sicher durch den Verkehr auf 

öffentlichen Straßen kommen, weil ihnen ihr Leben 

wichtig ist. 

P3: Sicherheit wird dadurch erhöht, indem die Ver-

haltensweisen anderer Personen ersichtlich sind.  

 
Anwesenheit anderer Verkehrsteilnehmer*innen bezieht. Ent-

scheidend ist die Handlung aufgrund der Einsicht, dass es sich 

um etwas Wichtiges handelt. Ähnliche Probleme zum Wissen 

P4: Durch den Blinker werden Überholmanöver 

(Vgl. § 5 StVO 2013; Vgl. § 15 StVO 1960) angezeigt, 

die Entscheidung an einer Kreuzung (Vgl. § 2 StVO 

1960), das Abbiegen oder ein richtiges Entfernen aus 

dem Kreisverkehr (Vgl. § 2 StVO 1960). 

P5: Um das Verhalten von anderen Menschen ein-

schätzen zu können, ist das Blinken im Straßenver-

kehr besonders hilfreich. 

K: Mit dem angemessenen Einsatz und der Ver-

wendung des Blinkers, kann die Sicherheit auf öffent-

lichen Straßen erhöht werden. 

 

Diese Darstellung soll als erster Anhaltspunkt die-

nen, um ein meist vernachlässigtes und in den letzten 

Jahren scheinbar an Bedeutung verlorenes Verhalten 

– nämlich die Bereitschaft zu blinken – zu befürwor-

ten und zu verinnerlichen. Aus ethischer Sicht kommt 

es durch diese Missachtung der beschriebenen 

Handlungsweise, neben den rechtlichen Gesetzes-

verletzungen, zu einer Geringschätzung moralischer 

Werte (Vgl. Heinen, 1957, pp. 8–11). Dazu zählen in 

diesem Zusammenhang etwa Gesundheit, Gleich-

heit, Freiheit oder das Leben. Diese Werte leiten uns 

in bestimmten Situationen an und werden um ihrer 

selbst willen angestrebt, auch mit der Bezugnahme 

auf unsere Mitmenschen (Vgl. Yudkin et al., 2021, 

pp. 7–9). Damit einher geht nicht mehr nur eine 

rechtliche Vorschrift, sondern vielmehr moralische 

Leitlinien und Zielsetzungen, denen der Aspekt des 

Sollens anhaftet. Dieses Sollen erschließt sich durch 

die Wichtigkeit moralischer Werte, denen man als 

menschliches Wesen folgen und zustimmen will (Vgl. 

Rinderle, 2011, pp. 74–76). Welche Relevanz genau 

diese Werte besitzen und ob es in diesem Zusam-

menhang überhaupt eine intersubjektive Rechtferti-

gung für deren Befolgung geben kann, wird im zwei-

ten Abschnitt dieses Beitrages erörtert. Schon jetzt 

kann allerdings im Hinterkopf behalten werden, dass 

moralische Werte eine übergeordnete Positionie-

rung einnehmen, im Vergleich zu beispielsweise 

pragmatischen- oder rein egoistischen Werten (Vgl. 

Bietti, 2020, pp. 210–212; Vgl. Myyry et al., 2013, 

pp. 270–272). Mit dem Blick auf die gesellschaftliche 

Bedeutung eines geregelten und aufeinander abge-

stimmten Handelns im Straßenverkehr, wird die Sig-

nifikanz einer ethisch vertretbaren Haltung und Um-

gangsform – womit allen Menschen ein gelungenes 

und sicheres Leben ermöglicht wird – offensichtlich 

(Vgl. Hägler, 1995, pp. 592–594; Vgl. Heinen, 1957, 

pp. 9–12). Als denkbare Gründe für derartige Verhal-

tensweisen können die folgenden angeführt werden, 

welche sich an den Darstellungen des ADAC, mo-

bile.de und Heinen orientieren.  

 

und gerechtfertigtem Glauben können in dem Literaturverweis 

nachgelesen werden. Vgl. Gettier (2017) 
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Unabsichtlich: Individuen vergessen auf das Blin-

ken, weil es ihnen im Moment nicht bewusst ist. (Ab-

lenkung, Unaufmerksamkeit, Angewohnheit) 

Unabsichtlich: Individuen vergessen auf das Blin-

ken, weil es grundsätzlich keine große Wichtigkeit be-

sitzt. (Fehlende Einsicht, Wertvorstellung, Gleichgül-

tigkeit) 

Absichtlich: Das Blinken wird absichtlich unterlas-

sen, weil es nicht als etwas wichtiges angesehen wird. 

(Wertignoranz, irrelevante rechtliche Strafe, Res-

pektlosigkeit) 

Absichtlich: Das Blinken wird absichtlich unterlas-

sen, weil zwar eine Relevanz erkannt wird, dieser 

aber bewusst zuwidergehandelt wird. (Unmoralisch, 

amoralisch, unsoziale Wesen) 

Absichtlich-unabsichtlich: Das Blinken wird unter-

lassen, weil Personen nicht wissen, dass in der ent-

sprechenden Situation geblinkt werden muss. (Un-

wissenheit, fehlende Kompetenz) (Vgl. ADAC, 2017, 

pp. 1–2; Vgl. Heinen, 1957, pp. 5–9; Vgl. Mobile.de 

GmbH, 2019, pp. 1–5; Vgl. Ströer Digital Publishing 

GmbH, 2020, pp. 1–2)  

 

Diese Gründe sollen verdeutlichen, wie vielfältig 

die Erklärungsansätze sein können, wenn Personen 

bewusst oder unbewusst diese Handlungen des 

Nicht-Blinkens vollziehen. Zudem ist es durchaus vor-

stellbar, dass mehrere Gesichtspunkte zusammen 

eine Rolle spielen (Vgl. Sugiharto, 2021, pp. 358–

360). Neben den zuvor beschriebenen Sicherheits-

Überlegungen, welche im Zusammenhang mit dem 

Blinken stehen, sind möglicherweise andere Folgen 

denkbar, wie etwa frustrierte und aggressive Perso-

nen auf den Straßen oder ein beeinträchtigter Ver-

kehrsfluss (Vgl. Kühn, 2008, pp. 129–131). Die recht-

lichen Verordnungen in Österreich (§ 3) und Deutsch-

land (§ 1) betonen den Vertrauensgrundsatz, nach 

dem jede am Straßenverkehr teilnehmende Person 

in ständiger Vorsicht und Rücksichtnahme auf andere 

agieren soll. Gleichzeitig kann aber auch auf dieselbe 

Haltung von anderen Menschen vertraut werden. 

Ausnahmen sind etwa Kinder, Menschen mit Sehbe-

hinderung, körperlich beeinträchtigte Personen oder 

jene, die offensichtlich kein Einschätzungsvermögen 

für die Gefahren besitzen (Vgl. § 1 StVO 2013; Vgl. §3 

StVO 1960). Auch in diesem Fall ist ein Verweis auf 

die Relevanz des Blinkens im Straßenverkehr plausi-

bel, wobei die Anzeige rechtzeitig (Vgl. § 9 StVO 2013; 

Vgl. § 11 StVO 1960) umzusetzen ist, meines Erach-

tens jedoch zu oft willkürlich erfolgt. Der Blinker hat 

die Funktion ein bevorstehendes Verhalten anzuzei-

gen, keinesfalls geht es darum ein bereits im Prozess 

befindliches Verhalten darzustellen und noch weni-

ger um dem bereits abgeschlossenen Verhalten den 

krönenden (sichtbaren) Abschluss zu geben.  

 

3. Normative Orientierungspunkte 

In diesem Abschnitt werden ethische Anhalts-

punkte beleuchtet, welche mit dem Blink-Verhalten 

von Personen im Straßenverkehr in Beziehung stehen 

sollen. Hierfür vollzieht sich eine Ausrichtung an mo-

ralischen Werten, weil diese für zwischenmenschli-

ches Leben eine maßgebliche Rolle haben (Vgl. Bietti, 

2020, pp. 216–218; Vgl. Ori, 2020, pp. 390–392). 

Diesbezüglich sind sowohl Gesundheit als auch Soli-

darität von entscheidender Bedeutung und werden 

in normativem Sinne untersucht (Vgl. Heinen, 1957, 

pp. 9–12). Für den zweiten Leitbegriff erfolgt eine An-

näherung über das Solidaritätsprinzip der christlichen 

Sozialethik. Vor allem den ethisch zumindest umstrit-

tenen Handlungen von Individuen – ohne das ent-

sprechende Blinkverhalten – soll mit Hilfe von norma-

tiven Vorgaben entgegengewirkt werden. Damit 

kann dem persönlichen Fahrverhalten eine Art Kom-

pass gegeben werden, um im Zweifelsfall eine Orien-

tierung an moralischen Werten zu ermöglichen (Vgl. 

Hägler, 1995, pp. 587–589; Vgl. Kroher, 2014, 

pp. 202–204). Abgesehen davon kommt es ebenfalls 

zu einer Bewertung von ausgewählten Szenarien, um 

die erwartbaren und bereits vorhandenen Hinder-

nisse offensichtlich zu machen. 

 

Moralische Werte 

 

Moralische Werte sind unerlässlich für das 

menschliche Zusammenleben, nicht nur weil sie in 

Normen Ausdruck finden, sondern vielmehr unser 

Handeln anleiten und generell das Leben prägen (Vgl. 

Battaglino & Damiano, 2012, pp. 158–160). Proble-

matisch scheint allerdings der Umstand, dass jene 

Werte nicht allgemein gültig – es existiert kein Wer-

tereich – sind, sondern vor allem in spezifischen Ge-

sellschaften auf unterschiedliche Weise priorisiert 

werden (Vgl. Hägler, 1995, pp. 587–589). Laut Pfeifer 

erfordert ihre Begründung ein subjektives Bewusst-

sein, wonach eine zwischenmenschliche Stellung-

nahme und Bewertung folgen muss (Vgl. Pfeifer, 

2013, pp. 29–32). Der erste Prozess wird von Orn-

stein auch als ein Suchen nach der Wahrheit um-

schrieben (Vgl. Ornstein, 1946, pp. 49–52). Diese per-

sonenspezifische Wertung muss jedoch nicht gleich-

zeitig zur Aufgabe und dem Verlust von Objektivität 

führen. Es verdeutlicht nur die Veränderbarkeit und 

hierarchische Adaptionsfähigkeit von Werten, ohne 

dass sie als Konstrukte völlig an Bedeutung verlieren. 

Als grundlegender Bestandteil von moralischen Wer-

ten, deklariert Höffe eine wechselseitige Gleichheit 

(Vgl. Höffe, 2004, pp. 136–139).  
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Ein Verweis auf die goldene Regel2 kann hierzu 

dienlich sein, welche unabhängig von Kultur, Gesell-

schaft oder religiösen Praktiken gelten soll. Weiters 

ist eine universelle Komponente in moralischen Wer-

ten vorzufinden, auf Grund der man dem Wert eine 

große Bedeutung beimisst, unabhängig von subjekti-

ven Befindlichkeiten (Vgl. Yudkin et al., 2021, pp. 1–

3). Für deren Geltung und Zugänglichkeit braucht es 

eine zwischenmenschliche Thematisierung, wodurch 

moralische Werte definiert und in einem diskursiven 

Austausch hierarchisch zu ordnen sind. Höffe spricht 

von fundamentalen Grundwerten und Pfeifer um-

schreibt dies mit universell gültigen Werten, wie der 

Gerechtigkeit, der Würde oder den Menschenrech-

ten (Vgl. Pfeifer, 2013, pp. 38–40). Nach Ornstein 

stellen die Werte Leben, Gesundheit und Freiheit 

eine übergeordnete Kategorie dar (Vgl. Ornstein, 

1946, pp. 54–57). Aus meiner Sicht wird ein be-

stimmter Kern an Werten – welche auch durch die 

Menschenrechte Ausdruck finden – nicht mehr dis-

kutierbar oder strenger gesagt abzulehnen sein. Dar-

über hinaus ist es jedoch angemessen die Rangord-

nung von spezifischen Werten, wie etwa Familie, So-

lidarität oder Transparenz, der jeweiligen Situation 

und den soziokulturellen Erfordernissen entspre-

chend neu auszurichten (Vgl. Höffe, 2004, pp. 139–

143; Vgl. Rinderle, 2011, pp. 92–94). 

Nach Pfeifer werden wir durch moralische Werte 

mit Emotionen konfrontiert. In diesem Zusammen-

hang wird erst durch die individuelle Erfahrung ein 

Wert als moralisch signifikant erachtet, weil wir Men-

schen etwa Ungerechtigkeiten als schlecht empfin-

den (Pfeifer, 2013, pp. 32–35). Freiheit wird nicht 

deshalb geschätzt, weil es ein rechtliches Gebot dafür 

gibt, andere Wesen nicht in ihren Handlungsoptio-

nen zu beschränken. Bedeutsam wird Freiheit erst 

durch die persönliche Erfahrung, wenn beispiels-

weise ein Entzug derselben die Wichtigkeit zum Vor-

schein bringt (Vgl. Battaglino & Damiano, 2012, 

pp. 150–152; Vgl. Hägler, 1995, pp. 588–590). In die-

sem Sinne kommt es durch die Identifikation und 

Ausrichtung an moralischen Werten zu einer Ver-

knüpfung von Rationalität und Emotionalität. Laut 

Ornstein ist es nicht nur rational geboten anderen 

Wesen denselben Wert verwirklichen zu lassen, der 

einem selbst auch etwas bedeutet, um wechselsei-

tige Verbindlichkeiten zu schaffen (Vgl. Ornstein, 

1946, pp. 58–61). Sofern wir moralisch empfindsame 

Menschen sind, ist mit einem Wert darüber hinaus 

ein positives Gefühl verbunden, dass der Wert an sich 

von Bedeutung ist und um seiner selbst willen ange-

strebt werden soll. Damit geht eine Verbindung von 

vernünftiger Einsicht (Bewertung) und affektiver Mo-

tivation (Einfühlung) einher (Vgl. Beyer, 2004, 

 
2 "Ob Mann oder Frau, arm oder reich, mächtig oder schwach - 

behandele alle Menschen gleich, und zwar so, wie auch du von 

ihnen behandelt sein möchtest." Höffe (2004, p. 137) 

pp. 178–182; Vgl. Pfeifer, 2013, pp. 33–36; Vgl. Yokoi 

& Nakayachi, 2021, pp. 1478–1480). 

Unabhängig davon ob ein Reich der Werte ange-

nommen wird oder man für oder gegen die allge-

meine Verbindlichkeit von Werten im Rahmen einer 

moralischen Entscheidung ist, dienen sie doch gleich-

ermaßen als ethische Rechtfertigung (Vgl. Battaglino 

& Damiano, 2012, pp. 152–154). Wenn ein Verkehrs-

teilnehmer oder eine Verkehrsteilnehmerin von der 

Wichtigkeit des Blinkens zu überzeugen ist, weil es 

auch für ihn oder sie sinnvoll zu sein scheint, werden 

bestimmte Ausführungen explizit oder implizit auf 

Werte verweisen. Dies könnte beispielsweise durch 

eine Aussicht auf ein unbeschadetes vorankommen 

und demnach den Wert des Lebens erfolgen, oder in-

dem die Gleichheit von Menschen befürwortet wird 

(Vgl. ADAC, 2017, pp. 1–2; Vgl. Rinderle, 2011, 

pp. 74–77). Es ist daher unerheblich, dass wir kein 

Reich haben, indem sich diese moralischen Werte be-

finden. Maßgeblich ist die Relevanz für zwischen-

menschliche Beziehungen und die grundlegende 

Funktion für Lebensvorstellungen bzw. das eigene 

Selbstverständnis. Nur durch ihre Bezugnahme 

scheint ein moralisches Miteinander überhaupt Sinn 

zu erlangen und einer ethischen Rechtfertigung in-

tersubjektive Plausibilität zu geben.  

 

Gesundheit 

 

Gesundheit beschreibt nicht nur den Zustand eines 

menschlichen Wesens, sondern wird in unserer Ge-

sellschaft als fundamentaler und konstitutiver Wert 

angesehen. In diesem Zusammenhang sind andere 

Werte und Lebensvorstellungen erst dadurch er-

reichbar, wenn ein bestimmter Gesundheitszustand 

überhaupt besteht (Vgl. Flanagan et al., 2016, 

pp. 25–27). Marckmann umschreibt dies wie folgt: 

„Als transzendentales Gut stellt die Gesundheit eine 

Basisvoraussetzung für die Verwirklichung von Le-

benszielen und damit für die Chancengleichheit in 

der Gesellschaft dar.“ (Marckmann, 2008, p. 888). 

Auch Ornstein geht in selbige Richtung, wenn die Ge-

sundheit des Menschen einen besonders hohen Rang 

unter vielen Werten einnimmt (Vgl. Ornstein, 1946, 

pp. 54–57). Erst danach werden untergeordnete mo-

ralische Werte hierarchisch gereiht und in Beziehung 

gestellt. Dennoch ist nicht ganz klar, wie genau Ge-

sundheit überhaupt definiert werden kann. Was für 

Person X als gesund gilt, muss für Person Y nicht die 

gleiche Relevanz besitzen. Dadurch offenbart sich 

nicht nur die pluralistische Auffassung von Moral, 

welche mit diesen moralischen Werten in Verbin-

dung steht, sondern auch die unklare Trennung zwi-

schen Gesundheit und Krankheit (Vgl. Bauer & Jenny, 
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2007, pp. 222–224; Vgl. Sitter-Liver, 2010, pp. 151–

153).  

Gesundheit kann in Anlehnung an Marckmann als 

bestmögliche Grundvoraussetzung für die selbststän-

dige Verwirklichung von Lebenschancen angesehen 

werden (Vgl. Marckmann, 2008, pp. 887–889). Durch 

eine Krankheit – welche die arttypische Funktionsfä-

higkeit verhindert – oder die Reduktion von individu-

ell-verstandener Gesundheit, werden jene Realisati-

onsmöglichkeiten minimiert. Die WHO (World Health 

Organisation) beschreibt Gesundheit als einen Zu-

stand vollständigen körperlichen, seelischen und so-

zialen Wohlbefindens und nicht nur die Abwesenheit 

von Krankheit (Vgl. WHO-Regionalbüro für Europa, 

2013). Bauer und Jenny sehen den Wert Gesundheit 

als etwas dynamisches, was sich nur prozesshaft ver-

wirklichen kann und nicht als abgeschlossenes Resul-

tat existiert. Darin integriert sind positive Konstrukte 

von Wohlbefinden und Handlungsfähigkeit, erwei-

terte Möglichkeiten der Selbstbestimmung und ge-

samtgesellschaftliche Verantwortlichkeiten, für die 

Ermöglichungsbedingung von Gesundheit (Vgl. Bauer 

& Jenny, 2007, pp. 222–224).  

Abgesehen von dieser grundlegenden Schwierig-

keit – Krankheit und Gesundheit objektiv zu determi-

nieren – ist es durchaus plausibel zu sagen, dass eine 

Form von Gesundheit auch von subjektiven Auffas-

sungen abhängig ist, ohne jedoch ein allgemeines 

Verständnis von diesem Wert auszulöschen (Vgl. 

Flanagan et al., 2016, pp. 28–30). In diesem Zusam-

menhang hat zwar die Bedeutung von Gesundheit oft 

mit einem individuellen Erleben zu tun, kann aber 

verallgemeinernd gesprochen zu einem universellen 

Anspruch erhoben werden (Vgl. Bauer & Jenny, 2007, 

pp. 224–227; Vgl. Marckmann, 2008, pp. 888–890). 

Dieser spiegelt sich dahingehend wider, dass Ge-

sundheit als moralischer Wert unabhängig von per-

sönlichen Befindlichkeiten anzustreben ist, auch 

wenn die tatsächliche Konkretisierung derselben von 

personenspezifischen Deutungen bestimmt wird. Ge-

nau dadurch besteht wiederum die Abgrenzung mo-

ralischer- von nicht moralischen Werten, welchen ein 

Maß an Universalisierbarkeit innewohnt. Der Zusam-

menhang zwischen dem Wert Gesundheit und der 

Aufforderung zum Blinken im Straßenverkehr, ist 

nachfolgend zu erschließen (Vgl. Höffe, 2004, 

pp. 139–143; Vgl. Sitter-Liver, 2010, pp. 151–153). 

 

Gesundheit und Blinken 

 

P1: Innerhalb des Straßenverkehrs können sowohl 

das Leben als auch die Gesundheit von Menschen ge-

fährdet sein.  

P2: Gesundheit repräsentiert einen unermessli-

chen Wert, welcher für andere moralische Werte 

konstitutiv ist.  

P3: Ein hohes Maß an Sicherheit ist nützlich, um die 

Gesundheit einzelner Menschen nicht zu gefährden. 

P4: Das sichere Zusammenwirken aller Teilnehme-

rinnen und Teilnehmer im Straßenverkehr wird durch 

absehbare Verhaltensweisen begünstigt.  

P5: Blinken stellt eine gute Möglichkeit dar, um das 

Verhalten von anderen Personen einzusehen als 

auch das eigene Agieren sichtbar zu machen.  

P6: Durch ein sicheres und geregeltes Miteinander 

im Straßenverkehr, kann die Gesundheit aller Indivi-

duen erhalten und geschützt bleiben.  

K: Blinken als verinnerlichte Haltung garantiert 

nicht nur ein koordiniertes Verhalten, sondern er-

möglicht den Erhalt von Gesundheit. 

 

Mit dieser Darstellung soll vor allem die Ausrich-

tung auf den moralischen Wert der Gesundheit zu ei-

ner Sensibilisierung beitragen, dem Blinken im Ver-

kehr mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Eine ethi-

sche Rechtfertigung ist überdies möglich, weil indivi-

duelle Verhaltensweisen einer objektiven Leitlinie 

folgen. Dadurch werden gute Gründe geboten, um 

dem Nicht-Blinken aus persönlicher Überzeugung 

entgegenzuwirken (Vgl. Heinen, 1957, pp. 12–14; 

Vgl. Höffe, 2004, pp. 139–143). Sowohl egoistische- 

als auch moralische Ansatzpunkte sind in diesem Fall 

denkbar. Eine egoistische Person will das eigene Le-

ben erhalten und für sich selbst so gesund wie mög-

lich sein, was eine positive Bereitschaft zum Blinken 

notwendig macht, weil dadurch andere Menschen 

besser auf das egoistische Wesen aufpassen können 

(Vgl. Jörns, 1992, pp. 30–32). Aus ethischer Sicht bie-

tet der Wert Gesundheit genug Überzeugungskraft, 

um derartige Handlungsweisen in die eigene Haltung 

zu integrieren. Eine Handlung wird nicht nur deswe-

gen umgesetzt weil es rational ist oder egoistischen 

Motiven entspricht, sondern moralische Gründe es 

notwendig machen (Vgl. Flanagan et al., 2016, 

pp. 22–24; Vgl. Marckmann, 2008, pp. 887–889). So-

mit sind neben den vernünftigen Überlegungen 

gleichermaßen emotionale Aspekte inbegriffen. Dies 

lässt unseren Respekt für das jeweilige Gegenüber 

zum Ausdruck bringen und anerkennt die Signifikanz 

von moralischen Werten.  

 

Solidaritätsprinzip 

 

Unter diesem Prinzip sind Handlungen und vor al-

lem Einstellungen von menschlichen Wesen zu ver-

stehen, um einander in wechselseitiger Verbunden-

heit und Abhängigkeit zu begegnen (Vgl. Heimbach-

Steins, 2022, pp. 179–182). Diesbezüglich besteht ein 

reziprokes Verhältnis, weshalb wir Menschen inner-

halb einer Gemeinschaft aufeinander angewiesen 

sind. Streithofen deklariert hierfür: „Der Mensch als 

Person ist zugleich individuales und soziales Wesen.“ 

(Streithofen, 1979, p. 85).  Aus diesem Grund geht es 
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insbesondere um die Schaffung von Kooperations-

räumen und gemeinsamen Aktivitäten, wobei nicht 

nur die Gruppe im Vordergrund steht, sondern der 

Mensch an sich, mit seinen individuellen und persön-

lichen Bedürfnissen. Dieser Umstand wird von Furger 

damit verdeutlicht, dass jedem Individuum die 

Chance geboten werden muss, die eigenen Lebens-

vorstellungen zu verwirklichen (Vgl. Furger, 1991, 

pp. 138–141). Zu dieser Verwirklichung kann sich der 

Mensch aber niemals von allen anderen loslösen, 

sondern benötigt die Hilfe und Zuwendung seiner 

Mitmenschen (Vgl. Streithofen, 1979, pp. 83–86).  

Ein Verständnis vom Solidaritätsprinzip gebietet 

die Berücksichtigung von Schwächeren und die damit 

einhergehende Bereitstellung von Kooperationsmög-

lichkeiten, durch die scheinbar stärkeren und mäch-

tigen Personen, als auch die dahinter stehenden In-

stitutionen (Vgl. Curry et al., 2022, pp. 1041–1043). 

Nach Sailer-Pfister geht es aber weniger um ein han-

deln für andere, sondern vielmehr um gemeinsame 

Auseinandersetzungen (Vgl. Sailer-Pfister, 2014, 

pp. 365–367). Streithofen umschreibt für den Begriff 

der Solidarität drei Ansichtsweisen. Diese betreffen 

das Verhältnis der jeweiligen Menschen zueinander, 

das Verhältnis Einzelner zur Gemeinschaft und 

schlussendlich das Zusammenwirken mehrerer Ge-

meinschaften (Vgl. Streithofen, 1979, pp. 84–87). Da-

mit vereinen sich individuelle Aspekte und sozial-ge-

meinschaftliche Überlegungen, welche durch ein so-

lidarisch ausgerichtetes und staatlich verankertes 

System zu bewahren sind. Solidarität bedeutet dem-

nach keinesfalls die subjektive Aufopferung zum 

Wohle der Gemeinschaft, als vielmehr diese gemein-

schaftlichen Vernetzungen nur durch und mit den 

Einzelpersonen gestaltet werden können (Vgl. Fur-

ger, 1991, pp. 138–141; Vgl. Kerber, 1998, pp. 58–

61).  

Individuelle Interessen lassen sich einerseits zu-

meist nur in der Gesellschaft verwirklichen, anderer-

seits kann dieses soziale Gefüge ohne die darin be-

findlichen Menschen nicht existieren. Nach Sailer-

Pfister ist dies folgendermaßen zu deuten: „Solidari-

tät ist ein wechselseitiger Prozess der Teilhabe am Le-

bensgeschick des Anderen.“ (Sailer-Pfister, 2014, 

p. 366). Kerber beschreibt in diesem Zusammenhang 

eine Wechselbezogenheit, welche sich durch morali-

sche Werte erklären lässt (Vgl. Kerber, 1998, pp. 57–

60). Diese sind für zwischenmenschliche Handlungen 

und Entschlüsse unerlässlich, leiten das menschliche 

Wesen in schwierigen Situationen und binden das je-

weilige Gegenüber mit ein. Ausschlaggebend für ein 

solidarisches Miteinander ist die Würde des Men-

schen, welche jedem Menschen anzuerkennen ist 

(Vgl. Heimbach-Steins, 2022, pp. 178–181; Vgl. Sai-

ler-Pfister, 2014, pp. 369–372).    

 

4. Bedeutung für eine Blink-Haltung 

Die bisherigen Überlegungen zur Gesundheit und 

Solidarität lassen darauf schließen, dass durch ihre 

Zuhilfenahme ein adäquates Verhalten im Straßen-

verkehr gefördert werden kann, welches dem Blin-

ken mehr Aufmerksamkeit zu teil werden lässt (Vgl. 

Ori, 2020, pp. 393–395). In diesem Sinne ist nicht nur 

eine subjektive Orientierung an der Gesundheit vor-

stellbar, sondern gleichermaßen die Schaffung von 

Realisationsmöglichkeiten dieses Wertes, für die Mit-

glieder der menschlichen Gemeinschaft (Vgl. Heinen, 

1957, pp. 3–5; Vgl. Marckmann, 2008, pp. 888–891). 

Sofern wir Menschen den eigenen Gesundheitszu-

stand schätzen und demnach jegliche Handlungen 

unterlassen, welche diesem gefährlich werden kön-

nen, spricht vieles dafür, in der Zusammenkunft mit 

anderen Personen auf der Straße zu blinken (Vgl. 

Bauer & Jenny, 2007, pp. 223–226; Vgl. Jörns, 1992, 

pp. 32–34). Aus einer individualethischen Position 

ergibt sich für die jeweiligen Individuen eine Ausrich-

tung an moralischen Werten, wie in diesem Fall der 

Gesundheit (Vgl. Marckmann, 2008, pp. 887–890). 

Demnach löst dieser moralische Wert eine innere 

Motivation aus und erlaubt außerdem eine vernünf-

tige Entscheidung (Vgl. Myyry et al., 2013, pp. 273–

275). Im Zuge dessen sind – wie bereits zuvor darge-

stellt – nicht nur moralisch empfindsame Personen 

dazu verpflichtet, sondern auch Menschen mit egois-

tischen Neigungen. In beiden Fällen lässt die individu-

elle Bewusstmachung dieses Wertes ein passendes 

Handeln und Agieren im Straßenverkehr nicht nur zu, 

sondern fördert auch die damit verbundene Blink-Be-

reitschaft und ihre Verinnerlichung.  

Das Solidaritätsprinzip verbindet sowohl individu-

elle Ansprüche auf ein gelungenes Leben als auch die 

Schaffung von Austauschmöglichkeiten und Koope-

rationen, der hier angesprochenen Einzelpersonen. 

Entscheidend sind nach Furger sozialethische 

Grundsätze, welche auch in den Menschenrechten 

Ausdruck finden (Vgl. Furger, 1991, pp. 139–142). Zu 

diesen zählen beispielsweise das Recht auf Freiheit 

(Vgl. Art.5 EMRK 1950; Vgl. Art.3 AEMR 1948), ein 

Schutz der menschlichen Würde (Vgl. Art.1 AEMR 

1948) oder auch das Anrecht auf Gesundheit (Vgl. 

Art.3 BK 1997; Vgl. Art.25 AEMR 1948). Anhand die-

ser Überlegungen wird deutlich, wie der Zusammen-

hang zwischen moralischen Werten und dem Solida-

ritätsprinzip der christlichen Sozialethik verstanden 

werden kann. Ein solidarisches Miteinander bindet 

einzelne Bedürfnisse und Wünsche von Individuen 

mit ein, ohne jedoch objektive – und die gesamte Ge-

sellschaft betreffende – Gesichtspunkte zu vernach-

lässigen (Vgl. Heimbach-Steins, 2022, pp. 178–180). 

Ziel dabei bleibt eine soziale Ordnung innerhalb der 

Gesellschaft (Vgl. Curry et al., 2022, pp. 1043–1045; 

Vgl. Kerber, 1998, pp. 58–61). Diese wird auch durch 

moralische Werte bestimmt, welche für ein Handeln 
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und Entscheiden unerlässlich sind. Damit einher geht 

ebenfalls eine Objektivierbarkeit, weil diesen Werten 

auch dann zugestimmt werden kann, sollten nicht 

notwendigerweise persönliche Ansprüche realisier-

bar sein. 

Gesundheit ist leichter zu bewahren, wenn andere 

diesen Wert nicht nur für sich selbst schätzen, son-

dern kooperativ und menschenwürdig miteinander 

umgehen. Solidarität und die damit assoziierbaren 

Gesichtspunkte, schützen die Realisationsmöglich-

keiten der individuellen Lebensvorstellungen, was 

den Wert Gesundheit integriert (Vgl. Hautzinger et 

al., 2011, pp. 14–17; Vgl. Marckmann, 2008, pp. 888–

891). Kerber zufolge sind beide Aspekte mit dem Be-

griff des Sollens in Einklang zu bringen, was eine neu-

erliche Verbindung offenbart (Vgl. Kerber, 1998, 

pp. 58–61). Sowohl die Achtung von Gesundheit als 

auch solidarische Haltungen führen zu einer individu-

ellen und kollektiven Verpflichtung, diesen Ansprü-

chen gerecht zu werden (Vgl. Sitter-Liver, 2010, 

pp. 153–155; Vgl. Strentz, 2002, pp. 265–267). Nach 

Streithofen sind Handlungen, welche auf die Gemein-

schaft ausgerichtet sind, nicht nur sinnvoll für das all-

gemeine Wohl, sondern nützen vielmehr auch dem 

Individuum (Vgl. Streithofen, 1979, pp. 84–87). Folg-

lich erlaubt die Ausrichtung auf ein solidarisches Mit-

einander Vorteile für eigene Lebensinteressen, kann 

aber gleichermaßen von moralisch empfindsamen 

Personen als notwendiger Habitus verstanden wer-

den (Vgl. Heimbach-Steins, 2022, pp. 181–183; Vgl. 

Heinen, 1957, pp. 10–14).  

Anhand der bisherigen Überlegungen gibt es nun 

zwei ethisch plausible Gründe, um das Blinken im 

Straßenverkehr als persönliche und kollektive Leitli-

nie zu verinnerlichen. Dazu gehören positive Anreize 

für das Blinken, um aus individualethischer Sicht den 

Wert der Gesundheit zu erhalten (Vgl. Höffe, 2004, 

pp. 138–142). Zudem wird durch das Solidaritätsprin-

zip ein sozialethisch-orientiertes und gesellschaftli-

ches Miteinander vermittelt, welches vom Menschen 

erstrebt werden soll (will). Um diese wechselseitige 

Verbundenheit nicht zu gefährden bzw. zu erhalten, 

kann ein angemessenes Verhalten im Straßenverkehr 

dienlich sein (Vgl. Kroher, 2014, pp. 214–217). Wer 

von anderen erwartet, dass sie sich im Verkehr durch 

ein Blinken zu erkennen geben, ist solidarisch dazu 

verpflichtet, gleichermaßen zu agieren. Beide As-

pekte fördern nicht nur durch ihre Verinnerlichung 

eine dem Straßenverkehr angemessene Haltung, 

sondern können durch ein etabliertes Blink-Verhal-

ten – und die damit einhergehende Förderung von 

Solidarität und Gesundheit – auch tatsächlich reali-

siert und bewahrt werden.  

 
5. Ethische Implikationen 

Die Bedeutung moralischer Werte wurde bereits 

thematisiert, welche im Zusammenhang mit dem 

Nicht-Blinken im Straßenverkehr stehen, jedoch häu-

fig zu wenig Beachtung finden (Vgl. Sugiharto, 2021, 

pp. 360–362). Dies spiegelt sich durch riskante Fahr-

weisen und rücksichtlose Personen wider, denen es 

weder um ein sicheres Ankommen an der jeweiligen 

Destination geht noch die Werte wie etwa Gesund-

heit oder Gleichheit von Bedeutung sind. Im Straßen-

verkehr sind wir Menschen aufeinander angewiesen 

und müssen uns auf den jeweils nächsten verlassen 

können (Vgl. Hautzinger et al., 2011, pp. 15–18). Wer 

allerdings bewusst auf das Blinken verzichtet, igno-

riert nicht nur die Gesundheit anderer Menschen, 

sondern gefährdet sich selbst. Heinen spricht hierzu 

von fehlendem Einschätzungsvermögen für die Wirk-

lichkeit von Verkehrssituationen, wenn Subjekte aus-

schließlich auf sich selbst schauen (Vgl. Heinen, 1957, 

pp. 14–17). Verletzungen und Unfälle werden be-

günstigt, weil Verhaltensweisen nicht vorherzusehen 

sind (Vgl. Jörns, 1992, pp. 32–34; Vgl. Mobile.de 

GmbH, 2019, pp. 1–4).  

Zugegebenermaßen ist es vorstellbar, dass Men-

schen nicht mit Absicht auf das Blinken vergessen, 

sondern einfach abgelenkt sind oder im Moment kein 

Bewusstsein dafür aufbringen. Wiederum spiegelt 

sich dadurch ein falsches bzw. unzureichendes Ver-

ständnis der Wichtigkeit moralischer Werte und da-

mit einhergehend normativer Erwartungen wider 

(Vgl. Marckmann, 2008, pp. 887–890; Vgl. Serramia 

et al., 2018, pp. 264–266). Ihre Bedeutung kommt 

nicht dadurch zum Vorschein, dass sie dem jeweili-

gen Individuum stets zum Vorteil verhelfen. Werte 

und ihre Befolgung richten sich an ein breiteres Pub-

likum, indem allen Individuen ein gelingendes Leben 

ermöglicht wird (Vgl. Pfeifer, 2013, pp. 31–35). Be-

stimmte Personen respektieren weder die Rechts-

norm für das Blinken, noch die implizit dahinter ste-

henden moralischen Überlegungen (Vgl. Heinen, 

1957, pp. 8–11). In diesem Sinne ist sowohl das be-

wusste als auch das unbewusste Ignorieren der Blink-

Tätigkeit aus einer ethischen Sicht äußerst bedenk-

lich und scheint kaum zu rechtfertigen. 

Eine Verbindung von Gesundheit und Solidarität 

wird nach Bauer und Jenny vor allem im Kontext so-

zialer Unterstützung und diesbezüglicher Netzwerke 

sichtbar (Vgl. Bauer & Jenny, 2007, pp. 225–228). In-

dividuen helfen sich innerhalb dieser Gruppen gegen-

seitig und führen zu einem Erhalt der Gesundheit und 

Sicherheit aller. Zudem etabliert sich diese Gemein-

schaft und stabilisiert wechselwirkend individuelle 

Handlungen (Vgl. Marckmann, 2008, pp. 889–893). 

Auch der Straßenverkehr gleicht mehr als nur in An-

sätzen einem derartigen Netzwerk, indem personen-

bezogene Handlungen mit kollektiven Rahmenord-

nungen zusammenfallen. In diesem Zusammenhang 

ist sowohl der individuelle Gesundheitszustand als 

auch das gesellschaftliche Gut Gesundheit zu bewah-

ren und befördern, sofern wir ein solidarisches und 
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kooperatives Miteinander pflegen (Vgl. Kroher, 2014, 

pp. 214–217; Vgl. Sailer-Pfister, 2014, pp. 368–371).  

Die bereits skizzierten Überlegungen zum Sicher-

heits-Aspekt werden zwar durch rechtliche Vorgaben 

ebenfalls berücksichtigt, können aber durch ethische 

Begutachtungen noch weiter in das Blickfeld rücken. 

In diesem Sinne repräsentieren die beiden Werte sig-

nifikante und intersubjektiv nachvollziehbare 

Gründe, um das Blinken als routinemäßige Handlung 

zu etablieren. Wer beim Abbiegen auf einer Kreuzung 

keine Anstalten macht das eigene Verhalten anzuzei-

gen, verunmöglicht nicht nur einen sicheren Ver-

kehrsablauf, sondern gefährdet andere Personen 

und sich selbst (Vgl. § 9 StVO 2013). Beispielsweise 

könnte Person A auf einer Kreuzung nach links oder 

rechts abbiegen, was allerdings die in die Kreuzung 

einfahrende Person B nicht erkennen kann (Vgl. 

Hautzinger et al., 2011, pp. 22–24). Durch ein ab-

sichtliches Nicht-Blinken ist es für B unmöglich die 

Handlung vorherzusehen. A fährt ohne zu blinken 

nach links und schneidet den Weg von B, was einen 

Unfall nach sich zieht. Zumeist bekommt A dafür auch 

die Hauptschuld, weil das Blinksignal unterlassen 

wurde (Vgl. ADAC, 2017, pp. 1–2; Vgl. § 11 StVO 

1960). Neben der Gefährdung von anderen Personen 

steht für A ebenfalls – etwas dramatisch ausgedrückt 

– das eigene Leben auf dem Spiel (Vgl. Ori, 2020, 

pp. 398–400). Ein hinterherfahrendes Auto kann ge-

nauso wenig vorhersagen, wohin A fahren will, womit 

ein Auffahrunfall begünstigt wird (Vgl. Heinen, 1957, 

pp. 4–7; Vgl. Ströer Digital Publishing GmbH, 2020, 

pp. 1–2). 

 

 

6. Handlungsvorschläge 

Bislang wurden Herausforderungen dargestellt, 

welche sich durch das Nicht-Blinken im Straßenver-

kehr ergeben. Unerlässlich scheint eine unterstüt-

zende und wechselseitig verbundene Verkehrsge-

meinschaft, in der sich sowohl das Individuum selbst 

zu gewissen Handlungen moralisch verpflichtet als 

auch institutionelle Strukturen derartige Handhabun-

gen erleichtern (Vgl. Strentz, 2002, pp. 273–275). Die 

bisherigen Darstellungen von unterschiedlichen 

Spannungsfeldern und dem normativen Orientie-

rungsrahmen, führen nun zu einer Konzeption von 

Handlungsoptionen. Diese sollen sich nicht nur an 

das Individuum selbst richten, sondern in einem insti-

tutionellen Rahmen verinnerlicht und umgesetzt 

werden (Vgl. Serramia et al., 2018, pp. 267–269; Vgl. 

von Goessel, 1974, pp. 30–33). 

 

Das Individuum 

 

Essentiell sind eine persönliche Wachsamkeit und 

wiederkehrende Schulungen bzw. Trainings, um den 

Anforderungen des modernen Verkehrs gerecht zu 

werden. Zudem können die beiden Aspekte (Gesund-

heit, Solidarität) dem Individuum als Leitlinien die-

nen, ohne ausschließlich auf rechtlichen Normen zu 

achten. Auch wenn adäquate Signalhandlungen für 

viele Individuen als etwas selbstverständliches ange-

sehen werden, können periodische Trainings äußerst 

hilfreich sein (Vgl. Kühn, 2008, pp. 130–132). Für Von 

Goessel scheint sogar eine regelmäßige Überprüfung 

– alle fünf Jahre – der Fahrtüchtigkeit sinnig (Vgl. von 

Goessel, 1974, pp. 62–64). Dabei ist besonders auf 

moralischer Ebene zu sensibilisieren und nicht nur 

mit rechtlichen Strafen abzuschrecken. Dies betont 

Kroher ebenfalls, weil bestrafende Hinweise weniger 

Anreiz – als moralische Hinweise – zu einer Verhal-

tensänderung geben (Vgl. Kroher, 2014, pp. 215–

217).  

Ähnliches gilt für die Zusammenarbeit der Indivi-

duen einer Gesellschaft, welche sich am Solidaritäts-

prinzip der christlichen Sozialethik orientieren kön-

nen. Diesbezüglich wird nicht nur dem jeweiligen Ge-

genüber etwas gegeben und verfügbar gemacht, 

sondern ebenfalls der eigenen Person, durch die ge-

schaffene und solidarisch orientierte Gemeinschaft. 

Insbesondere normabweichendes Verhalten kann 

andere Personen zu einer vergleichbaren Handlung 

ermutigen, was ein kooperatives Miteinander in Ge-

fahr bringt. Andererseits bedeutet dies: „Je mehr Per-

sonen die Norm befolgen, umso schwerwiegender 

wird ein Normbruch angesehen.“ (Kroher, 2014, 

p. 205). Anhand dieser Überlegungen sind alle Gesell-

schaftsmitglieder dazu aufgefordert, sich in ange-

messener Form auf den Straßen zu verhalten, um ein 

funktionsfähiges Sozial-Gefüge zu erhalten (Vgl. Ori, 

2020, pp. 402–404).  

Als moralisches Vorbild ist eine Person anzusehen, 

welche sich im Kontext dieses Beitrages jene Blinker-

Handlungen in den persönlichen Habitus integriert. 

Durch ständige Bereitschaft und Achtsamkeit wird 

sich im Laufe der Zeit eine Gewöhnung einstellen, da-

mit nicht immer wieder an das Blinken gedacht wer-

den muss – es entfaltet sich ein Persönlichkeitsmerk-

mal (Vgl. Curry et al., 2022, pp. 1050–1052; Vgl. von 

Goessel, 1974, pp. 64–66). Damit einher geht auch 

eine Vorbildwirkung für andere Menschen (Vgl. Kro-

her, 2014, pp. 206–209; Vgl. Pfeifer, 2013, pp. 37–

41). Wenn Individuen auf öffentlichen Straßen den 

vorgestellten Ansprüchen gerecht werden, dienen 

sie als optimale Beispiele und Symbolfiguren für an-

dere Personen. 

 

Die Gesellschaft 

 

Eine Gemeinschaft funktioniert durch Zusammen-

wirken der einzelnen Mitglieder. Diese müssen sich 

vertrauen und helfen können, was allerdings durch 

die Handlungsweisen der nicht-blinkenden Men-

schen mehr als schwer zu realisieren ist (Vgl. Yokoi & 
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Nakayachi, 2021, pp. 1467–1469). Obwohl rechtliche 

Vorgaben existieren, scheint jenes Verhalten in den 

letzten Jahren immer mehr zugenommen zu haben 

und kann demnach nicht auf eine fehlende Rechts-

ordnung geschoben werden (Vgl. Hilgendorf, 2019, 

pp. 147–149). Laut mobile.de ergab eine Studie der 

DEKRA-Forschung aus dem Jahre 2018, dass nur die 

Hälfte der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrs-

teilnehmer in Deutschland den Blinker richtig benut-

zen (Vgl. Mobile.de GmbH, 2019, pp. 2–5), in Öster-

reich waren es im Jahre 2016 auch nur 62 Prozent 

(Vgl. OEAMTC, 2022, pp. 1–3). Was es braucht sind 

gesellschaftspolitische Leitlinien, wiederkehrende 

Schulungen und eine Verständigung zu diesem 

Thema. Hierfür wäre eine Auffrischung der Führer-

scheinprüfung alle 10 Jahre, eine gute Option. Bauer 

und Jenny sehen für das Gut Gesundheit eine we-

sentliche gesellschaftspolitische Zukunftsaufgabe da-

rin, dass jener Wert für alle Menschen realisierbar ge-

macht wird (Vgl. Bauer & Jenny, 2007, pp. 238–241; 

Vgl. Marckmann, 2008, pp. 887–889).  

Stärkere Maßnahmen könnten ein richtiger Schritt 

sein, wozu nicht nur Geldstrafen zählen sollten. Mo-

mentan scheinen andere Delikte um einiges schlim-

mer behandelt und sanktioniert zu werden, obwohl 

denkbare Konsequenzen im Straßenverkehr verhee-

rend sind. Diese könnten – ähnlich wie beim Tabak-

konsum und der Darstellung von abschreckenden Bil-

dern auf den Verpackungen (Vgl. Deutsches Ärzte-

blatt, 2020, pp. 1–2; Vgl. von Goessel, 1974, pp. 60–

63) – in einem medialen Format abgebildet werden. 

Hierzu bieten sich das Internet und soziale Medien 

an. Dadurch soll die breite Öffentlichkeit auf mögli-

che Folgen aufmerksam gemacht werden und ein 

Umdenken stattfinden, indem die Blink-Verweige-

rung immer mehr in den Hintergrund rückt.  

Moderne Verkehrsmittel verfügen in der Regel 

über eine Fülle an technischer Unterstützung, wie 

beispielsweise den Berganfahrassistenten, den 

Spurhalteassistenten, ESP und ABS, den adaptiven 

Tempomat oder die automatische Verkehrszeichen-

erkennung (Vgl. ADAC, 2021, pp. 1–5). Diese Überle-

gungen machen deutlich, inwiefern sich das mensch-

liche Individuum bereits beim tagtäglichen Fahren 

auf öffentlichen Straßen, diverse Techniken zu Nutze 

macht. Diesbezüglich scheint es aktuell keineswegs 

ausgeschlossen, auch das Blinken noch weiter tech-

nisch zu unterstützen. Vermehrte Hinweise an Kreu-

zungen, Haltepositionen und sonstigen Teilbereichen 

der Fahrbahn, könnten das Bewusstsein für ein ent-

sprechendes Blink-Verhalten ebenfalls begünstigen. 

Dies wird etwa an Kreisverkehren umgesetzt, indem 

ein Schild mit der Beschriftung beim entfernen Blin-

ken gut ersichtlich montiert ist (Vgl. Kroher, 2014, 

pp. 209–211; Vgl. OEAMTC, 2022, pp. 1–3). Derartige 

Visualisierungen sind eine Möglichkeit, um dem 

Problem der fehlenden Aufmerksamkeit entgegenzu-

wirken.  

 

7. Schlussüberlegungen 

Nach den bisherigen Ausführungen stellt das Ver-

halten des Nicht-Blinkens im Straßenverkehr unsere 

Gesellschaft vor ethische Probleme, welche über 

rechtlich verbotene Handlungsweisen hinaus gehen 

(Vgl. Jörns, 1992, pp. 42–45). Mit dem Verweis auf 

den Wert Gesundheit und die im Solidaritätsprinzip 

der christlichen Sozialethik zum Ausdruck gebrachten 

Kooperationsmöglichkeiten, ist eine wechselseitige 

Abhängigkeit aller Menschen offenkundig. Durch ein 

bewusstes und moralisch akzeptables Verhalten – 

welches sich in einem Bewusstwerden der ethischen 

Wichtigkeit des Blinkens im Straßenverkehr reprä-

sentiert – ist es nicht nur möglich, sich einem ethi-

schen Ideal immer weiter anzunähern, sondern 

gleichzeitig die beiden Aspekte Gesundheit und Soli-

darität zu verwirklichen. Eine scheinbare Überforde-

rung durch eine permanent-notwendige Aufmerk-

samkeit für das Blinken, ist aus meiner Sicht nicht ge-

geben. Wer einen Führerschein besitzt, sollte best-

möglich für die Teilnahme am Straßenverkehr ausge-

bildet sein (Vgl. § 1 Abs.1-2 StVO 2013). Vielmehr 

müssen sich Personen, welche einem angemessenen 

Blinkverhalten nicht gerecht werden können oder 

wollen, die Frage stellen, welche Berechtigung sie 

dann überhaupt haben, am öffentlichen Verkehr teil-

zunehmen. Fehlende Qualifikation, Kompetenz oder 

Aufmerksamkeit gefährden andere Personen. Ob 

diese Menschen auf ihren Straßen mit solchen Indivi-

duen zusammentreffen wollen, welche derartige 

Mängel aufweisen, scheint äußerst unwahrschein-

lich. Aus ethischer Sicht kann es nicht gerechtfertigt 

sein, eigene Defizite problemlos zu tolerieren, diese 

aber bei den Mitmenschen sofort zu bemängeln (Vgl. 

Heinen, 1957, pp. 14–17; Vgl. Sailer-Pfister, 2014, 

pp. 369–372). Schlussendlich sind Individuen auf die 

Gemeinschaft angewiesen, weil nur darin ein gelun-

genes Leben, mit der Realisation von Lebenszielen, 

umsetzbar wird. Zudem formt ein gesellschaftliches 

Miteinander als gedankliches Konstrukt die subjekt-

bezogenen Handlungen, was eine wechselseitige 

Verbundenheit offenbart (Vgl. Bauer & Jenny, 2007, 

pp. 229–232; Vgl. von Goessel, 1974, pp. 21–24). An-

hand der beiden dargestellten Konstrukte werden 

plausible Gründe dargeboten, welche durch rechtli-

che Gebote und Verbote nicht in gleichem Umfang 

realisierbar sind. Nun gilt es diesem ethisch vertret-

baren Sollen aus persönlicher Überzeugung zu fol-

gen. 
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